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Neichshaupk- und ee Keſidensknak Glien. 
Erſcheint jeden Dienstag und Freitag abends. 
Nr. 52. Dienstag, den 30. Juni 1896. Jahrgang V. 


Pränumerationspreiſe: , 


Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl. 
„ mit Zustellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


| Für die Provinz: ganzjährig d fl., halbjährig 4 fl. 


Einzelnexemplare a 10 kr. im Redactionslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderath. 
Slenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 25. Juni 

1896 unter dem Vorſitze der Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Karl Lueger und Dr. Joſef Neumayer. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Die Sitzung iſt beſchluſs⸗ 
fähig, ich erkläre ſie daher für eröffnet. 

1. Ich gebe den Herren bekannt, daſs Herr Bürgermeiſter 
Strobach ſeine Abweſenheit von der heutigen Sitzung entſchuldigt 
und mich mit der Leitung der Verſammlung betraut hat. Weiters 
find entſchuldigt die Herren Gem.-Räthe Hipp und Sebaſtian 
Grünbeck. 

2. Urlaube wurden ertheilt: an Herrn Gem.-Rath Staſtnik 
ein Urlaub auf vier Wochen, und zwar vom 7. Juli an, an 
Herrn Gem-Rath Schedifka ein Urlaub von 14 Tagen, vom 
25. Juni an, an Herrn Gem.-Rath Sebaſtian Grünbeck ein 
Urlaub vom 30. Juni bis incl. 2. Juli. 

3. Es iſt folgendes Schreiben eingelangt (liest): 

„Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 

Gleichzeitig mit dieſem Briefe und mit derſelben pſeudonymen 
Namensfertigung gebe ich an Euer Hochwohlgeboren eine Poſt— 
anweiſung auf 300 fl. auf. 

Dieſe 300 fl. widme ich aber nicht zu Armen— oder Wohl⸗ 


thätigkeitszwecken, ſondern ſie ſollen in die ohnehin nicht ſehr volle 
Gemeindecaſſa kommen und überhaupt ſo verwendet werden, 
allenfalls eingegangene Steuern. 

Ich bitte, hochverehrter Herr Bürgermeiſter, dieſe Schenkung 
mit der bezeichneten Widmung in einer der nächſten Sitzungen 
dem löblichen Stadtrathe zur Kenntnis zu bringen. 


wie 


Der Bericht im Amtsblatte der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien iſt für mich zugleich die Beſtätigung für den Empfang 
und die Annahme des Geldes. 

In vorzüglicher Hochachtung und Verehrung 

| Karl Reger m. p.“ 

Es wird dem Spender der Dank der Verſammlung 

ausgeſprochen. (Beifall.) 


4. Herr Oberbaurath Otto Wagner, Architekt und Profeſſor 
an der k. k. Akademie der bildenden Künſte, hat an den Herrn 
Bürgermeiſter ein Schreiben ddto. 19. Juni 1896 gerichtet, in 
welchem er erklärt, daſs er die übernommene Ehrenſtelle als Mitglied 
der Wiener Baudeputation zurückzulegen gezwungen ſei. Die Gründe, 
welche ihn dazu bewegen, ſeien in ſeiner gegenwärtigen Arbeits— 
überbürdung zu ſuchen; auch müſſe er erwähnen, daßs ihm jede 
Luſt zur Löſung juridiſch-techniſcher Fragen fehle. Bei feiner 
telephonifchen Zuſage war er der Meinung, daſs es fi nur um 
baukünſtleriſche Fragen handeln würde, die ihm geſtern zuge— 
kommenen Referate haben ihn vom Gegentheile überzeugt. 

Ich werde die Erſatzwahl auf die Tagesordnung einer der 
nächſten Sitzungen ſtellen laſſen. 

5. Ferner hat Herr College Hallmann in einer Zuſchrift 
erklärt, daſs er nicht in der Lage ift, die am 5. d. M. auf ihn 
gefallene Wahl zum Mitgliede der Special-Commiſſion zur Leitung 
des k. k. technologiſchen Gewerbemuſeums in Wien auf die Dauer 
von drei Jahren annehmen zu können. 

Ich werde auch dieſe Erſatzwahl auf die Tagesordnung einer 
der nächſten Sitzungen ſtellen. 

6. Weiters iſt eine Zuſchrift des Herrn Leopold Bürger 
eingelangt, in welcher derſelbe mittheilt, daſs über Auftrag der 
Stadtgemeinde Baden bei Wien ein Kehrichtwagen ſeines Syſtems 
hergeſtellt wurde, welcher bis zur vollſtändigen Fertigſtellung der 
Sammelgefäße, ſomit jedenfalls bis 12. Juli d. J., in Wien 
verbleibt. Er ladet nun die e ein, dieſen Wagen 


zu beſichtigen. 
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Ich werde die nöthigen Vereinbarungen mit dem Herrn treffen 
und dann die Einladungen an die einzelnen Herren ergehen laſſen. 

7. Ferner iſt eine Zuſchrift der Accumulatoren— Se ⸗Actien⸗ 
geſellſchaft, Generalrepräſentanz Wien ddto. 18. Juni 1896 ein- 
gelangt, in welcher das Präſidium und der Stadtrath erſucht 
werden, die betreffende Geſellſchaft, deren Accumulatorenwagen 
in pendelndem Verkehre auf der Linie Bellariaſtraße —Burggaſſe 
verkehrt, mit ihrem Beſuche bei den Probefahrten zu beehren. 

Es wurde vereinbart, dafs eine ſolche Probefahrt Mittwoch 
den 1. Juli, um 4 Uhr nachmittags, ſtattfind et und lade ich die 
Herren ein, an dieſer Probefahrt theilzunehmen. 


8. Herr College Schleſinger hat in der letzten Sitzung 


eine Interpellation folgenden Inhaltes geſtellt (liest): 

„Bei dem Durchbrüche von der Lerchenfelderſtraße zur Thalia— 
ſtraße liegen die Kreuzungen mit der Kaiſerſtraße, Blindengaſſe 
und Gürtelſtraße. Der Verkehr wird dort immer ein äußerſt leb— 
hafter ſein und wird ſich daſelbſt ein Rettungsplatz als dringend 
nothwendig erheiſchen. 

Ich ſtelle daher die Anfrage, ob dieſem Gegenſtande ſchon 
die Aufmerkſamkeit zugewendet worden iſt?“ 

Ich habe dieſe Interpellation dem Stadtbauamte zur Auße— 
rung zugewieſen und das Stadtbauamt äußert ſich über dieſen 
Gegenſtand in folgender Weiſe (liest): 

„Die Straße über den Gürtelſpiegel zur Verbindung der 
Lerchenfelder- mit der Thaliaſtraße iſt eine proviſoriſche und wird 
wahrſcheinlich heuer noch in die geradlinige Verbindung der 
Lerchenfelder- mit der Thaliaſtraße umgelegt werden. 

Zur Ermöglichung dieſer Straßenumlegung wurde von der 
Gemeinde der in die neue Straße fallende Theil des Grundes 
des Hauſes Or.⸗Nr. 123 Kaiſerſtraße angekauft und die darauf 
ſtehenden Gebäude demoliert, und werden daſelbſt über Sommer 
die Hauptcanäle, Waſſer⸗, Gasleitungsrohre und Kabel, dem 
neuen Straßenzuge entſprechend, umgelegt. 

Schon aus dieſem Grunde iſt es nicht angezeigt, an der 
Einmündung der proviſoriſchen Straße in die Blinden- reſpective 
Kaiſergaſſe einen Rettungsplatz herzuſtellen. 

Übrigens würde durch die Herſtellung eines Rettungsplatzes 
an dieſer nicht breiten Straßenſtrecke der Verkehr von Fuhrwerken 
erſchwert und hiedurch die Sicherheit der Paſſage nicht verbeſſert 
werden.“ 

9. Derſelbe Herr College, Gem.-Rath Profeſſor Schle— 
ſinger, hat in der letzten Sitzung eine Interpellation geſtellt, 
betreffend das Stationsgebäude der Hochbahn nächſt der Breiten— 
felderkirche, welche Interpellation in der Frage gipfelt: Was ge— 
denkt der Herr Bürgermeiſter in dieſer Angelegenheit vorzukehren, 
um Wien vor der vandaliſchen Zerſtörung eines ſeiner ſchönſten 
Stadtbilder womöglich noch zu bewahren? Ich habe dieſe Inter⸗ 
pellation ebenfalls dem Stadibauamte zur Außerung zuſtellen 
laſſen und das Stadtbauamt äußert ſich in folgender Weiſe. Ich 
erſuche einen der Herren Schriftführer, dieſe Außerung zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-Rath Obriſt (liest): 

„Die Baupläne für das Aufnahmsgebäude der Halteſtelle 
„Joſefſtädterſtraße“ der Gürtellinie der Wiener Stadtbahn 
wurden mit dem Erlaſſe der k. k. n.⸗ö. Statthalteri vom 
15. März 1896, 3. 21055, dem Magiſtrate zur Abgabe einer 


Außerung über dieſelbe vom Standpunkte der Localintereſſen über- 


mittelt. Dieſem Auftrage wurde ſeitens des Magiſtrates mit dem 
Berichte vom 4. April 1896, Z. 51031, Folge gegeben. 
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Die Ermächtigung zur Abgabe der diesbezüglichen, vom Magi⸗ 
ſtrate beantragten zuſtimmenden Erklärung erfolgte mit der Ent— 
ſchließung des leitenden k. k. Bezirkshauptmannes Dr. v. Friebeis 
vom 3. April 1896, Z. 2360. 


Die Genehmigung des vorgelegten Projectes wurde ſeitens 
der k. k. n.⸗ö. Statthalterei mit dem Erlaſſe vom 25. Mai 1896, 
Z. 43539, namens des h. k. k. Eifenbahnminiſteriums ertheilt, 
nachdem die k. k. Generaldirection der öſterreichichen Staatsbahnen 
gegen die von Seite der Gemeinde Wien in der obcitierten Er— 
klärung geſtellten Vorbehalte und Bedingungen keine Einwendung 
erhoben hatte. 

Hiezu wird in formeller Beziehung bemerkt, dafßs die definitive 
Feſtſtellung der Lage der Stationen und Halteſtellen, ſowie deren 
Ausdehnung in der Länge und Breite im allgemeinen im Sinne 
der Handelsminiſterial-Verordnung vom 25. Jänner 1879, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 19, bereits bei der Stations-Commiſſion und 
politiſchen Begehungs-Verhandlung vorzunehmen iſt. 

Hinſichtlich der Theilſtrecke Weſtbahnhof-Michelbeuern fanden 
die obgenannten Commiſſions-Verhandlungen am 9. Februar 1894 
ſtatt und wurde bei dieſer Gelegenheit zufolge Plenarbeſchluſſes 
des Gemeinderathes vom 8. Februar 1894, 3. 599, gegen die 
Anzahl, Situierung und Benennung der Halteſtellen, worunter ſich 
auch die Halteſtelle „Joſefſtädterſtraße“ befindet, keine Einwendung 
erhoben. | 

Die Beurtheilung der Baupläne vom Standpunkte der Local— 
intereſſen bezieht ſich im weſentlichen auf die Prüfung, ob die 
nunmehr im Detail vorliegende Anordnung der Baulichkeiten 
hinſichtlich der Lage und Ausmaße mit den bei der politiſchen 
Begehungs⸗Commiſſion im allgemeinen feſtgeſetzten Daten über— 
einſtimmt, und ferner auf die Antragſtellung in Betreff der Aus— 
führung der durch den Hochbau bedingten Straßen- und Canal— 
herſtellungen, Trottoiranlage und Einmündung der Hauscanaliſation 
in den Straßencanal, ferner Verſchreibung der Gebür ꝛc., ſowie in 
Betreff der Handhabung der Feuerpolizei. 

In materieller Hinſicht wird bemerkt, daßs die Situierung 
und Ausmaße des Aufnahmsgebäudes durchaus dem bei der 
politiſchen Begehung vorgelegten Projecte entſprechen und daſs 
dieſe Ausmaße ſelbſt in Anſehung des insbeſondere an Sonn- und 
Feiertagen zu erwartenden großen Verkehres nicht übermäßig be— 
meſſen ſind, ſondern daſs im Gegentheile in der Länge der 
Perrons, welche im allgemeinen mit 100 m beſtimmt iſt, in Be— 
rückſichtigung der localen Verhältniſſe eine Verminderung auf 
84 m vorgenommen wurde. 

Da der Beſtand von Halteſtellen, welche den Bedürfniſſen des 
Publicums und der raſchen Abwicklung des Verkehres in ent— 
ſprechender Weiſe Rechnung tragen, unbedingt die Anlage von 
gedeckten Perrons und eines Aufnahmsgebäudes verlangt, müfste, 
um der mit dieſen Herſtellungen zuſammenhängenden theilweiſen 
Verſtellung der Ausſicht auf die Breitenfelderkirche wirklich zu be— 
gegnen, die Halteſtelle überhaupt verlegt werden, und gerade in 
die bei der Hasnerſtraße beginnende Tiefbahnſtrecke, da ſich der 
Nachtheil der Verdeckung der Ausſicht an einer anderen Stelle der 
Hochbahnſtrecke ſelbſtverſtändlich ebenfalls bemerkbar machen würde. 
Durch dieſe Verlegung würden aber die in der Joſefſtädterſtraße 
und Lerchenfelder Hauptſtraße liegenden Stadttheile in verfehrs- 
techniſcher Hinſicht entſchieden geſchädigt, ohne daſs die an die 


Hasnerſtraße angrenzenden Bezirkstheile hievon einen beſonderen 
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Vortheil hätten, weil die Halteſtelle „Burggaſſe“ von der ge— 
nannten Straße ohnehin nicht weit entfernt iſt. 

Schließlich wird bemerkt, dafs nach hierortiger Anſicht in 
Anbetracht des Umſtandes, das der freie Ausblick auf die Breiten— 
felder Kirche in ihrem Geſammtbilde von der äußeren Gürtel— 
ſtraße aus ohnehin durch die currente Viaductſtrecke auf jeden Fall 
beeinträchtigt iſt, der durch die circa 6 m betragende Überhöhe der 
Halteſtelleanlage bedingten Vergrößerung der verdeckten Fläche des 
Kirchengebäudes keine beſondere Bedeutung beizumeſſen wäre.“ 

Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Ich perſönlich füge bei, 
dass ich jederzeit ein Gegner der Hochbahn an dieſer Stelle geweſen 
bin. Der Herr Interpellant weiß aber ebenſo gut wie ich, dajs 
alle Bemühungen, den Bau der Hochbahn dort zu vereiteln und 
an deren Stelle eine Tiefbahn durchzubringen, vergeblich geblieben 
ſind. Die Sache iſt derzeit endgiltig entſchieden und ich bin daher 
überzeugt, daſs die Hochbahn dort leider gebaut werden wird, wie 
ich auch weiters überzeugt bin, dass nach einigen Jahren oder 
Jahrzehnten dieſelbe ebenſo gut wie die Hochbahn, welche jetzt 
längs der Landſtraße geht, entfernt werden wird. 


10. Ich theile den Herren weiter mit, dafs von der Faſsbinder— 
genoſſenſchaft eine Petition eingelangt iſt, welche lautet (liest): 
„Hochlöblicher Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und 

Reſidenzſtadt Wien! 

Die ehrfurchtsvoll unterzeichnete Genoſſenſchaft der Fassbinder 
in Wien erlaubt ſich dem hochlöblichen Gemeinderathe der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien die Bitte um Aufhebung des 
Hauſierhandels mit Faſsbinderwaren für Wien ergebenſt zu unter— 
breiten und dieſelbe durch folgende Gründe zu unterſtützen: 

Die Genoſſenſchaft der Fassbinder wird durch die äußerſt 
traurige Lage, in welcher ſich das Faſsbindergewerbe ſeit vielen 
Jahren befindet und deren Urſache nicht in letzter Linie der ſtets 
mehr überhandnehmende Hauſierhandel mit Binderwaren iſt, zu dieſer 
Bitte förmlich gedrängt. Von allen Seiten bedrängt, durch die 
rückſichtslofe. Ausnützung des § 37 der Gewerbeordnung ſeitens 
der Bierbrauer, Spirituserzeuger, Weinhändler ꝛc. in ihrer Exiſtenz 
bedroht, erſcheint die Concurrenz der ungariſchen Hauſierer, welche 
ſich mit dem Vertriebe des ſogenannten weichen Holzgeſchirres, als: 
Schaffelu, Butten, Wannen zc. befaſſen, geradezu unerträglich und 
zwingt die Genoſſenſchaft zu einem letzten Verſuche, die Aufhebung 
dieſes das ſtabile Gewerbe fo tief ſchädigenden Hauſierhandels 
anzuſtreben. 

Den in Wien anſäſſigen Gewerbsmann, welcher infolge der 
hohen Steuern, des großen Zinſes und der theueren Arbeitslöhne ꝛc. 
ohnedies einen harten Exiſtenzkampf zu führen hat, trifft der Ver— 
dienſtentgang bei oberwähnten Waren, deren Erzeugung bei vielen 
Bindermeiſtern einen Haupterwerbszweig bildet, umſo empfindlicher, 
als ihm von vornherein die Möglichkeit einer reellen Concurrenz 
benommen iſt. 

Der in den Bezirken Wiens herumziehende Hauſierer verkauft 
die aus dem ſchlechteſten Materiale oberflächlich und ſchleuderhaft 
erzeugte Ware, welche obendrein weit häufiger das Product der 
Strafhausarbeit als eigener Hausinduſtrie iſt, zu einem ſo billigen 
Preiſe, daſs das fachunkundige Publicum angelockt wird und ſeinen 
Bedarf bei dieſen zudringlichen ausländiſchen Hauſierern deckt, 
während der Wiener Geſchäftsmann ſeinen Verkaufsladen mit 
ſolider und preiswürdiger Ware vollgefüllt hat und keine Geſchäfte 
macht. Wie ſchon eingangs erwähnt, vermehrt ſich überdies die 
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Zahl dieſer Hauſierer in einem Maße, dass der gegenwärtige Zu—⸗ 
ſtand kaum mehr ertragen werden kann. 

In dem Bewuſstſein aber, daſs der Wiener ſolide Geſchäfts— 
mann doch wohl des Schutzes vor dieſen ausländiſchen und un— 
reelen Hauſierern würdig iſt, dass der Ertrag der Steuern der 
Faſsbindermeiſter Wiens wohl vielmals den der Hauſierer aufwiegt, 
und daſs auch das kaufende Publicum vor Benachtheiligung zu 
ſchützen iſt, wagen wir uns neuerlich mit der Bitte hervor: 

Der hochlöbliche Gemeinderath geruhe zur Rettung des be— 
drohten Faſsbindergewerbes ſchleunigſt alle jene Schritte einzu— 
leiten, welche zur gänzlichen Aufhebung des Hauſierhandels mit 
Binderwaren zu führen geeignet ſind.“ 

11. Es hat ferner der Verein zur Gründung eines Gymna— 
ſiums im XIII. Bezirke Wiens eine Petition überreicht, welche 
folgendermaßen lautet: 

„An den löblichen Gemeinderath der k. k. Reichshaupt— 
und Reſidenzſtadt Wien! 

Der XIII. Bezirk, welcher die weitausgedehnten ehemaligen 
Vororte und Land gemeinden Hietzing, Penzing, Breitenſee, Baum— 
garten, Hütteldorf, Hacking, Obe r- und Unter-St. Veit, Lainz und 
Speiſing umfasst, entbehrt bei einer approximativen Bevölkerungs— 


ziffer von 45.000 Einwohnern trotz ſeiner iſolierten Lage noch 


immer einer eigenen Mittelſchule; alle zum Zwecke der Errichtung 
einer ſolchen wiederholt unternommenen Schritte blieben leider 
bisher vollſtändig erfolglos. 

Der Mangel einer Mittelſchule im XIII. Bezirke wird von 
der Einwohnerſchaft als ein ſehr bitterer Übelftand empfunden und 
gereicht vielen Kindern, insbeſondere den noch in zartem Alter 
ſtehenden Schülern der unteren Claſſen zum ſchweren Nachtheile, 
da ſie mit bedeutenden Zeitopfern und mit Gefährdung ihrer Geſund— 
heit gezwungen ſind, den oft ſtundenweiten Weg in die nächſt— 
gelegenen Unterrichtsanſtalten auch in der rauhen Jahreszeit täglich 
mehrmals zu Fuße zurückzulegen und während der Mittagspauſe mit 
Rückſicht auf die weiten Entfernungen und die mangelhaften Com 
municationsmittel nicht heimkehren können, inſolge welchen Um— 
ſtandes ſich die betreffenden Angehörigen in vielen Fällen rathlos 
vor peinliche Alternativen geſtellt ſehen, die erziehliche und finan— 
ziell ſchwerwiegende Opfer erheiſchen. Auch wiederholen ſich all— 
jährlich in den zunächſt gelegenen Mittelſchulen im XV., VI. und 
XII. Bezirke die Fälle, daſs fernwohnenden Schülern wegen Platz— 
mangels die Aufnahme verweigert werden muss. Infolge dieſer 
troſtloſen Verhältniſſe verlaſſen viele Familien beim Heranwachſen 
ihrer Kinder den XIII. Bezirk, während andere vom Zuzuge ab— 
gehalteu werden. 

Nachdem nun einerſeits mit Betonung der iſolierten Lage 
des XIII. Bezirkes, wodurch ſich derſelbe von den anderen Bezirken 
ohne Mittelſchule weſentlich unterſcheidet, die dringende Noth— 
wendigkeit der Errichtung eines Gymnaſiums in Hietzing dargelegt 
wurde, kommt ſchließlich noch zu erwägen, daſs die Gründung 
einer Mittelſchule im Centrum des XIII. Bezirkes nicht nur die 
Entlaſtung der überfüllten nächſtgelegenen derartigen Unterrichts- 
anſtalten zur Folge hätte, ſondern auch die vielſeitig langerſehnte 
Gelegenheit und Veranlaſſung böte, daſs die bisher ſehr dichte 
Bevölkerung einzelner Stadttheile einen ausgleichenden Abfluss 
nach dem weitausgedehnten geſündeſten Bezirke, dem Weſtende 
Wiens, finden könne, was ſowohl in ſanitärer Beziehung als auch 
mit Rückſicht auf die Entwicklung und Ausdehnung der Haupt⸗ 
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ſtadt als höchſt wünſchenswert erſcheint und die allereingehendſte 
Würdigung verdient. 

Der Bezirksausſchuſs des XIII. Bezirkes hat ſich mit bei⸗ 
liegender Zuſchrift ganz auf den obgeſchilderten Standpunkt 
geſtellt. 

Der im vorigen Jahre in Hietzing conſtituierte Verein zur 
Gründung eines Gymnaſiums im XIII. Bezirke war ſich darüber 
klar, dafs er ſeinen Zweck nur durch Zuſammenwirken ſämmtlicher 
berufener Factoren: des Staates, des Landes, der Stadt und der 
Einwohnerſchaft erreichen könne, und hat ſich in erſter Linie an 
das Unterrichtsminiſterium gewandt; der Herr Unterrichtsminiſter 
hat in voller Würdigung der vorgebrachten Motive die Bereit— 
willigkeit der Unterrichtsverwaltung ausgeſprochen, fragliche Schule 
zu Beginn des Schuljahres 1897 ſofort als Staatsgymnaſium zu 
eröffnen, wenn die Beiſtellung des Baugrundes und die Herſtellung 
des Gebäudes ohne finanzielle Inanſpruchnahme des Staates er— 
folgt, wogegen ein noch größeres Entgegenkommen aus budgetären 
Rückſichten und aus dem Grunde ausgeſchloſſen erſcheine, da 
andere Gemeinden der Staatsverwaltung in dieſer Richtung mit 
weitgehender Opferwilligkeit entgegenkommen. 

Der Umſtand, dafs die Eröffnung des projectierten Gymna⸗ 
ſiums als Staatsanſtalt und deſſen Dotierung mit ſtaatlich 
beſoldeten Lehrkräften in ſicherer Ausſicht ſteht, erſcheint umſo 
wertvoller, als dadurch die dauernde Obſorge durch den Staat 
übernommen wird. 

Das h.. hat ſich bereits wiederholt im 
Wege des n.⸗ö. Landesſchulrathes mit dem Vereine ins Einver— 
nehmen ne die betreffenden Zuschriften liegen in Copie bei. 

Der Schulausſchußs des Landtages hat den in Abſchrift 
beigelegten Beſchluſs gefasst, konnte aber wegen des Schluſſes der 
Seſſion keine weiteren Schritte im abgelaufenen Geſchäftsjahre 
mehr unternehmen. 

Dem gefertigten Vereine wurde laut beiliegenden Schreibens 


der nöthige Baugrund von der Wiener Baugeſellſchaft und Herrn | 


Frankl unentgeltlich zur Verfügung geftellt; die Wiener Bau- 
geſellſchaft, als gründendes Mitglied des Vereines, hat ſich bereit 
erklärt, das Gymnaſium zum Selbſtkoſtenpreiſe von circa 60.000 fl. 
nach dem Plane auszuführen, welcher unſerer Eingabe an die 
löbliche Communalverwaltung ddo. 11. Jänner 1896 beige⸗ 
ſchloſſen wurde. 

Auf Grund des Vorangeführten wendet ſich der Verein nun 
vertrauensvoll mit der Bitte an den löblichen Gemeinderath, dem— 
ſelben eine Subvention im Betrage von 30.000 fl. zuwenden zu 
wollen, welche, wenn die Finanzlage der Commune Wien die 
Zuwendung eines ſolchen Betrages in einer oder mehreren Raten 
nicht geſtatten ſollte, auch in Form einer Annuität dem Zwecke 
entſprechen würde. 

Hiebei wird bemerkt, dass dieſe Ausgabe nicht nur in 
cultureller und ſocialer Hinſicht dringend nöthig erſcheint, ſondern 
thatſächlich ſich als eine productive Anlage darſtellt; hiezu diene 
das faſt ganz aus Gemeindemitteln errichtete Gymnafium im 
XIX. Bezirke als inſtructives Beiſpiel; der Ausbau des Döblinger 
Cottageviertels ſtagnierte jahrelang, bis das dortige Gymnaſium 
eröffnet wurde; binnen einem Jahre nach der Eröffnung desſelben 
waren ſechs neue Straßen erſtanden; es kann gar keinem Zweifel 
unterliegen, daſs die Errichtung der projectierten Mittelſchule in 
Hietzing bei der hier viel günſtigeren Lage eine ſehr rege Bau— 
thätigkeit zur unmittelbaren Folge haben muſs. Die mannigfachen 
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Vortheile, die das raſche Aufblühen des Bezirkes auch in finan⸗ 
zieller Hinſicht für die Commune mit ſich bringt, liegen klar 
zutage. 

Der Verein iſt bereit, den offerierten Baugrund gegen einen 
anderen communalen Bauplatz, der ſich beſſer eignen würde 
(beiſpielsweiſe in der Niffelgaffe, Penzing, hinter der Feuerwehr, 
neben dem Gebäude der Bezirkshauptmannſchaft), ganz nach dem 
Wunſche der Gemeinde zu tauſchen, die Bauführung unter die 
Controle des Stadtbauamtes zu ſtellen und in jeder Hinſicht den 
Wünſchen oder Anordnungen der Gemeinde vollinhaltlich Rechnung 
zu tragen. 

Falls die Gemeindeverwaltung ſich unſerer Bitte gegenüber 
ablehnend verhalten ſollte, zerfällt das ganze Project, da die 
überzeugung gewonnen wurde, dafs die erforderlichen Mittel zur 
Errichtung des Gymnaſiums im Kreiſe der Einwohnerſchaft . 
nicht aufgebracht werden können. 

Der gefertigte Verein richtet demnach nochmals die dringende 
Bitte an den löblichen Gemeinderath, durch Bewilligung der 
angeſuchten Unterſtützung obigen Projectes den allgemeinen Inter— 
eſſen geneigteſtens Rechnung tragen zu wollen.“ 


+ 


Die m der Petition erwähnten Beilagen haben nachſtehenden 
Wortlaut: 

„Euer Wohlgeboren! 

Der Bezirksausſchuſs des XIII. Bezirkes hat in feiner letzten 
Sitzung vom 8. October 1895 über Antrag des Herrn Bezirks- 
ausſchuſſes kaiſ. Rathes Ludwig Traun nachſtehenden Beſchluſs 
gefaſst: 

Der Bezirksausſchuſs ſpricht ſich neuerdings, und zwar in 
dringender Weiſe, für die Errichtung einer Mittelſchule im 
XIII. Bezirke aus. : 

Der Bezirksausſchuſs begrüßt die Gründung eines Vereines 
als ein Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes mit Freuden und 
ſichert demſelben ſeine Unterſtützung und ſeine ausgiebige Förde⸗ 
rung zu. | 

Gleichzeitig wird der Antragſteller, Herr kaiſ. Rath Ludwig 
Traun, welcher von dem Vereine zur Gründung eines Gym— 
naſiums im XIII. Bezirke Wiens in deſſen Präſidium gewählt 
worden iſt, als Vertrauensmann des Bezirksausſchuſſes bezeichnet, 


welcher mit dem genannten Vereine den nöthigen Contact herzu— 


ſtellen hat. 

Hievon beehrt ſich die gefertigte Bezirksvorſtehung, in Aus⸗ 
führung des obcitierten Beſchluſſes des Bezirksausſchuſſes und in 
Beantwortung ihrer geſchätzten Eingabe vom 5. October d. J 
die geehrte Vereinsleitung höflichſt in Kenntnis zu ſetzen. 

Wien, am 10. October 1895. 

Der Vorſteher des XIII. Bezirkes. 


* 


K. k. n.⸗6. Landesſchulrath, Z. 12825. 

Das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht hat mit 
dem Erlaſſe vom 10. December 1895, Z. 29200, mit Beziehung 
auf das vom P. T. Vereine eingebrachte Geſuch um Errichtung 
eines Staatsgymnaſiums in dem zum XIII. Bezirke gehörigen 
ehemaligen Vororte Hietzing den n.⸗ö. Landesſchulrath ermächtigt, 
in der erwähnten Angelegenheit eine vorläufig unpräjudicierliche 
Verhandlung einzuleiten. 
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Hiebei hat das k. k. Miniſterium zugleich eröffnet, dass die 
eventuelle Errichtung eines Staatsgymnaſiums im XIII. Wiener 
Gemeindebezirke keinesfalls vor dem Schuljahre 1897/98 und uur 
unter der Bedingung in nähere Erwägung gezogen werden könnte, 
dass der Verein für die Beiſtellung eines geeigneten Bauplatzes, 
jowie für die Herſtellung eines in jeder Hinſicht vollkommen ent- 
ſprechenden Gymnaſialgebäudes ohne finanzielle Inanſpruchnahme 
des Staates Sorge trage, beziehungsweiſe die zur Unterbringung 
der Anſtalt erforderlichen Mittel aufbringe. 

Hievon beehrt ſich der k. k. n.⸗ö. Landesſchulrath mit dem 
Beifügen Kenntnis zu geben, dass er der Mittheilung entgegen— 
ſieht, ob der P. T. Verein in dieſe Verhandlung einzutreten 
geneigt iſt. 

Wien, am 22. Februar 1896. 

In Vertretung: 


Wolf m. p. 
* 
3.3089. 3.146 
USA. 1896. 


Antrag des Schulausſchuſſes über die Petition des Vereines 
zur Gründung eines Gymnaſiums im XIII. Bezirke Wiens um 
Subvention. . 

Der hohe Landtag wolle beſchließen: 

Der n.⸗ö. Landesausſchuſs wird aufgefordert, Erhebungen 
darüber zu pflegen, ob von Seite des k. k. Miniſteriums für Cultus 
und Unterricht die Geneigtheit beſtehe, ein von dem petitionierenden 
Vereine zu errichtendes Gymnaſium im XIII. Bezirke in Wien — 
als ſtaatliche Mittelſchule zu eröffnen — eventuell die Gründung 
eines ſolchen Gymnaſiums bei der Staatsverwaltung zu befürworten. 

Im Falle der Zuſtimmung der Staatsverwaltung und unter 
der Vorausſetzung, daſs die Vertretung der Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien die Gründung eines ſolchen Gymnaſiums 
durch einen namhaften Beitrag unterſtütze, ſpricht der Landtag 
ſeine Geneigtheit aus, die Errichtung eines Gymnaſiums im 
XIII. Bezirke Wiens durch Zuwendung eines entſprechenden Bei: 
trages als einmalige Baufubvention aus Landesmitteln zu fördern, 
wenn die noch fehlenden Mittel durch den Verein ſelbſt aufgebracht 
werden. 

Der n.⸗5. Landesausſchuſs wird beauftragt, auch in dieſer 
Richtung die erforderlichen Erhebungen zu pflegen und in der 
nächſten Seſſion hierüber Bericht zu erſtatten und Anträge zu 
ſtellen. 

* 

Mit Beziehung auf die Zuſchrift vom 6. März d. J. wird 
der Verein zur Gründung eines Gymnaſiums im XIII. Bezirke 
von Wien eingeladen, nähere Mittheilungen darüber zu machen, in 
welcher Weiſe derſelbe gedenkt, der von dem hohen k. k. Miniſterium 
für Cultus und Unterricht geſtellten Bedingung der Beiſtellung 
eines Bauplatzes und der Herſtellung eines Gymnaſialgebäudes zu 
entſprechen. 

Wien, am 16. Junt 1896. 

In Vertretung: 
Wolf. 
*. 
An den löblichen Verein zur Gründung eines Gymnaſiums im 
XIII. Bezirke Wiens! 

In Erwiderung Ihres Geſchätzten vom 19. d. M. beehren 

wir uns Ihrem Wunſche entſprechend zu beſtätigen, daſs wir 
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bereit ſind, den für den beabſichtigten Gymnaſialbau im XIII. Be⸗ 
zirke in Ausſicht genommenen Grund, beſtehend aus Theilen der 
Parcelle Nr. 280/59, Grundb.⸗Einl.⸗Z. 162 von Unter⸗St. Veit, 
dann Nr. 310/7 und 308/1, Grundb.⸗Einl.⸗Z. 187 von Unter⸗ 
St. Veit laut Planſkizze, zuſammen im Ausmaße von cerca 
2500 m? unter der Bedingung unentgeltlich zur Verfügung zu 
ſtellen, daſßs der Gymnaſialbau noch im Laufe dieſes Jahres in 
Angriff genommen wird. 
Wiener Baugeſellſchaft 
im eigenen Namen und im Namen 
des Wiener Bankvereines. 


Hochachtungsvoll 
Julius Frankl.“ 


% 
* 


Ich werde dieſe Petition dem Magiſtrate zuweiſen laſſen und 
wird die Angelegenheit ſo ſchleunig als möglich erledigt werden. 

Ich erſuche nun den Herrn Schriftführer, die eingelaufenen 
Interpellationen zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-Nath Obriſt (liest): 

12. Interpellation des Gem.⸗Nathes Mareſch: 

In der Sitzung vom 4. September 1894 habe ich an den Herrn 
Bürgerm eiſter die Anfrage geſtellt, ob derſelbe geneigt wäre, die Neue Wiener 
Tramway ⸗Geſellſchaft zu einer den Wünſchen der Bevölkerung und der that— 
ſächlichen Länge der Fahrſtrecke entſprechenden Fahrpreisherabſetzung auf der 
Linie Lerchenfeld — Mariahilf zu veranlaſſen. Der Herr Vürgermeiſter ant— 
wortete ſofort, daſs er den Gegenſtand unterſuchen und eventuell eine Eingabe 
an die Geſellſchaft machen werde. Bis heute iſt jedoch gar nichts geſchehen. 

Ich muſs annehmen, dass meine damalige Anregung einfach unberück— 
ſichtigt blieb, denn wenn Erhebungen gepflogen wurdeu, ſo hätten dieſelben 
die Richtigkeit meiner Angaben ergeben und zu Verhandlungen mit der Geſell— 
ſchaft führen müſſen. Die letztere würde ſich kaum der Berechtigung des Be— 
gehrens nach Herabſetzung des Fahrpreiſes verſchloſſen haben und die Be— 
völkerung würde vielleicht ſchon längſt einen berechtigten Wunſch erfüllt ſehen. 

Ich ſtelle deshalb an unſeren jetzigen Herrn Bürgermeiſter die höfliche 
Anfrage: 


1. Wurden infolge meiner Interpellation vom 4. September 
1894 thatſächlich Erhebungen gepflogen und welches war das 
Reſultat derſelben? 

2. Iſt der Herr Bürgermeiſter im verneinenden Falle geneigt, 
auf Grund der von mir angeführten Daten den Sachverhalt zu 
unterſuchen und ſich mit der Direction der Neuen Wiener Tram— 
way⸗Geſellſchaft wegen Herabſetzung des Fahrpreiſes für die 
Strecke Lerchenfelderlinie — Mariahilferlinie von 10 kr. auf 6 kr. 
ins Einvernehmen zu ſetzen? 

Ich erlaube mir hiebei noch auf einen wichtigen Umſtand 
aufmerkſam zu machen. 

Nach Eröffnung des Liniendurchbruches bei der Thaliaſtraße 
wurde der Endpunkt der Linie Ende Ottakring —Lerchenfelderlinie 
naturgemäß bis zu dieſem Durchbruch verlegt. Doch werden die 
Ottakringer Fahrgäſte, wenn ſie über die frühere Halteſtelle bei 
der Lerchenfelderlinie hinaus bis zu dieſem Durchbruch fahren 
wollen, dazu verhalten, anſtatt des Fahrpreiſes von 6 kr. den 
Betrag von 10 kr. zu bezahlen. 

Ich ſtelle deshalb an den Herrn Bürgermeiſter gleichzeitig die Bitte: 

Derſelbe wolle unter einem dahin wirken, dass die Direction 
der Neuen Wiener Tramway-Geſellſchaft den geänderten Verhält— 
niſſen Rechnung trägt, den Endpunkt der Ottakringer Flügellinie 
an den Durchbruch bei der Thaliaſtraße verlegt, zumal dieſer nach 
erfolgter Verlängerung der Tramwaylinie aus der Lerchenfelder— 
ſtraße in die Thaliaſtraße factiſch einen Knotenpunkt des Tramway⸗ 
netzes bilden wird, und dafs demzufolge der Fahrpreis für die 
Zweiglinie Ende Ottakring — Thaliaſtraße auf 6 kr. feſtgeſetzt wird. 

Vice-Rürgermeiſter Dr. Tueger: Ich habe die Ehre, auf 
dieſe Interpellation Folgendes zu erwidern: Auf Grund der 
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Interpellation des Herrn Gem.-Rathes Mareſch in der Sitzung 
vom 4. September 1894, betreffend die Herabſetzung des Fahr— 
preiſes auf der Strecke Lerchenfelderlinie — Mariahilferlinie der 
Neuen Wiener Tramway-Geſellſchaft von 10 kr. auf 6 kr., wurde 
mit der hierämtlichen Zuſchrift vom 24. September 1894, 
Z. 156003, die bezügliche Anregung der bezeichneten Geſellſchaft 
mitgetheilt. 

Dieſelbe iſt bisher auf dieſes Anſinnen nicht eingegangen, die 
Verhandlung wird daher im Sinne der vorliegenden Interpellation 
wieder aufgenommen werden, wobei auch die weitere Anregung des 
Herrn Interpellanten wegen Feſtſetzung eines Fahrpreiſes von 
6 kr. für die Strecke Ende Ottakring — Thaliaſtraße zum Gegen— 
ſtande der Verhandlung gemacht werden wird. 


Schriftführer Gem.-Nath Obriſt (liest): 
13. Interpellation des Gem.-Nathes Hallmann 


und Genoſſen: 


Die Wiener Tramway -Geſellſchaft hat auf allen Kreuzungspunkten ihrer 
Strecken eiſerne Wartehallen errichtet und in dieſen automatiſche Wagen auf— 
geſtellt, welche gegenüber dem Eingange angebracht find, fo dafs durch fie die 
Wartehalle auf einer Seite ganz verſtellt iſt, was bei ſtarkem Verkehre Un— 
zukömmlichkeiten hervorruft. Ja es iſt ſchon öfters vorgekommen, dafs bei der 
mangelhaften Beleuchtung dieſer Hallen zur Nachtzeit Perſonen über dieſe 
Wagen fielen. 

Die Gefertigten erlauben ſich daher den Herrn Bürgermeiſter zu bitten, 
bei der Direction der Wiener Tramway-Geſellſchaft feinen Einfluss geltend zu 
machen, damit dieſem Übelſtande abgeholfen werde, und erlauben ſich ferner 
die Anfragen: 


1. Iſt eine Bewilligung zur Aufſtellung dieſer Wagen vor— 
handen? 

2. Wird der in dieſen Wagen eingeſammelte Geldbetrag 
pflichtgemäß verſtenert? 

Wenn nein, iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, das Nöthige 
veranlaſſen zu wollen? 


Bice-Hürgermeifler Dr. Tueger: Ich habe die Ehre, auf 
dieſe Interpellation Folgendes zu erwidern: 

Der Wiener Tramwah-Geſellſchaft wurde bereits im Jahre 
1890 die Bewilligung zur Aufſtellung automatiſcher Wagen in 
neun Wartehallen ertheilt; ſie zahlt hiefür einen jährlichen Beſtand— 
zins von 180 fl. 

Die Unternehmung für die automatiſchen Wagen (Hermine 
Leo, Witwe nach Heinrich Leo) iſt sub Aſſ.-Z. 155200 „für 
die Aufſtellung automatiſcher Perſonenwagen und Abwägen von 
Perſonen mittels derſelben“ beſteuert. 

Was die in der Interpellation betonten Unzukömmlichkeiten 
bei der Art der Aufſtellung dieſer Wagen in den Wartehallen 
betrifft, ſo wird die Wiener Tramwah-Geſellſchaft von hieramts 
aufgefordert werden, entſprechende Abhilfe zu treffen. 


Schriftführer Gem. ⸗Rath Obriſt (liest): 

14. Interpellation des Gem. -Nathes Hütter: 

Am 15. April d. J. fand beim Magiſtrate die Offertverhandlung über 
die zufolge einer Verfügung des Bezirkshauptmannes Herrn Dr. v. Friebeis 
zu ſchaffenden communalen Fleiſchſtände ſtatt. Das Reſultat dieſer Offert— 
verhandlung war bekanntlich inſofern ein unerwartetes, als auf die 23 zu 
vergebenden Fleiſchſtände bloß 15 Offerte einliefen. 

Dasſelbe mag vielleicht die Urſache fein, daſs ſeither in dieſer Angelegen- 
heit völliger Stillſtand herrſcht. Seitens einiger Offerenten ift man aber ſchon 
einigemale an die Vorſtehung der Wiener Fleiſchhauer-Genoſſenſchaft mit dem 
Erſuchen herangetreten, dieſelbe möge ſich dafür verwenden, daßs entweder die 
Verleihung der Stände an die Offerenten vorgenommen oder denſelben der 
den Offerten als Vadium beiliegende Betrag von 200 fl. zurückerſtattet werde. 

Ich ſtelle daher an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 

Wäre der hochgeehrte Herr Bürgermeiſter geneigt, veranlaſſen 
zu wollen, dafs den Offerenten entweder die Stände verliehen 


oder denſelben das Vadium ausgefolgt werde? 
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Vice-Mürgermeiſter Dr. Cueger: In Beantwortung dieſer 
Frage kann ich nur mittheilen, dass bis jetzt der diesbezügliche 
Act an den Stadtrath nicht gelangt iſt, da ſich derſelbe, wie mir 
eben Herr Magiſtratsrath Pohl mitgetheilt hat, noch in Be— 
handlung beim Magiſtrate befindet; ſobald derſelbe an den 
Stadtrath gelangt, wird er auch baldmöglichſt erledigt werden. 

Schriftführer Gem.-Nath Obriſt (liest): 

15. Interpellation des Gem.-Nathes Dr. Reiſch: 

. Während die Preiſe des Schlachtviehes am Schlachtviehmarkte ſeit Jahresfriſt 
ſtetig abnehmen, jo dafs fie um circa 25 Percent geſunken find, wurden die 
Detailfleiſchpreiſe in eben dieſer Zeit beſtändig in der gleichen Höhe erhalten. 
Siitens der proviſoriſchen Gemeindeverwaltung wurde nun die Er— 
richtung von ſtädtiſchen Fleiſchverkaufsſtänden auf verſchiedenen Straßen und 
Plätzen in Ausſicht genommen, um hiedurch das Fleiſch der Bevölkerung in 
den einzelnen Bezirken zu billigen Preiſen zugänglich zu machen. 

Die Activierung dieſer Fleiſchverkaufsſtände iſt bis heute noch nicht erfolgt 
und beſteht der craſſe Gegenſatz zwiſchen den billigen Preiſen am Schlacht— 
viehmarkte und den hohen Detailpreiſen noch unverändert fort. 

Die Gefertigten ſtellen daher die Anfrage: 


Welche Schritte gedenkt der Herr Bürgermeiſter zu unter— 
nehmen, um eine den heutigen Großmarktpreiſen entſprechende 
Ermäßigung der Fleiſchpreiſe für die Conſumenten herbeizuführen? 

Pice-Bürgermeifter Dr. Lueger: Auch in Beantwortung 
dieſer Interpellation kann ich nur darauf verweilen, dass das 
Referat bezüglich der Fleiſchſtände derzeit noch beim Magiſtrate 
zur Erledigung liegt. Es dürfte in kürzeſter Zeit an den Stadt— 
rath gelangen. Wenn dasſelbe an den Stadtrath gelangt, wird 
auch Gelegenheit geboten werden, die Frage der Fleiſchpreiſe einer 


näheren Betrachtung zu unterziehen und es werden die diesbezüg— 


lichen Anträge gewiſs dem Gemeinderathe unterbreitet werden. Ich 
bitte, davon Kenntnis zu nehmen. 


Schriftführer Gem.-Nath Obriſt (liest): 
16. Interpellation des Gem.⸗Nathes Mareſch: 


In der Gemeinderathsſitzung am 19. April 1895 habe ich den motivierten 
Antrag geſtellt, in Ausführung der von der Vertretung der ehemaligen Vor— 
ortegemeinde Ottakring gefassten Beſchlüſſe vom 18. Mai 1885, 2. Juni 1890 
und 1. Auguſt 1590 eine Communal-Sparcaſſa in Verbindung mit einer 
Pfandleihanſtalt im XVI. Bezirke, eventuell in jedem Wiener Bezirke zu 
errichten. 

Dieſer Antrag wurde dem Stadtrathe zur Vorberathung zugewieſen und 
gelangte infolge der bald darauf erfolgten Auflöſung nicht zur Erledigung. 

Wie ſehr in den Kreiſen der ehemaligen Vorortebevölkerung das Bedürfnis 
nach ſolchen Communalanſtalten gefühlt wird, das beweist der vom Herrn 
Bezirksausſchuſſe Peter Rogan im Monate April 1896 in der Ottakringer 
Bezirksvertretung geſtellte und einſtimmig augenommene Antrag, Zahl 1392, 
gleicher Tendenz, welcher Antrag inzwiſchen mit Bericht vom 27. und 31. Mai 
1896 dem Gemeinderaths-Präſidium vorgelegt wurde. Auch in den Hausbeſitzer— 
vereinen wurde eine Deeentraliſation des Sparcaſſenweſens und die Errichtung 
von Communal⸗-Pfandleihanſtalten wiederholt als dringendes volkswirtſchaft— 
liches Gebot anerkannt. 

Daſs Privat-Pfandleihanſtalten dem Bedürfniſſe der armen Bevölkerung 
nicht genügen können, das beweist der ſchmähliche Zuſammenbruch der unter 
jo eigenthümlichen Umſtänden conceffionierten Privat-Pfandleihanſtalt der 
Amalia Schleſinger im XVI. Bezirke, das beweist das allgemeine und vor 
kurzem ſelbſt im Parlamente in den ſchärfſten Worten ausgeſprochene Urtheil, 
daſs die arme Bevölkerung nicht länger der geſetzlichen Bewucherung durch 
dieſe Anſtalten ausgeliefert bleiben kann. l 

Selbſt wenn die mit der Sechshauſer Communal-Pfandleihanſtalt ge— 
machten Erfahrungen ergeben ſollten, daſs die Gemeinde Wien mit der Errich— 
tung ſolcher Anſtalten keine beſonders gewinnbringenden Geſchäfte machen 
kann, wäre der Standpunkt, feſtzuhalten, dafs es gar nicht der Zweck dieſer 
Anſtalten ſein darf, an den Armſten der Armen viel zu, verdienen. Es würde 
genügen, wenn der Betrieb die Verwaltungskoſten decken würde, und die 
Gemeinde hätte trotzdem den Vortheil, eine große Zahl Wiener Kinder durch 
Verwendung in dieſen Anſtalten zu verſorgen, während jetzt dieſer Verdienſt 
zumeiſt fremden Elementen auf Koſten der Armen zugute kommt. Mindeſtens 
müſste es möglich ſein, den Betrieb dieſer Anſtalten auch an Sonn- und 
Feiertagen vormittags und in derſelben Weiſe zu geſtalten, wie in den kaiſerlichen 
Verſatzämtern, was ſchon ein großer Gewinn wäre. 

Die Vortheile der Decentraliſation des Sparcaſſenweſens wird niemand 
leugnen, denn der weit über 70.000 fl. ausgewieſene Reinertrag der Hernalſer 
Communal-Sparcaſſa nebſt eigenem Haufe während ihres fünfjährigen Beſtandes 
wäre ſonſt gewiss in die Taſchen der Großcapitaliſten derjenigen Sparcaſſen 
gefloſſen, welche in Wien durch Jahrzente das Monopol beſaßen und von der 
früheren Gemeindeverwaltung protegiert wurden. 
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Die beſchloſſene Erbauung eines Amtshauſes im XVI. Bezirke gibt die 
beſte Gelegenheit, für die Unterbringung der Geſchäftslocaltäten kiner Communal— 
Sparcaſſa und -Pfandleihanſtalt daſelbſt Sorge zu tragen. 


Deshalb erachte ich es für zeitgemäß, an den Herrn Bilrgermeifter die 
höfliche Anfrage zu richten: 

Iſt derſelbe geneigt, meinen Antrag vom April 1895 und 
den einſchlägigen Antrag der Bezirksvertretung des XVI. Bezirkes 
vom Monate April 1896 wegen Durchführung der von der ehe— 
maligen autonomen Gemeindevertretung Ottakring legal gefaſsten 
Beſchlüſſe vom 18. März 1885, 2. Juni 1890 und 1. Auguſt 1890 
auf Errichtung einer Communal-Sparcaſſa und -Pfandleihanſtalt als 
dringlich zu behandeln und dem unzweifelhaften Rechte der Be— 
völkerung des ehemaligen Ottakring Geltung zu verſchaffen? 

»Iſt derſelbe geneigt, ſich zu dieſem Zwecke mit der Vertretung 
und Bürgerſchaft des XVI. Bezirkes ins Einvernehmen zu ſetzen 
und das Stadtbauamt anzuweiſen, bei Verfaſſung der Baupläne 
zum neuen Amtshauſe auf die Unterbringung der Geſchäftsräume 
der Sparcaſſa und Pfandleihanſtalt Bedacht zu nehmen? 

Iſt derſelbe geneigt, die Frage der Errichtung von Communal— 
Sparcaſſen und -Pfandleihanſtalten in den übrigen Stadtbezirken 
einer baldigen Löſung zuzuführen? | 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich kann hierauf nur 
erwidern, dafs ich die Angelegenheit, betreffend die Errichtung 
communaler Pfandleihanſtalten und communaler Sparcaſſen, be— 
treiben werde, daſs jedoch die Löſung dieſer Frage wohl nicht im 


Handumdrehen geſchehen kann und dafs es immerhin einiger Zeit 
bedürfen wird, bis dieſe Angelegenheit ſpruchreif dem Gemeinde 


rathe vorgelegt werden kann. Was meine perſönliche Anſchauung 
in dieſer Frage betrifft, fo iſt fie ja den geehrten Herren bekannt. 
Es dreht ſich aber nicht um perſönliche Anſchauungen, ſondern auch 
um die Frage der Durchführbarkeit, um die Frage der einzelnen 
Modalitäten, welche alle genau erwogen werden wollen. Ich 
Schließe mit dem Bemerken, dass ich, was in meiner Kraft gelegen 
iſt, zur ſchleunigen Behandlung dieſer Angelegenheit beitragen will. 
(Bravorufe.) 


Schriftführer Gem.-Nath Obriſt (liest): 

17. Interpellation des Gem.-Rathes Hütter: 

1. Wird die Commune Wien Vorkehrung treffen, was von dem früheren 
Regime unterlaſſen wurde, daſs der Viehtrieb, der gegenwärtig vom St. Marxer 
Central⸗Viehmarkt durch die Straßen Wiens in einer für das Publicum höchſt 
gefährlichen und für eine Großſtadt ſehr unwürdigen Weiſe erfolgt, überhaupt 
eingeſtellt wird? | 

2. Wird die Abſtellung des gegenwärtigen Viehtriebsmodus durch die 
Commune Wien Förderung erfahren, indem ſie zur eventuellen Erbauung 
einer Transportbahn vom St. Marxer Central-Viehmarkte nach den ver— 
ſchiedenen Schlahthänfern wohlwollend Stellung. nimmt, was von eminenter 
Bedeutung für die Approviſionierung Wiens und für die Sicherheit der bisher 
für den Viehtrieb freigegebenen Straßen und Wege iſt? 

3. Haben Conceſſionäre wegen Erbauung dieſer angeführten Transport- 
bahn bisher mit der Commune Wien Fühlung geſucht? und wenn ja, iſt 
dieſem höchſt nothwendigen Unternehmen competenten Ortes die nothwendige 
Unterſtützung zutheil geworden? 


Vice-Pürgermeiſter Dr. Tueger: Was den Viehbetrieb 
betrifft, ſo glaube ich, daſs wohl jeder vernünftige Menſch damit 
einverſtanden ſein wird, dafs derſelbe gänzlich abgeſchafft werde. 
(Sehr richtig!) Es iſt daher wohl auch ſelbſtverſtändlich, dass ich 
das meinige dazu beitragen werde, um den diesbezüglichen übel⸗ 
ſtänden abzuhelfen. Was aber die Frage der Bahnen betrifft, ſo 
kann dieſe Frage wohl nicht ſo im Handumdrehen beantwortet 
werden. Mir iſt es nicht bekannt, dafs Conceſſionäre wegen Er— 
bauung einer ſolchen Transportbahn mit der Commune bisher 
Fühlung geſucht haben; ich erkläre aber auch ganz offen, dafs, 
wenn ſie es gethan hätten, ich mit Conceſſionären über eine ſolche 
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Bahn nicht verhandeln möchte, fondern dafs, wenn eine ſolche 
Bahn gebaut werden ſollte, ſie — ich möchte ſagen — in eigener 
Regie der Gemeinde gebaut werden müfste, nicht dafs fremde 
Unternehmer hier in Wien Boden faſſen und auf dieſe Weiſe mehr 
Schaden als Nutzen bringen. (Bravo! links.) 

Was aber geſchehen kann, um dem Übelftande, über welchen 
Beſchwerde geführt wird, abzuhelfen, wird gewiſs von meiner 
Seite und von Seite des Herrn Bürgermeiſters geſchehen. 


Schriftführer Gem.-Rath Obriſt (liest): 


18. Interpellation des Gem. -Nathes Dr. Neiſch: 


Aus der Beantwortung der in der letzten Gemeinderathsſitzung geſtellten 
Aufrage, betreffend die Verweigerung der Feſträume für die Abhaltung der 
General-Verſammlung des Deutſch-öſterreichiſchen Lehrerbundes war zu ent⸗ 
nehmen, dafs der diesbezügliche Beſchluſs im Hinblicke auf die Rechtscontinuität 
des Gemeinderaths-Beſchluſſes aus dem Jahre 1889 gefaſst wurde, wonach die 
Feſträume des Rathhanſes ausſchließlich nur für von der Gemeinde Wien 
veranſtaltete Feſtlichkeiten vorbehalten bleiben ſollen. Nun verlautet jedoch, dass 
der löbliche Stadtrath auch die Gewährung einer von dem Deutſch öſterreichiſchen 
Lehrerbunde angeſuchten Subvention für die aus der Abhaltung der General- 
Verſammlung erwachſenden Koſten abgelehnt habe und ſtellen daher die Ge⸗ 
fertigten die Anfrage: - 


1. Welche Beweggründe haben zu dem Beſchluſſe geführt, eine 
Subvention für die Koſten der Abhaltung der General-Verſamm— 
des Deutſch⸗öſterreichiſchen Lehrerbundes abzulehnen? 

2. Weshalb iſt dem Gemeinderathe dieſer ablehnende Beſchluss 
des Stadtrathes nicht zur Kenntnis gebracht worden? 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wie vielleicht dem Herrn 
Interpellanten bekannt iſt, hat über den betreffenden Gegenſtand 
Herr Gem.-Rath Dr. Wähner in der Stadtraths-Sitzung 
referiert. Der betreffende Punkt des Protokolles lautet folgender— 
maßen (liest): 

„St.⸗R. Dr. Wähner referiert über das Anſuchen des 
Deutſch⸗öſterreichiſchen Lehrerbundes um Überlaſſung des Feſtſaales 
am 17. und 18. Juli und um Gewährung einer Subvention 
und beantragt die Ablehnung. — Angenommen.“ 


Welche Gründe den Stadtrath bewogen haben, den Antrag 
abzulehnen, kann ich den Herren nicht mittheilen; wie Ihnen 
bekannt iſt, ſtimmt man über Anträge ab, ohne Gründe bekannt— 
zugeben. 

Ich bin daher nicht in der Lage, dem Herrn Gem.-Rathe 
Dr. Reiſch bekanntzugeben, aus welchen Gründen der eine oder 
andere für den Antrag des Referenten geſtimmt hat. Wenn der 
Herr College die Güte haben wird, ſich vielleicht bei ſeinen Herren 
Collegen zu erkundigen, welche dem früheren Stadtrathe angehört 
haben, fo wird er zugeben, daſs die Begründung der Stadtraths— 
Beſchlüſſe nie erfolgt iſt. 


Was nun die Frage der Zuweiſung an den Gemeinderath, 
beziehungsweiſe an das Plenum des Gemeinderathes betrifft, ſo 
bemerke ich, daſs dieſe Frage in der Regel von dem jogenannten 
Präſidialbureau entſchieden wird, das war immer ſo und iſt 
natürlich auch jetzt fo, weil es ganz und gar unmöglich iſt, dais 
der Bürgermeiſter, meine Wenigkeit und der zweite Herr Vice— 
Bürgermeiſter derlei Geſchäfte alle beſorgen können. Bisher war 
der Uſus ſo, daſs dann, wenn der Stadtrath die Ablehnung einer 
Subvention angetragen, beziehungsweiſe beſchloſſen hat, es im 
Plenum des Gemeinderathes nicht referiert wurde. Die Mitglieder 
des Präſidialbureaus, welche Beamte ſind, ſind nun der Meinung 
geweſen, dafs jetzt offenbar eine Anderung in dieſer Anſchaunng 
nicht eingetreten iſt. 
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Ich perſönlich — aber das gilt nur für meine Perſon — 
bin der Anſchauung, dafs über ſolche Fälle auch im Plenum des 
Gemeinderathes referiert werden foll. (Richtig!) 

Dieſe meine Anſchauung ſteht aber im Widerſpruche — ich 
hebe das hervor — zu der Anſchauung aller früheren Vorſitzenden. 
Meine Anſchauung gründet ſich darauf, dafs, wenn nach dem 
Statute irgendein Gegenſtand der Entſcheidung des Plenums 
vorbehalten iſt, das Plenum des Gemeinderathes nicht nur dann 
zu entſcheiden hat, wenn beantragt wird, es ſolle das oder jenes 
geſchehen, ſondern auch dann, wenn beantragt wird, es ſoll das 
oder jenes nicht geſchehen. Das iſt meine perſönliche Anſchauung 
und ich werde, nachdem ich auf dieſen Fall gekommen bin — ich 
mußs jagen, er iſt mir jetzt erſt durch dieſe Interpellation bekannt 
geworden — das Präſidialbureau beauftragen, von nun an alle 
Gegenſtände, welche Subventionen betreffen, ohne Unterſchied, ob 
ſie vom Stadtrathe poſitiv oder negativ erledigt wurden, zum 
Vortrage im Plenum des Gemeinderathes zu bringen. 

Ich bitte nun den Herrn Schriftführer, die Anträge zur 
Verleſung zu bringen. 


Schriftführer Gem.-Rath Bärtl (liest): 


19. Antrag des Gem. Nathes Schwarzmayer und 
Genoſſen: 


Im XIV. Bezirke, Rudolfsheim, auf der Schönbrunuerſtraße von der- 


Dadlergaſſe bis zur Reichsapfelgaſſe, das iſt eiue Länge von 223 m, iſt das 
Trottoir, welches an der Rampe des Großmarktes entlang läuft, ſtellenweiſe 
kaum 1½ m breit, fo daſs ſich Perſonen mit knapper Noth ausweichen können. 

Dieſes Trottoir begehen täglich tauſende von Perſonen und an einem 
ſchönen Sonn- oder Feiertag iſt dort eine wahre Völkerwanderung. 

Knapp neben dieſem Trottoir liegt das Geleiſe der Tramway, welches 
jeder Wagen im ſchärfſten Tempo befährt, fo dafs ſich die Paſſanten an das 
Geländer anlehnen müſſen, um nicht mit den Kleidern an den Waggons hängen 
zu bleiben. Als dieſe Linie eröffnet wurde, mufste dieſe Strecke im Schritte 
befahren werden, damit kein Unglück geſchieht. Es iſt daher unglaublich, wie 
ein ſolches Verbot aufgehoben werden konnte. 


Ich ſtelle daher den Antrag: 

Der Herr Bürgermeiſter wolle veranlaſſen, daſs der Wiener 
Tramway -⸗Geſellſchaft der Auftrag ertheilt werde, dieſe Strecke im 
Schritte zu befahren, bevor ein Unglück geſchieht, oder daſs das 
Trottoir gegen den Markt zu erweitert wird, indem der ganzen 
Seite entlang Platz genug dazu vorhanden iſt. 


Bice-Bürgermeifler Dr. Tueger: An den Stadtrath. 


Schriftführer Hem.-Rath Märtl (liest): 

20. Antrag des Gem.-Nathes Schneeweiß: 

Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ vom 20. d. M. bringt unter dem 
Titel: „Der Heimſucher“ gegen unſeren hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter 
Strobach derartige Angriffe, die ſich der Gemeinderath von Wien nicht gefallen 
laſſen kann. 

Ich erlaube mir daher, den Antrag zu ſtellen: 

1. dass auf die weitere Zuſendung dieſes Blattes für das 
Leſezimmer im Gemeinderathe verzichtet wird (Beifall links); 

2. daſs der Gemeinderath von feinem Hausrechte Gebrauch 
mache und dem Berichterſtatter der „Wiener Allgemeinen Zeitung“ 
der Zutritt zu den Sitzungen verboten werde; 


3. dass an die k. k. Staatsanwaltſchaft das Erſuchen geſtellt 
werde, die gerichtliche Verfolgung von amtswegen wegen Be— 
leidigung des Herrn Bürgermeiſters gegen obiges Blatt ein— 
zuleiten. (Beifall links.) 


Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: In meiner Eigenſchaft 
als Vorſitzender bin ich berechtigt, Bemerkungen vorzubringen, und 
erlaube ich mir nun den Herren Folgendes zur Kenntnis zu 
bringen: 
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Der Herr Bürgermeiſter ift von diefem Antrage in Kenntnis 
geſetzt worden und hat mich erſucht, den Herren Folgendes befannt- 
zugeben: 

Er glaubt, dass die Angriffe in der „Wiener Allgemeinen 
Zeitung“ derart find, dass fie von gar keinem vernünftigen 
Menſchen geglaubt werden. 

Die diesbezüglichen Daten ſind ſichtbar aus der Luft gegriffen 
und ihre Unwahrheit fällt jedem, wenn er nicht böswillig geſinnt 
iſt, alſo mindeſtens allen Gutgeſinnten, ſofort in die Augen. Speciell 
was in dem Artikel „Der Heimſucher“ vorkommt, iſt ſo augen— 
ſcheinlich erfunden, daſs es wohl gar keinen vernünftigen Menſchen 
geben wird, der derlei Dingen Glauben ſchenkt. Der Herr Bürger— 
meiſter iſt nun der Anſchauung, dafs die befte Strafe für ſolche 
Zeitungen die iſt, daſs man fie entweder ignoriert oder darüber 
herzlich lacht, und erſucht daher den Herrn Antragſteller, ſeinen 
Antrag zurückziehen zu wollen. 


Gem.-Bath Schneeweiß: Wenn es der Wunſch des Herrn 
Bürgermeiſters iſt, ziehe ich meinen Antrag zurück. 


Pice-Bürgermeifler Dr. Cueger: Der Antrag iſt zurück— 
gezogen und hiemit die Sache erledigt. 


Schriftführer Hem.-Nath Närtl (liest): 


21. Antrag des Gem.-Nathes Eigner: 

Die drei im XVII. Bezirke beſtellten Krankenträger beziehen für ihre zwei— 
einhalb⸗, drei⸗, zwanzig⸗ und fünfundzwanzigjährigen Dienſtleiſtungen außer 
dem Monatslohne von 36 bis 45 fl. keinerlei ſonſtige Gebüren. Da in den 


meiſten anderen Bezirken die Krankenträger noch beſondere Taggebüren beziehen, 
ſo ſtelle ich den Antrag: 


Der Magiſtrat werde beauftragt, wegen Regelung dieſer Ver— 
hältniſſe eheſtens einen Vorſchlag dem Gemeinderathe zur Ge— 
nehmigung vorzulegen. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: An den Stadtrath. 
Schriftführer Gem.-Nath Bart (liest): 


22. Antrag des Gem.-Nathes Eigner: 


Im XVII. Bezirke beſteht in der Rötzergaſſe Nr. 31 eine kleine Sanitäts- 
ſtation, in der aber in der Regel niemand zu treffen iſt, weil dieſelbe keinen 
Raum enthält, in welchem ſich ein Krankenträger weder des Tages und noch 
weniger des Nachts aufhalten könnte. Im Falle eines dringenden Transportes 
müſſen die Krankenträger erſt aus ihren entlegenen Privatwohnungen bei Tag 
und des Nachts herbeigeholt werden, wodurch ſich der Transport ganz un— 
gebürlich verzögert. Auch iſt dieſe Station mit keinem Kraukenhauſe in tele— 
phoniſcher Verbindung, weshalb es häufig vorkommt, dass Kranke in einem 
zweiräderigen Handkarren mehrere Stunden, halbe und ganze Tage laug von 
einem Spitale zum anderen herumtransportiert werden müſſen, bis ſich endlich 
eines findet, wo der Kranke untergebracht werden kann. Mitunter ſoll es ſogar 
vorkommen, daſs ein ſolcher Unglücklicher, der vielleicht noch mit einer an— 
ſteckenden Krankheit behaftet iſt, nach ſtunden-, halbe- und tagelangen Irrfahrten 
durch ganz Wien wegen Platzmangels in den Spitälern wieder in ſeine Wohnung 
zurückgebracht werden muss. Solche Transporte find nur mit einem Ambulanz: 
wagen mit Pferdebeſpannung in eigener Regie durchzuführen, wie fie auch 
ſchon in den meiſten anderen Bezirken Wiens eingeführt find. Zur Beſpannung 
könnten die in nächſter Nähe, im Hauſe XVII., Elterleinplatz 10, in ſteter 
Bereitſchaft ſtehenden ſtädtiſchen Feuerwehrpferde benützt werden. Derartige 
Zuſtände ſind einer Großſtadt unwürdig und beantrage ich daher: 


Der Magiſtrat werde beauftragt, ſofort das Nöthige ein— 
zuleiten, dafs die im XVII. Bezirke beſtehende Sanitätsſtation 
durch den Zubau eines Zimmers für den beſtändigen Aufenthalt 
eines Krankenträgers bei Tag und Nacht, eines Magazins und 
einer Remiſe für Krankenwägen, wie ſolche in anderen Bezirken 
ohnehin vorräthig ſind, vergrößert und die dergeſtalt vergrößerte 
Station in das Telephonnetz einbezogen werde. Der betreffende 
Bericht iſt binnen vier Wochen zu erſtatten und dem Gemeinde— 
rathe zur Genehmigung vorzulegen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Cueger: An den Stadtrath. 
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Schriftführer Gem. Rath Bärtl (liest): 

23. Antrag des Gem.-Nathes Pr. Geßmann und Ge⸗ 
noſſen: 

Ju Erwägung, daſss durch den bisherigen Modus in der Syſtemiſierung 
der Lehrerſtellen an den öffentlichen Volks- und Bürgerſchulen nach Geſchlechtern 
die männlichen Lehrkräfte von der Bewerbung um Lehrerſtellen an Mädchen⸗ 
ſchulen in der Regel ganz ausgeſchloſſen ſind, während den Lehrerinnen außer 
den Stellen an Mädchen⸗Volks⸗ und Bürgerſchulen auch die Stellen an 
Knaben⸗Volksſchulen und Volksſchulen für Knaben und Mädchen (gemiſchten 
Volksſchulen) zugänglich find, in Erwägung, dafs dieſer Vorgang weder im 
Sinne der beſtehenden Geſetze für das Volksſchulweſen, noch im Sinne der 
h. Miniſterialverordnung vom 27. Juni 1891, Z. 6285, liegt, wo es heißt: 
„dass die Beſetzung von Schulſtellen, wo nicht das Geſetz ausdrücklich das 
Gegentheil anordnet, nur nach Maßgabe der größeren Würdigkeit, ohne ein⸗ 
ſeitige Rückſichtnahme auf das Geſchlecht der Bewerber zu erfolgen hat; in 
weiterer Erwägung, dafs durch die Thatſache, dafs Lehrerinnen mit weniger 
als fünf Dienſtjahren zu Bürgerſchullehrerinnen ernannt werden müſſen, 
während Lehrer mit mehr als zehn Dienſtjahren nicht vorrücken können — 
dieſe Thatſache hat der Wiener Stadtrath anläßſslich der letzten Beſetzung der 
Lehrerſtellen an Bürgerſchulen in Wien mit Bedauern conſtatiert — die Lehre— 
rinnen in Wirklichkeit nicht mit den Lehrern gleichberechtigt, ſondern augen— 
fällig bevorzugt find; in endlicher Erwägung, dafs die Verweiblichung des 
Wiener Schulweſens weder im Intereſſe des Schulerhalters, alſo der Commune 
Wien, liegt, noch in ſocialpolitiſcher Hinſicht gerechtfertigt erſcheint, und daßs 
die Bevorzugung der Lehrerinnen nicht nur die Berufsfrendigkeit, ſondern auch 
die materiellen Jutereſſen der männlichen Lehrerſchaft, welche doch zumeiſt für 
die Erhaltung von Familien zu ſorgen hat, auf das empfindlichſte ſchädigt, 
ſtellen die Unterzeichneten folgenden Antrag: 


Der Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien richte an die h. Regierung das dringende Erſuchen, den 
vom h. n.⸗. Landtage in ſeiner Sitzung vom 13. Februar 1896 
einſtimmig beſchloſſenen Geſetzentwurf, betreffend die Concurs— 
ausſchreibungen an den öffentlichen Volks- und Bürgerſchulen in 
Niederöſterreich, eheſtens der A. h. Sanction zu unterbreiten, damit 
der Stadtrath von Wien in die Lage verſetzt werde, den eingangs 
angeführten Übelſtänden abhelfen zu können. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Värtl (liest): 

24. Antrag des Gem.-Rathes Oppenberger und Ge⸗ 
noſſen: 

Der ergebenſt Gefertigte beantragt: 

Der Gemeinderath möge beſchließen, daſs behufs Vereinfachung 
der Manipulation als auch in Anbetracht der beſonderen Wichtigkeit 
für den Steuer- und Wahlcataſter und die Zuſtändigkeit an die 
hochlöbliche Polizeidirection das begründete Erſuchen geſtellt werde, 
anſtatt der bisher üblichen drei Meldzettel vier Stück in Gebrauch 
zu ſetzen, wovon der vierte im Steuer- und Wahlcataſter zu 
deponieren iſt. 

Bice-Bürgermeifler Dr. Tueger: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem. -Nath Värtl (liest): 

25. Antrag des Gem.-Nathes Kubik: 


Nachdem unſere Geſetze dem kleinen Manne gegen Ausbeutung und 
Wucher keinen Schutz gewähren, erlaube ich mir zu beantragen: 


Der löbliche Gemeinderath möge beſchließen, daſs womöglich 
in den einzelnen Bezirken nach dem Muſter des von dem unver— 
geſslichen Kaiſer Joſef II. gegründeten Inſtitutes, reſpective Ver— 
ſatzamtes, ebenſolche Inſtitute gegründet werden; denn in den 
beſtehenden und von der k. k. Statthalterei conceſſionierten Leih— 
anſtalten, beſonders in den ſogenannten Winkelverſatzämtern, wird 
das arme Volk nur ausgebeutet. Mein Antrag geht dahin, es 
ſolle ſobald als möglich damit der Anfang gemacht werden, um 
das ganze Werk zu dem 50jährigen Regierungs⸗Jubiläum unſeres 
geliebten Kaiſers zu vollenden und dieſe Anſtalten dem Verkehre 
zu übergeben, zum ewigen Gedächtuiſſe an Se. Majeſtät den 
allergnädigſten Kaiſer Franz Joſef. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: An den Stadtrath. 
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Schriftführer Gem.-Nath Hartl (liest): 

26. Dringlichkeits-Antrag des Gem. Nathes Pr. 
Kraft und Genoſſen: 

Gem.-Nath Dr. Kraft: Ohne Motivierung iſt es den 
meiſten Herren nicht klar, um was es ſich handelt; ich bitte daher 
um Verleſung derſelben. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Der Herr Gem. Rath 
Dr. Kraft ſtellt den Antrag auf Verleſung der Motivierung. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche damit einverſtanden ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 


Schriftführer Gem.-Rath Värkl (liest): 

Wer den äußerlich prachtvollen Bau unſeres neuen Juſtizpalaſtes durch 
das geräumige, lichte und luftige Veſtibule betritt, wird kaum zu faſſen ver- 
mögen, warum die Manipulation des Aufrufens der Parteien zu den in den 
ebenerdigen Sälen des k. k. Handelsgerichtes ſtattfindenden Maſſentagſatzungen 
in einem Raume erfolgt, welcher nicht einmal den primärften ſanitätspolizeilichen 
Anforderungen entſpricht. | 

Diefer kaum 20 Schritte lange, 10 Schritte breite und circa 4 m hohe 
Raum beſitzt keine einzige direct ins Freie führende Luft- und Lichtöffnung! 
Derſelbe wird ſelbſt an den hellen Sommertagen von vier Gasflammen 
ſpärlich erhellt und iſt au den vorgenannten Commiſſionstagen, an welchen 
hunderte von Tagſatzungen verrichtet werden, von einer ſich fortwährend 
drängenden und fortſchiebenden Menſchenmaſſe von 150 bis 200 Köpfen vou 
einem Ende bis zum anderen erfüllt, welche die Ausrufung der Gegenpartei 
verlangt, zumeiſt aber dieſes Geſchäft mit lautem Geſchrei ſelbſt beſorgt. 

Die beiden ausrufenden Amtsdieuer ſchreien ſich in dieſem von 
Athmungsdunſt und Schweiß der Hunderte von Menſchen, dem Waſſerdunſte 
der Gasflammen ꝛc. erfüllten Raume, ohne das einfachſte techniſche Hilfsmittel 
zu beſitzen, vergeblich die Schwindſucht an die Kehle, denn ſie werden nur von 
den ſie zunächſt Umdrängenden verſtanden, und von einer Juſtizwache, welche 
Ruhe und Ordnung in dem Gedränge aufrecht erhalten könnte, alſo hier ent⸗ 
ſchieden für die Ausübung der Juſtiz nothwendiger wäre, als auf dem Poſteu 
außen vor dem Thore gegen den Reichsrathsplatz, iſt keine Spur zu ſehen. 

Ju der heißen Jahreszeit geſchieht es daher auch nicht ſelten, dafs 
Parteien, namentlich älteren Leuten und Frauen, von dem Dunſt und Schweiß— 
geruche ſo vieler Menſchen, der Hitze und dem herrſchenden Gedränge und 
Geſchrei übel wird und ſie den Raum zum Schaden für ihre Rechtsſache ver— 
laſſen müſſen, ehe ſie den Richter geſehen haben! 

Aber auch die Richter ſelbſt in den anſtoßenden Verhandlungsſälen leiden 
unter dieſen Übelſtänden empfindlich, denn auch dorthinein verbreitet ſich 
natürlich mangels directer Abzugsöffnungen die Hitze, verdorbene Luft und der 
ohrenbetäubende Lärm. 

Die Benachtheiligung der Parteien an ihren Rechten durch das unter 
ſolchen Umſtänden häufige Nichtauffinden des Gegners, durch nutzloſe Con⸗ 
tumazierungen ꝛc., gehört vor ein anderes Forum und will ich nur das eine 
hier hervorheben, dass der einzige aus dieſem Mißſtande Vortheil ziehende das 
k. k. Stempelärar iſt, weil dasſelbe infolge desſelben jährlich ohne jeden 
Serupel die Stempel für hunderte fruſtrierter Tagfahrten einſtreicht. 

Zu Zeiten von Endemien oder Epidemien, wie bei der in den letzten 
Jahren häufig aufgetretenen Jufluenza, iſt die Gefahr der Übertragung von 
anſteckenden Krankheiten in dieſem Raume durch die nothwendig erfolgende 
Berührung ſo vieler ſeuchter Hände und in der keinen genügenden Abzug 
findenden verpeſteten Luft evident und wird jene ſtaatliche Sanitätsbehörde, 
welche ſchon das Gedränge auf offenen, in freier Luft ſich fortbewegenden 
Tramwaywaggons als für die Geſundheit gefährlich erklärt und Maßregeln 
zu deſſen Verhütung veranlasst hat, gewiss anerkennen müſſen, dafs dieſe 
Gefahr in weit erhöhterem Maße in dem genannten Saale, und zwar gauz 
ohne Noth beſteht. Denn der eingangs erwähnte, große, lichte, vier Stockwerke 
hohe Stiegenhausraum, welcher bei zweckmäßiger Eintheilung der Tagfahrten 
nicht nur zur Vornahme des Aufrufes, ſondern ſogar zur Vornahme der 
jetzigen Tagfahrten ſelbſt genügen würde, ſteht für die paar Stunden dieſer 
Tagfahrten pro Woche zur Verfügung. 

Nachdem nun dieſe ſauitätswidrigen Zuſtände, die fo alt find wie der 
Juſtizpalaſt, trotzdem ſich die hohe Justizverwaltung wegen der Abſtellung nicht 
bemüht, doch im Intereſſe des Geſundheitsſtandes der Stadt nicht länger 
geduldet werden dürfen, fo ſtellt der Gefertigte den Driuglichkeits— 
Antrag: 

Der löbliche Gemeinderath wolle im Sinne des Geſetzes vom 
30. April 1870, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 68, die Anordnung eines ſanitäts⸗ 
polizeilichen Augenſcheines in dem jetzt zum Aufrufen der Parteien 
zu den Commiſſions tagfahrten bei dem k. k. Handelsgerichte Wien 
verwendeten, ebenerdigen Saale, und zwar während oder unmittelbar 
nach der Abhaltung ſolcher Commiſſionstagfahrten erwirken, damit 
auf Grund des Ergebniſſes desſelben die Benützung dieſes öffent- 
lichen Verſammlungsortes zu ſolchen Maſſenverſammlungen aus 


ſanitätspolizeilichen Gründen unterſagt werde. 
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Die Dringlichkeit wird mit der durch die herannahende heiße 
Jahreszeit ſich ſteigernden Gefahr für die Geſundheit der dort 
ſtändig beſchäftigten und dort zuſammenſtrömenden Menſchen 
begründet. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: Ich bemerke, dafs der 
Antrag, ſtreng genommen, nicht in die Competenz des Gemeinde— 
rathes fällt. (Zuſtimmung.) Ich habe aber denſelben dennoch zur 
Verleſung bringen laſſen, weil er einen allgemein bekannten, 
wirklich craffen Übelſtand betrifft. Derjenige, der einmal das 
Treiben in dieſen ſogenannten Verhandlungsſälen mitgemacht hat, 
muss zugeben, dass der Zuſtand dort geradezu ein ſcandalöſer iſt. 

Ich werde Veranlaſſung treffen, dafs der Antrag des geehrten 
Herrn Collegen dem Magiſtrate als Anzeige übermittelt werde, 
damit der Magiſtrat im eigenen Wirkungskreiſe die nothwendigen 
Vorkehrungen treffe. Der Herr Antragſteller iſt gewiſs damit ein— 
verſtanden. (Gem.⸗Rath Dr. Kraft: So war es auch gemeint!) 


Schriftführer Gem.-Nath Värtl (liest): 

27. Antrag des Gem.⸗Rathes Obriſt und Genoſſen: 

Der zum Zwecke eines Schulbaues für Neuſtift und Salmannsdorf von 
der Commune Wien erworbene Grund iſt hiezu ganz unpaſſend; derſelbe iſt 
zu ſchmal und müſste die Front gegen die Wetterſeite zugekehrt werden, wobei 
dem ſeinerzeitigen Referenten, welcher dieſen Grundankauf befürwortet hat, 
der Vorwurf totaler Unkenntnis der localen Verhältuiſſe, ſowie der Vor— 
bedingungen für einen Schulhausbau nicht erſpart werden kann. 

In nächſter Nähe wäre ein Platz von circa 33 m Breite, die Tiefe nach 
Bedarf, zu erwerben, und ſtellt der Gefertigte im Intereſſe eines regulären 
Baues den Antrag: 


Der löbliche Gemeinderath beſchließe den projectierten Schul— 
hausbau in Salmannsdorf deshalb vorderhand nicht auszuführen, 
weil der Grund hiezu zu ſchmal und wetterſeitig gelegen iſt, hin— 
gegen einen anderen hiezu paſſenden Platz zu erwerben. 

Bire-Bürgermeifler Dr. Tueger: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Rath Märtl (liest): 

28. Antrag des Gem.-Nathes Kubik: 

Das V. ſtädtiſche Waiſenhaus in Klofternenburg, Martinſtraße, wurde 
für 50 Knaben und 50 Mädchen gegründet und es ſollen nur ſolche Kinder 
Aufnahme finden, welche thatſächlich kränklich, blutarm ꝛc. ſind und einen 
Landaufenthalt nothwendig haben. Dieſe Beſtimmungen wurden auch ſechs bis 
ſieben Jahre ſtrenge eingehalten. Heute finden derlei Kinder nur in geringerem 
Maße Unterkunft und iſt die eigentliche Inſtitution des löblichen Gemeinde— 
rathes illuſoriſch geworden. | 

Der Gefertigte beantragt, 

daſs das V. ſtädtiſche Waiſenhaus ſeine urſprüngliche Be— 
ſtimmung wieder erlange. 

Bice-Bürgermeifler Dr. Tueger: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Obriſt (liest): 

29. Antrag des Gem.-Nathes Hütter: 


Die Approviſionierungsfrage erheiſcht dringend ihre endliche Regelung 
und mußs eine weitere Verzögerung dieſer für die Bevölkerung hochwichtigen 
Augelegenheit hintangehalten werden. 

Wien verlangt gutes und billiges Fleiſch, und die Gemeindeverwaltung 
iſt verpflichtet, dieſem berechtigten Wunſche der Bevölkerung Rechnung zu tragen. 

Als ein weſentliches Mittel zu einer gedeihlichen Umgeſtaltung der 
Approviſionierungsverhältniſſe ſtellen ſich Kühlanlagen dar, welche in innigen 
Contact mit den Schlachthäuſern zu bringen wären. 

Durch ſolche Einrichtungen iſt die Möglichkeit geboten, die Thiere uns 
verweilt zu ſchlachten und in die Kühlräume zu befördern, wodurch zunächſt 
die Zufälligkeit der Conjunctur, welche bisher in häufig unzuläſſiger Weiſe 
zum Schaden der Bevölkerung ausgebeutet wird, bedeutend eingeſchränkt 
werden würde. 

Die Conſervierung von Fleiſch und ſonſtigen Nahrungsmitteln in Kühl— 
räumen bewirkt aber nicht nur eine Verbilligung dieſer Producte, ſie bringt 
gleichzeitig auch die Gewähr für gute Qualität mit ſich, weil alle jene Mifg- 
ſtände, welche mit ſogenanuten Eisgruben verbunden find, wegfallen, die 
Conſervierung vielmehr eine unbedingt reinliche, ſorgfältige und vom ſanitären 
Geſichtspunkte unanfechtbare iſt. 

Die Vortheile von Kühlanlagen haben ſich derart bewährt, dafs das 
Beiſpiel, welches Wiesbaden als erſte Stadt in Deutſchland im Jahre 1883 
gab, hundertfache Nachahmung gefunden hat. 
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Die Genoſſenſchaft der Fleiſchhauer iſt der Einführung von Kühlanlagen 
nicht nur nicht abgeneigt, ſie würde dieſelben vielmehr aufrichtig begrüßen und 
iſt bereit, au deren Errichtung thatkräftigſt zu participieren. 

Bei der Errichtung von Kühlanlagen darf aber nicht überſehen werden, 
daſs dieſelben, wie bereits erwähnt, ihrem Zwecke voll und ganz dienſtbar 
gemacht werden können, wenn ſie in innigen Contact mit den Schlachthäuſern 
ſelbſt gebracht ſind. 

Es würden wohl auch Kühlräume, denen das Requiſit des unmittelbaren 
Zuſammenhanges mit den Schlachthäuſern abgeht, von großem Nutzen ſein, 
allein hiedurch wäre nur zum Theile Abhilfe geboten und der Hauptzweck, 
nämlich eine nachhaltige Regelung des Approviſionierungsweſens, nicht erreicht. 

Die Commune Wien beſitzt nun Grundflächen in und bei den beſtehenden 
Schlachthäuſern, auf welchen Grundflächen Kühlanlagen zu erbauen ſich in 
erſter Linie empfiehlt. 

Die Geuoſſenſchaft der Wiener Fleiſchhauer iſt entſchloſſen, gemeinſam 
mit anderen Genoſſenſchaften die Verwirklichung dieſer wiederholt aufgetauchten, 
aber leider noch immer nicht ausgeführten Idee ſich zur Aufgabe zu machen. 

Die Genoſſenſchaft kann dies dann mit Ausſicht auf Erfolg thun, wenn 
ihr die Gemeindeverwaltung die erforderlichen Baugründe überläſst. 


Die Gefertigten beantragen demnach in Anbetracht der vorgeſchilderten 
Verhältniſſe: 


Der Gemeinderath wolle beſchließen, es ſeien der Genoſſen— 
ſchaft der Wiener Fleiſchhauer im Rayon der beſtehenden Schlacht— 
häuſer, und zwar 5000 m? nächſt St. Marx und je 3000 m? 
nächſt den anderen beſtehenden Schlachthäuſern zu dem Zwecke zu 
überlaſſen, damit dieſelben zur Errichtung von Kühlanlagen ver— 
wendet werden. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Tueger: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Rath Bärkl (liest): 

30. Antrag des Gem.-Rathes Dr. Vommer und 
Genoſſen: 

Der Gedanke, die Überreſte unſerer theueren Todten, ſtatt fie in Frieden 


ruhen zu laſſen, aus ihren Gräbern zu reißen und eine Wanderung nach 
einem neuen Ort der Ruhe antreten zu laſſen; die Vorſtellung, dafs die ge— 


hefligten Orte des Friedens etwa ſchnöder Gewinnſucht zum Opfer gebracht 
en jollen, daſs auf den Gründen, in welchen unſerer Voreltern Gebeine 
modern, Zinshäuſer und Fabriken aufgeführt werden ſollen, widerſpricht nicht 
uur dem gläubigen Sinne der breiten, chriſtlichen Volksmaſſen, ſondern auch 
dem Gefühle der Pietät, welches jedermann den Todten entgegenzubringen 
flegt. 
N Andererſeits entbehren ganze Bezirke Wiens, welche an Größe und Be- 
völkerungszahl volkreichen Städten gleichkommen, gänzlich größerer, öffentlicher 
Gartenanlagen. 

Die Unterzeichneten vermeinen, dass die Friedhofsfrage und dieſe For— 
derung nach öffentlichen Gärten zu gemeinſamer gedeihlicher Löſung gebracht 
werden könnte, und ſtellen zu dem Ende folgende Anträge: 


1. Von einer zwangsweiſen Abräumung der aufgelaſſenen 
Friedhöfe und von einer erzwungenen Wegſchaffung der Leichen— 
überreſte wird ſowohl in nächſter als fernerer Zeit Abſtand ge— 
nommen. 

2. Die aufgelaſſenen Friedhöfe bleiben vorläufig als ſolche 
erhalten, werden jedoch im Laufe der Zeit und ganz allmählich, 
ſoweit es irgendmöglich, in ſchattige öffentliche Gartenanlagen 
umgewandelt. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Lueger: An den Stadtrath. 

Wir ſchreiten nun zur Erledigung der Tagesordnung. Es iſt 
mir mitgetheilt worden, daſs 92 Mitglieder des Gemeinderathes 
anweſend ſind. 

Ich ertheile daher dem Herrn Gem.-Rathe Dr. Mayreder 
das Wort. 

31. Referent Gem.-Rath Mayreder: Zur Zahl 4573. 
Es handelt fi hier um eine Grundtransaction anläſslich des 
Umbaues Florianigaſſe 66, Ecke Bennoplatz 8. Durch das 
Hineinrücken in der Florianigaſſe iſt die Gemeinde Wien in die 
Nothlage geſetzt, eine Grundfläche von 102˙84 m? einzulöſen, hin- 
gegen muſs umgekehrt der Bauwerber eine Fläche von 6•10 m? 
am Bennoplatze einlöſen. Es ſtellt Ihnen mithin der Stadtrath 
den Antrag — und derſelbe iſt in Übereinſtimmung mit dem 
Magiſtrats⸗Antrage und vom Bauwerber acceptiert — dieſe Grund- 
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fläche auf dem Bennoplatze in Compenſation zu bringen gegen das 

dreifache Ausmaß in der Florianigaſſe. 

Ich empfehle Ihnen dieſen Antrag zur Annahme. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Ich bitte die Herren, 
welche mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte die Herren Schriftführer zu conſtatieren, wie 
viele Herren dafür geſtimmt haben. (Nach einer Pauſe:) Es iſt der 
Antrag mit mehr als 92 Stimmen zum Beſchluſſe erhoben worden. 
Beſchluſs: Die nach der genehmigten Baulinie beim Hauſe, 

VIII., Florianigaſſe 66, Bennoplatz 8, in die Ver— 
bauung einzubeziehende Grundfläche des Bennoplatzes 
per circa 6˙10 m? wird dem Rudolf Hörandner 
gegen Abzug dieſer Fläche im dreifachen Ausmaße von 
dem zur Straßenverbreiterung abzutretenden Grunde 
überlaſſen. 

Bire-Bürgermeifter Dr. Cueger: Herr College Rauer 
zum Referate. 

32. Referent Gem.-Ralh Rauer: Ich habe die Ehre, 
zu referieren zur Zahl 4613. Die Congregation der frommen 
Arbeiter erbaut auf den ihr eigenthümlichen Gründen in Penzing 
Einl.⸗Z. 1116, 1115, 1114 und 1100, Reindlgaſſe 13, eine Kirche 
und ein Kloſter. Dieſelbe bedarf zur Herſtellung von zwei Portalen 
und einem Riſalite einen Grund von der Gemeinde. Der eine 
Riſalit hat eine Länge von 31 m und 15 cm Vorſprung; ein 
Portal in der Länge von 2˙6 m mit 10 cm Vorſprung; das 
Thurmportal hat eine Länge von 386 m und 31 em Vorſprung. 
Der erforderliche Grund hat ein Ausmaß von 1˙883 m’. Es 
wird von Seite des Stadtrathes beantragt, es ſei der für die 
Herſtellung der Portale und des Riſalites erforderliche Straßen— 
grund im Ausmaße von 1'883 m? um den Pauſchalbetrag von 
20 fl. zu überlaſſen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: 
Herren das Wort? Wenn nicht, ſchreiten wir zur Abſtimmung. 
Diejenigen Herren, welche mit dem Antrage des Referenten ein— 
verſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
glaube, er iſt einſtimmig angenommen bei Anweſenheit von mehr 
als 92 Gemeinderäthen. 

Beſchluſs: Zur Herſtellung der Portale und des Riſalites beim 
Hauſe XIII., Reinlgaſſe, Einl.⸗Z. 1116, 1115, 1114 
und 1110, wird der erforderliche Straßengrund im 
Aus maße von 1˙883 m? der Congregation der frommen 
Arbeiter um den Pauſchalbetrag von 20 fl. überlaſſen. 

33. Referent Gem.-⸗Rath Nauer: Zahl 4638. Es handelt 
ſich um die Grundüberlaſſung zu zwei Riſaliten mit je 4 m Länge 
und 15 cm Vorſprung. Der erforderliche Grund beträgt 1˙2 m. 
Derſelbe wäre nach dem Antrage des Stadtrathes um den Paufchal- 
betrag von 15 fl. der betreffenden Partei zu überlaſſen. 

Ich bitte um die Annahme. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Diejenigen Herren, 
welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. Iſt 
einſtimmig bei Anweſenheit von mehr als 92 Gemeinderäthen an— 
genommen. 

Beſchluſs: Zur Herſtellung der Riſalite beim Hauſe XIII., 
Breitenſeerſtraße, Einl.⸗Z. 566, wird der erforderliche 
Straßengrund im Ausmaße von 1˙20 m? dem Alexander 
Ritter v. Moering und Ehegattin um den Paufchal- 
betrag von 15 fl. überlaſſen. 
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(Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Neumayer übernimmt den 
Vorſitz.) 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Neumayer: Ich bitte zum Referate 
den Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger. 

34. Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Ich habe die Ehre, 
über folgenden Gegenſtand zu referieren. Den Herreu dürfte bekannt 
fein, daſs wir für den XI. Bezirk, und zwar in den Gebietstheilen 
von Kaiſer⸗Ebersdorf eine Schule gebaut haben, und zwar in der 
Nähe der alten Schule, auf dem nämlichen Platze. Die alte Schule 
iſt zu einer Oberlehrerwohnung adaptiert worden. Das hat Folgendes 
zur Folge gehabt: Zuerſt hat bei der Frage, ob man es hier mit 
einer Naturalwohnung zu thun hat, der Bezirksſchulrath der An— 
ſchauung Ausdruck gegeben, dass dieſe Wohnung, weil fie räumlich 
vom Schulgebäude getrennt iſt, nicht als Naturalwohnung für den 
Oberlehrer zu betrachten iſt, weil nach dem Geſetze die Natural— 
wohnung ſich im Schulgebäude befinden müſſe, die betreffende 
Wohnung aber vom Schulgebäude räumlich getrennt iſt. Es hat 
der landesfürſtliche Commiſſär Dr. v. Friebeis gegen dieſe 
Entſcheidung des Bezirksſchulrathes recuriert. Aber auch der Landes— 
ſchulrath hat den betreffenden Recurs abgewieſen, und es iſt nun— 
mehr von Seite des jetzigen Bürgermeiſters Strobach an das 
Miniſterium recuriert worden. Die Entſcheidung über dieſen Recurs 
iſt derzeit noch ausſtändig. Das iſt die Schulgeſchichte. 

Nun kommt die Finanzgeſchichte. Als die betreffende Faſſion 


von Seite der Gemeinde Wien der Finanzbezirks-Direction vor— 


gelegt wurde, iſt entſchieden worden, dass dieſer Oberlehrerwohnung 
die ſogenannte permanente Steuerfreiheit deswegen nicht bewilligt 
werden könne, weil eben dieſe Oberlehrerwohnung von dem eigentlichen 
Schulgebäude getrennt ſei. Der betreffende Recurs iſt bis zum 
Miniſterium geleitet worden; das Miniſterium hat entſchieden: 
Nein, der betreffenden Oberlehrerwohnung darf die permanente 
Steuerfreiheit nicht zuerkannt werden. Es dreht ſich nun darum, 
ob die Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof geleitet werden 
ſoll. Von Seite des Magiſtrates wird der Antrag geſtellt, von der 
Beſchwerde abzuſehen, nicht deswegen, weil der Magiſtrat glaubt, 
daſs die Gemeinde im Unrechte iſt, ſondern weil angeblich ein 
vereinzelter Fall vorliegt. Der Stadtrath hat hingegen die Anſchauung 
vertreten, dafs im vorliegenden Falle die Beſchwerde an den Ver— 
waltungsgerichtshof ergriffen werden müſſe, ſchon um ein Präjudiz 
für die Zukunft unter jeder Bedingung hintanzuhalten. 

Ich bemerke, dass das Schulgebäude und die Oberlehrerwohnung 
auf einem Grundſtücke ſich befinden, welches in einer Grundbuchs— 


einlage iſt, alſo auf einer und derſelben Grundbuchseinlage erbaut 


ſind. Es iſt factiſch nur eine räumliche Trennung vorhanden, 
rechtlich iſt es aber ein Object. 

Nach meiner Meinung iſt der Zuſtand in Kaiſer-Ebersdorf 
geradezu ein Ideal für eine Schule, denn dadurch, dajs die Ober— 
lehrerwohnung von dem Schulgebäude getrennt iſt, fallen alle 
Gründe weg, welche für das Belaſſen von Oberlehrerwohnungen 
in den Schulen ſprechen. Wir find nun der Meinung, daſßs das 
Unterrichtsminiſterium und der Verwaltungsgerichtshof ſich der An— 
ſchauung nicht werden verſchließen können, daſs in dieſem Falle 
eine reine Wortklauberei vorliegt. Von Wortklaubereien ſollte in der 
Entſcheidung einer ſolchen wichtigen Frage wohl nicht ausgegangen 
werden. Es ſtellt Ihnen daher der Stadtrath den Antrag: Der Ge— 
meinderath möge beſchließen, die Beſchwer de gegen die von mir 
erwähnte Entſcheidung des Finanzminiſteriums zu ergreifen. Die 


Erledigung des Recurſes gegen die Entſcheidung des Landesſchul— 
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rathes vom 6. Mai 1896, Zahl 3781, wird möglichſt zu betreiben 

und nach Herablangen der Entſcheidung desſelben dem Stadtrathe 

ſammt allen Acten vorzulegen ſein. 

Die Sache hängt nämlich nach meiner innerſten Überzeugung 
zuſammen. Geht nun die Entſcheidung des Unterrichtsminiſteriums, 
beziehungsweiſe eventuell des Verwaltungsgerichtshofes dahin, dafs 
die betreffende Oberlehrerwohnung keine Naturalwohnung für die 
Oberlehrer iſt, dann mußs ſelbſtverſtändlich auch die Beſchwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof in der Finanzfrage zurückgezogen 
werden; ergeht aber die Entſcheidung dahin, daſßs die Oberlehrer— 
wohnung eine Naturalwohnung iſt, dann wird auch der Verwal— 
tungsgerichtshof der Beſchwerde ſtattgeben. Ich empfehle Ihnen 
alſo die Annahme des Stadtraths-Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Neumayer: Wünſcht jemand zum 
Antrage des Herrn Referenten das Wort? (Nach einer Pauſe:) 
Wenn es nicht der Fall iſt, ſo ſchreiten wir zur Abſtimmung. 
(Nach einer Pauſe:) Diejenigen Herren, welche für den Autrag 
des Stadtrathes ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. Der Antrag iſt — ich glaube ein— 
ſtimmig — angenommen. 

Beſchluſs: Gegen die Entſcheidung des k. k. Finanzminiſteriums 
vom 3. April 1896, Z. 15203, betreffend die Ab— 
weiſung des Recurſes der Gemeinde Wien gegen die 
Entſcheidung puncto Nichtzuerkennung der Steuer— 
freiheit für die Oberlehrer-Amtswohnung in der Dirndl— 
hofrealität in Kaiſer⸗Ebersdorf, XI. Bezirk, iſt die 
Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen. 

35. Referent Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Ich 
habe nunmehr über folgenden Gegenſtand zu referieren. Vielleicht 
iſt es den Herren aus den Zeitungen mindeſtens bekannt, dass 
die Gemeinde Wien, und zwar gelegentlich der Begehung der 
Wienthallinie Strecke Hütteldorf — Hietzing, das Begehren geſtellt 
hat, das die Abſchluſsmauer gegen die Quaiſtraße auf Verlangen 
der Gemeinde Wien ſo zu erhöhen iſt, als das vorgeſchriebene 
Niveau beträgt. Jetzt iſt das Niveau bedeutend niedriger. Die 
Unternehmung — d. i. im vorliegenden Falle der Staat — wollte 
die Quaimauer nur jo hoch errichten, dass dieſelbe dem jetzigen 
Niveau entſpricht. Die Gemeinde hat aber verlangt, daſs der 
Staat ſich verpflichte, eventuell die Quaimauer dann zu erhöhen, 
wenn das rechtskräftig fixierte Niveau einmal hergeſtellt werden 
wird. Das Miniſterium hat das Begehren der Gemeinde Wien 
abgewieſen und es wurde eine diesbezügliche Beſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof ergriffen. Der Verwaltungsgerichtshof hat 
unſerer Beſchwerde ſtattgegeben und die angefochtene Entſcheidung 
laut S 6 des Geſetzes vom 22. October 1875, R.⸗G. Bl. 
Nr. 36 ex 1876, wegen mangelhaften Verfahrens aufgehoben. In 
den Gründen dieſer Entſcheidung wird aber in einer nach meiner 
Meinung unzweideutigen Weiſe auseinandergeſetzt, daſs die be— 
treffende Bauunternehmung, hier der Staat, verpflichtet iſt, die 
Quaimauern ſo anzulegen, wie es dem rechtskräftig fixierten, wenn 
auch jetzt noch nicht in natura vorhandenen Niveau entſpricht. 

Gelegentlich der Anlegung der Halteſtelle „Braunſchweiggaſſe“ 
hat ſich nunmehr die nämliche Frage abgeſpielt. Auch hier iſt von 
Seite der Gemeinde Wien das Begehren geſtellt worden, die 
bahnſeitige Stützmauer der Quaiſtraße auf Koſten der Bau— 
unternehmung über Verlangen der Gemeinde zu erhöhen. Das 
Eiſenbahnminiſterizm hat in ſeiner Entſcheidung vom 15. April 
1896, Z. 3183, bezüglich dieſes Begehrens der Gemeinde Wien 
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Folgendes geſagt: Hinſichtlich der von der Gemeinde erhobenen 
Forderungen, betreffend die Erhöhung der bahnſeitigen Stütz— 
mauern der Quaiſtraße auf Koſten des Bauunternehmens über 
Verlangen der Gemeinde wird die h. o. Entſcheidung nachfolgen. 

Im übrigen iſt der Bauconſens ertheilt worden; nun iſt 
aber den Herren bekannt, daſs, wenn ein Conſens ertheilt wird, 
im Bauconſenſe auch das Niveau bekanntgegeben werden mußs. 
Richtig iſt, daſs der Bauconſens in dieſem Falle vom Eifenbahn- 
miniſterium zu ertheilen iſt. Aber dieſes Miniſterium iſt bei Er— 
theilung des Bauconſenſes an die Vorſchriften der Bauordnung 
gebunden und mufs daher, fo wie wir das Niveau bekanntgeben, 
müſſen, auch ſeinerſeits das Niveau für dieſen Bau bekanntgeben. 

Es wird nun vom Magiſtrate beantragt, gegen dieſen Theil 
der Entſcheidung des Eiſenbahnminiſteriums die Beſchwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen. Die Frage iſt eine außer— 
ordentlich wichtige, weil derlei Fragen auch bei vielen anderen 
Bahnanlagen vorkommen können, und iſt daher eine principielle 
Entſcheidung für uns von großer Bedeutung. Aus dieſen Gründen 
hat ſich der Stadtrath dem Antrage des Magiſtrates angeſchloſſen 
und empfehle ich Ihnen dieſen Antrag zur Annahme. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Neumayer: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bringe ich den 
Antrag zur Abſtimmung. 

Jene Herren, welche für den Referenten-Antrag find, bitte 
ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Einſtimmig angenommen. 
Beſchluſs: Gegen den Erlass des Eiſenbahnminiſteriums vom 

15. April 1896, Z. 3183, betreffend den Bauconſens 
für die Halteſtelle „Braunſchweiggaſſe“ der Wienthal— 
linie der Wiener Stadtbahn iſt die Beſchwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Neumayer: Zum Referate bitte 
ich Herrn Gem.-Rath Dr. Mayreder. 

36. Referent Gem.-Nath Dr. Mayreder: Zur Zahl 3044 
habe ich die Ehre, zu berichten über die Niveau- und Baulinien— 
beſtimmung für einen der wichtigſten Theile der inneren Stadt, 
nämlich den Neuen Markt. Es handelt ſich im vorliegenden Falle um 
die Abänderung einer Baulinie, welche bereits durch den Gemeinde— 
raths⸗Beſchluſs vom 5. October 1886, Z. 5580, feſtgeſetzt worden 
iſt. Dieſer Beſchluſs wurde bereits bezüglich der gegenüberliegenden 
Seite des Neuen Marktes abgeändert und ſchon damals wurde 
die Frage ventiliert, ob die Baulinie ſo, wie ſie in dem genannten 
Gemeinderaths-Beſchluſſe feſtgeſetzt worden war, auch beibehalten 
oder ob ſie nicht vielmehr abgeändert werden ſolle, und der da— 
malige Referent Herr College Baurath Wurm hat hierüber 
mehrere Studien gemacht und iſt am Ende derſelben zu der 
Meinung gekommen, dass es ſich aus wirtſchaftlichen Gründen 
wohl empfehlen würde, wenn auch die zweite Baulinie des Neuen 
Marktes abgeändert und dadurch die Möglichkeit der Beibehaltung 
des zwiſchen der Seilergaſſe und dem Neuen Markte gelegenen 
Baublockes geboten würde. 

Nachdem aber damals ein zwingender Grund nicht vorhanden 
war, auch für dieſe Seite des Neuen Marktes die Baulinie zu 
beſtimmen, wurde dieſe Frage in suspenso gelaſſen und die Ent— 
ſcheidung der Aufſtellung des General-Regulierungsplanes überlaſſen. 

In dem noch nicht genehmigten Regulierungsplane für die 
innere Stadt findet ſich nun ein Antrag, welcher demjenigen der 
beſtehenden Baulinienbeſtimmung zufolge Gemeinderaths-Beſchluſſes 
vom Jahre 1886 ſich ſehr anſchließt. Es find hier lediglich die 
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Baulinien etwas weiter gegen den Platz gerückt und dadurch iſt es 
ermöglicht worden, daſs die Breite des Neuen Marktes bei der 
Kapuzinerkirche und am ſchmalſten Ende die gleiche bleibt und 
die Koſten für Einlöſungen etwas geringer würden, während ſich 
die Baulinie vom Neuen Markt zur Seilergaſſe in mindeſtens 
ebenſo gefälliger Weiſe hinüberziehen würde. 

Es iſt nicht zu verkennen, das dieſe Baulinie, welche einer— 
ſeits in dem Regulierungsplane zu finden iſt, und welche anderer— 
ſeits bereits im Jahre 1886 beſtimmt wurde, den außerordentlich 
großen Vortheil bietet, daſs dem Verkehrsbedürfniſſe, welches gerade 
in dieſer Strecke ein außerordentlich reges iſt, in vollkommenſter 


Weiſe Rechnung getragen wird. Es iſt gewiss, daſs der Verkehr, 


welcher heute durch die Tegetthoffſtraße geht und durch die ſeiner— 
zeitige Fortſetzung der Operngaſſe über den eingewölbten Wienflufs 
in die Margarethenſtraße ſich noch weſentlich ſteigern wird, nach 
dieſer Baulinie ſich bedeutend leichter abſpielen würde, als nach 
der, welche wir vorzulegen die Ehre haben. 

Es ſind aber vornehmlich wirtſchaftliche Momente, welche ſowohl 
den Magiſtrat und in der Gefolgſchaft der Verhandlungen auch 
das Regulierungsbureau und ſchließlich auch den Stadtrath ver— 
anlaſst haben, von der urſprünglichen Idee der Auflaſſung des 
Häuſerblockes zwiſchen der Seilergaſſe und dem Neuen Markt 
Umgang zu nehmen. Es würden nämlich durch eine ſolche Auf— 
laſſung zwei Baufluchten in der Seilergaſſe verloren gehen, und 
nachdem der Grundwert eines Areales in der inneren Stadt beſonders 
von ſeinen Baufluchten abhängt, ſo würde hiemit ein weſentlicher 
Wert für die wirtſchaftlichen Bedingungen der Stadt in Wegfall 
kommen. Es iſt aber auch ein anderes Moment. Selbſt wenn die 
Gemeinde ſich entſchließen würde, die großen Koſten, welche dieſe 
Ausführung der Baulinie mit Auflaſſung des Häuſerblockes zwiſchen 
der Seilergaſſe und dem Neuen Markt bedingt, zu tragen, ſelbſt 
dann befinden wir uns heute immer noch in einer Situation, dajs 
wir Ihnen nicht empfehlen könnten, dieſe Baulinie beizubehalten. 
Wir haben heute weder ein Expropriationsrecht, noch haben wir die 
nöthigen Geldmittel, um dieſe ganze Action raſch durchführen zu 
können, und wenn ich von den nöthigen Geldmitteln ſpreche, ſo 
haben wir ſie in zweierlei Hinſicht nicht, abſolut genommen nicht, 
weil wir in unſeren Caſſen bekanntlich kein Geld haben, und 
relativ nicht, weil im Budget dieſe Poſt nicht vorgeſehen iſt, und 
weil wir bis jetzt einen Regulierungsfond, wie er in der Abſicht 
und dem Wunſche ſehr vieler Mitglieder der ſehr geehrten Gemeinde— 
raths⸗Verſammlung gelegen iſt, noch nicht beſitzen. Wenn wir 
daher die alte Baulinie, wie ſie aus dem Jahre 1886 herübergenom— 
men und mit geringen Veränderungen im Regulierungsplane auch 
aufgenommen worden iſt, beibehalten würden, ſo wären wir gezwungen, 
die ganze Action raſch durchzuführen, wenn anders wir nicht 
Gefahr laufen wollten, dass wir einzelne Beſitzer in dieſer Gegend 
ſo weſentlich ſchädigen, dajs fie zu den nöthigen Rechtsmitteln 
greifen und veranlaſſen müſsten, ihnen dieſe Schädigung zu 
entgelten. 

Die unmittelbare Veranlaſſung, welche den Stadtrath jetzt 
zwingt, Ihnen noch vor Hinausgabe eines General-Regulierungs⸗ 
planes dieſen Antrag zu ſtellen, liegt darin, dafs der Hauseigen⸗ 
thümer des Hauſes Seilergaſſe Nr. 14, bereits im December v. J. 
um die Baulinie eingeſchritten iſt, daßs der geſetzliche Termin für 
die Hinausgabe dieſer Baulinien ſchon weitaus überſchritten wurde, 
und endlich, dass dieſe Frage ſeit Jahren fo reichlich ventiliert worden 
iſt, daſs man ſie als hinlänglich beſprochen und erwogen bezeichnen 
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kann. Sie können überzeugt fein, dafs auch der jetzige Stadt— 
rath es ſich hat ſehr angelegen ſein laſſen, dieſe Frage zu ſtudieren 
und nur ſchweren Herzens von einer energiſcheren Löſung abge— 
gangen iſt und zu der weniger energiſchen anräth, weil eben die 
wirtſchaftlichen Momente in dieſem Falle ſo ausſchlaggebend ſind, 
dass fie nicht unberückſichtigt bleiben können. 

Der Stadtrath empfiehlt Ihnen mithin in Übereinſtimmung 
mit dem Magiſtrate und dem Stadtbauamte, die hiemit vor— 
geſchlagene Baulinie zu genehmigen. Ich erlaube mir den 
Antrag des Stadtrathes zur Verleſung zu bringen. Ich mache 
nur darauf aufmerkſam, dajs in dem Antrage, wie er hier vor— 
liegt, in Bezug auf die Niveauregulierungen allerdings ſcheinbar 
nichts bemerkt wurde. Es iſt nämlich aus Verſehen in der Litho— 
graphie der Antrag bezüglich der Niveauregulierungen ausgelaſſen 
worden, dafs in Bezug auf die Niveaux keine Veränderung 
vorgenommen werden ſoll, dass es alſo hier beim alten bleiben 
ſoll. Ferner iſt nicht erwähnt, was allerdings ſelbſtverſtändlich 
iſt, dafs die Tegetthoffſtraße 15 m breit gemacht werden 
ſoll, wie der übrige Verlauf iſt, daſs die Plankengaſſe prin— 
cipiell auf 12 m vorgeſchlagen wird, alſo auf jenes Minimal— 
maß, welches unſere Bauordnung für Straßen vorſchreibt; hin— 
gegen iſt wohl hier bereits angegeben, daſs der obere Theil der 
Seilergaſſe, welche nach dieſem Baulinienplane ſozuſagen keinen, 
wenigſtens keinen durchlaufenden Verkehr beſitzen wird, bloß auf 
11 m beftimmt iſt, während die kurze Göttweihergaſſe, welche in 
jeder Flucht nur ein Haus beſitzt, bloß auf 10 m dimenſioniert 
erſcheint. Ich verleſe mithin den Antrag mit der kleinen Ver— 
änderung, welche ich angedeutet habe, und empfehle Ihnen die 
Annahme desſelben. Der Antrag lautet (liest): 

„Es ſeien als Baulinien zu beſtimmen: 

1. für die weſtliche Flucht der Tegetthoffſtraße zwiſchen 
Gluckgaſſe und Kapuzinerkirche die Linie AB; 

2. für die weſtliche Flucht des Neuen Marktes von der Kapu— 
zinerkirche bis zur Plankenga ſſe die Linie CD; 

3. für die Baugruppe zwiſchen Neuer Markt und Seilergaſſe 
die Linien , FG, GH, HE bei einer Breite von 11 m für 
dieſen Theil der Seilergaſſe; 

4. für die Plankengaſſe die Linien E H, IK und DU; 

5. für die Göttweihergaſſe die Linien LM und PN bei einer 
Breite von 10 m für dieſe Gaſſe; 

6. für die weſtliche Flucht der Seilergaſſe die Linien IL 
und PA; 

7. für die öſtliche Flucht der Seilergaſſe und die Ecke zum 
Neuen Markt die Linien RS und ST bei einer Breite von 14 m 
für die übrige Länge der Seilergaſſe; 

8. für die Realität Spiegelgaſſe Or.-Nr. 9 die Linie NO; 

9. die heutigen Niveanx erleiden keine Veränderung.“ 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger (den Vorſitz übernehmend): 
Herr College Ritter v. Neumann hat das Wort. 

Gem.-Rath N. v. Neumann: Der Herr Referent hat 
bereits ausgeführt, daſs der erſte Antrag, beziehungsweiſe der erſte 
Beſchluſs des Gemeinderathes, die Fluchtlinie von der Kapuzinerkirche 
nahezu geradlinig nach der Seilergaſſe zu ziehen, der entſprechendere 
ſei, und zwar aus verkehrstechniſchen Rückſichten. Er hat indes auch 
jene Gründe angeführt, welche dagegen ſprechen und erwogen werden 
wollen: die Frage der großen Koſten und der Mangel eines Ent— 
eignungsgeſetzes, Gründe, welche maßgebend erſcheinen und den 
Gemeinderath dazu bewegen können, den Vorſchlag, ſo wie er 
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nunmehr vorliegt und auch im früheren Stadtrathe bereits be— 
handelt wurde, zu genehmigen. Der Herr Referent hat auch 
ausgeführt, welchen Verkehrswert dieſe Straße für die Zukunft 
erlangen wird. Der geſammte Verkehr aus dem Wien-Bonlevard, 
aus der Hundsthurmerſtraße und der Margarethener Hauptſtraße, 
welche bekanntlich durch das Freihaus durchgeführt werden wird, 
um direct zur Operngaſſe einzumünden, wird durch die Seilergaſſe 
den Weg nach dem Graben, beziehungsweiſe dem Stephansplatz 
ſuchen. Es wird damit die Seilergaſſe beinahe den Rang einer 
Kärnthnerſtraße, was den Verkehrswert anbelangt, erreichen. Es 
it daher zu bedauern, daßs wir die rationellere Löſung, welche 
zuerſt beantragt war, nicht feſthalten können. Umſomehr haben 
wir Urſache, an dieſer Löſung ſoviel zu verbeſſern, als zu ver— 
beſſern noch möglich iſt. 

Der entſcheidende Punkt dieſer Anlage iſt die Einmündung 
des Verkehres vom Neuen Markt nach der Seilergaſſe. Ich bitte, 
meine Herren, den Plan ins Auge zu faſſen und zu conſtatieren, 
daſs die Offnungsweite von dem Neuen Markt zur Seilergaſſe 
nur etwa 17 m beträgt, dafs eine zweimalige Brechung des 
Verkehres ſtattfinden mufs, und zwar beinahe rechtwinkelig. Ich 
bitte, ſich vorzuſtellen, wenn hier ein zahlreicher Wagenpark ſich 
durchzubewegen hat, wie es vorausſichtlich ſich ergeben wird, wenn 
dieſe drei von mir genannten Hauptverkehrsſtraßen einen in 
Zukunft noch vermehrten Verkehr durch dieſe Straßen lenken, ſo 
werden Sie zugeben, dafs die Dimenſionen und auch die 
Dispoſition nicht ſehr günſtig gewählt erſcheinen. Gerade der 
beinahe rechtwinkelige Bruch, welcher zweimal in der Verkehrs— 
richtung vorkommt, iſt für den Verkehr unendlich nachtheilig. Es 
wäre daher zu ſtudieren, ob die Linie f g, das iſt die Begrenzungs— 
linie des Hauſes Nr. 16 am Mehlmarkt, nicht zurückzuſchieben ſei, 
ob nicht vielleicht eine Abkappung nach beiden Seiten an dieſem 
Hauſe ſtattfinden könnte, eine Abrundung oder irgendeine andere 
Formation, welche es ermöglichen würde, dajs der Verkehr ſich 
ungehinderter an dieſem Punkte von dem Mehlmarkt in die Seiler— 
gaſſe bewegen könnte. Dieſe Anregung wurde fchon im früheren 
Stadtrathe gegeben, fand aber, wie es ſcheint, nicht die ge— 
bürende Beachtung. Ich weiß recht wohl, welche Gründe den Herrn 
Projectanten veranlasst haben dürften, die Projectierung ſo vor— 
zuſchlagen, wie ſie uns hier geboten wird. Es iſt das die Er— 
wägung, dass es vielleicht äſthetiſch empfehlenswert ſei, in der 
Fluchtlinie der Kupferſchmiedgaſſe gegenüber bei der Seilergaſſe 
die Ecke des Hauſes Nr. 16 zu bilden. Ich meine aber, bei 
Regulierung von Straßen ſei die Hauptſache der Zweck, und was 
zweckmäßig iſt, das muss ſchließlich auch gemacht werden. 

Ich bin auch der Anſicht, daſs das, was an und für ſich 
zweckmäßig iſt, nicht den Keim der Unſchönheit in ſich birgt. Dafs 
es nicht richtig iſt, hier mit äſthetiſchen Bedenken zu kommen, deren 
Controle nicht gut möglich iſt, das iſt ja ein Feld, wo die An— 
ſchauungen weit auseinandergehen. Ich glaube daher, dass es weit 
nützlicher ſei, dieſe Anlage zu verbeſſern, die an und für ſich zu 
bedauern iſt, und beklage ich, daßs das alte Project nicht erhalten 
werden kann. Wenn ich ſchon einem ſolchen Compromiis zuſtimme, 
jo glaube ich, ſoll man möglichſt dahin wirken, dieſen Compromiſs 
zu verbeſſern. Ich ſtelle daher folgenden Antrag: 

„Es ſei die Baulinie 6 F, das Haus Mehlmarkt Nr. 16 be- 
treffend, in suspenso zu belaſſen und diesbezüglich ein Vorſchlag 
zu erſtatten, wodurch die Einmündung von der Seilergaſſe auf 
den Mehlmarkt mit Rückſicht auf den Wagenverkehr verbeſſert wird.“ 
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Wenn Sie dieſen Antrag genehmigen, welcher ja nichts weiter 
bezweckt, als dieſe eine Frage nochmals zu ſtudieren, alles andere aber 
zu erledigen, ſo iſt hiemit die Ausführung des Hauſes Nr. 14 Seiler⸗ 
gaſſe nicht aufgehalten. Das Motiv, welches der Herr Referent 
vorgebracht hat, daßs dieſe Baulinienbeſtimmung dringend ſei, und 
daſs wir aus dieſem Grunde dieſe wichtige Angelegenheit, losgelöst 
von dem ganzen Stadtplane, erledigen ſollen, würdige ich. Ich 
möchte aber betonen, daſs die Gründe, welche für den einen Fall 
gelten, auch für andere Hauseigenthümer recht und billig erſcheinen. 

Der erſte Bezirk bedarf der Erledigung ſeines Planes. Dieſer 
Plan liegt bereits ſeit Monaten dem Magiſtrate vor, er iſt 
neuerdings berathen und gelangt nunmehr an den Stadtrath. 
Dieſer Plan iſt zur größeren Hälfte bereits erledigt. Vor Conſti⸗ 
tuierung des Gemeinderathes wurden die Stadttheile im erſten 
Bezirke, von der Kärnthnerſtraße gegen den Kolowratring und den 
Quai gelegen, bereits erledigt. Will nun der Gemeinderath nicht 
die miſsliche Sache ausführen, derartige Entſcheidungen wieder zu 
revocieren und damit in den Kampf zu treten gegenüber den Eigen— 
thümern, welche die Baulinien erhalten, dann mußs das ſchließlich 
acceptiert werden. Nun wäre noch geblieben der Theil Kärnthner— 
ſtraße gegen den Opernring und den Schottenring. Aus dieſem 
Theile greifen Sie bereits wieder ein wichtiges Stück heraus. Die 
Verbindung der Seilergaſſe iſt eine Hauptradial-Linie und wird 
heute erledigt. — Ich weiß, dass binnen kurzem ein Referat 
kommen dürfte bezüglich Erledigung der Herrengaſſe und Schaufler— 
gaſſe, dann bleibt von dem erſten Bezirke nicht mehr viel 
übrig. Ich möchte Ihnen daher empfehlen und das Präſidium 
bitten, in dieſer Richtung zu wirken, daſs der Plan in feiner 
Totalität vorgelegt werde. Es iſt das recht leicht möglich. Es 
ſind nur noch wenige Fragen, die zur Entſcheidung offen ſind. 
Ich möchte auf einen Antrag hinweiſen, welcher gewiſſermaßen 
nur das Echo von Meinungen war, welche in Fachkreiſen 
geäußert wurden, ein Antrag, der dahin ging, es möge dieſer Plan 
einer Enquéte zur Beurtheilung vorgelegt werden. Ich meine nicht, 
daſs damit etwas weſentlich anderes geſchaffen werden wird, ſondern 
es wird damit der Gemeinderath in die Lage verſetzt, auf Grund des 
Gutachtens fachlicher Autoritäten dieſem Plane ſeine Sanction zu 
geben. Wenn Sie das aber wollen, dann mufs die Enguete ſofort 
einberufen werden; vom 15. Juli an gehen ein Theil der Bewohner 
und gewiss auch viele Herren, die in einer ſolchen Enquete wirken 
könnten, von Wien weg. Es müſſe daher in den nächſten Tagen 
dieſe Enquste ſtattfinden. 

Bei dieſem Anlaſſe möchte ich das geehrte Präſidium bitten, dieſe 
Angelegenheit zu beſchleunigen, damit der I. Bezirk in die Lage 
kommt, bei dem nächſten Kündigungstermine, das iſt im Auguſt 
dieſes Jahres, einen endgiltigen Stadtplan zu erhalten, der bereits 
ſeit einem halben Jahre vorliegt. 

Vice- Bürgermeister Dr. Cueger: Ich mache von dem Rechte 
des Vorſitzenden, Berichtigungen vorzubringen, jetzt Gebrauch. Ich 
erkläre, dafs ich, was an mir gelegen iſt, trachten werde, daſs die 
Frage, ſobald als möglich erledigt wird. Der geehrte Herr Vor— 
redner wird mir aber zugeben, daſs es ganz und gar unmöglich 
iſt, dieſe Frage bis 15. Juli d. J. zu erledigen, weil bis jetzt 
das Referat noch nicht an den Stadtrath gelangt iſt. Ich wüſste 


auch wirklich nicht, welcher zaubergewaltigen Perſönlichkeit ich dieſes 
Referat geben müſste, um dasſelbe in fo kurzer Zeit zu bewältigen. 
(Gem.⸗Rath Ritt. v. Neumann: Einer Enquéte!) Es wird ja 
meiſt geſtritten, ob eine ſolche Enquste einzuberufen iſt oder nicht, 


Nr. 52. — 30. Juni 1896. — Gemeinderaths⸗Sitzung vom 25. Juni 1896. 


AAA 


E 


Ich möchte bitten, dass Sie vielleicht bei der jetzt vorliegenden 
Frage von der Enquéte und dem großen General-Regulierungsplane 
Umgang nehmen wollten und ſich gütigſt beſchränken auf die 
Frage, die uns hier vorliegt und zur Löſung gebracht werden ſoll, 
weil der Eigenthümer des Hotels „Stadt Frankfurt“ um die Bau⸗ 
linien⸗Beſtimmung angeſucht hat und wir dieſe Angelegenheit unter 
jeder Bedingung erledigen müſſen. 

Ich bitte dies einſtweilen zur Kenntnis zu nehmen und zu 
glauben, dafs von unſerer Seite alles geſchieht, dass dieſe Ange⸗ 
legenheit endlich erledigt werde; aber übers Knie brechen können 
wir ſie ebenſowenig, als ſie unſere Vorgänger übers Knie gebrochen 
haben. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Lueger: Herr College Bü nds 
dorf hat das Wort. 

Gem.-Nath Vündsdorf: Auch ich bin der Anſchauung, 
dais der Verbreiterung der Ecke des Neuen Marktes, vis-à-vis 
dem Eckhauſe Seilergaſſe und Kupferſchmiedgaſſe, zuzuſtimmen ft, 
nachdem eine Breite von 167 m nicht genügend iſt, dieſen Rieſen— 
verkehr aufzunehmen. Nachdem wir ferner keine Ausſicht haben, 
dafs die urſprüngliche Regulierungslinie von der Kapuzinerkirche 
bis zum Punkte B hinübergeführt werden kann, jo dass der 
ganze Baublock zwiſchen der Seilergaſſe und dem Neuen Markt 
ausfällt, ſo muſs man ſich mit dem kleineren Übel, reſpective mit 
demjenigen Project befreunden, welches nur eine Abſtumpfung des 
Eckhauſes Seilergaſſe, Neuer Markt und Kupferſchmiedgaſſe vor— 
ſchlägt. Ich möchte infolgedeſſen auch den Antrag des Herrn 
Baurathes Neumann unterſtützen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: Herr College Dr. Ne— 
chansky hat das Wort. 

Gem.-Rath Dr. Nechansly: Von allen Seiten iſt aner- 
kannt worden, dafs dieſe Regulierungsfrage von beſonderer Be— 
deutung für die innere Stadt iſt und zwar, wie bereits ange— 
deutet wurde, aus dem Grunde, als ſich vorausſichtlich hier eine 
wichtige Verkehrsſtelle in der inneren Stadt ergeben wird. 

Es iſt auch von allen Seiten in übereinſtimmender Weiſe 
das Bedauern ausgeſprochen worden, dass man einer radicaleren 
Löſung die Zuſtimmung nicht geben kann, und es ſind da zunächſt 
finanzielle Gründe ins Treffen geführt worden. 

Wenn nicht die Beſtimmung der Baulinie für das Haus 
Nr. 14 in der Seilergaſſe nothwendig wäre, jo könnte man aller— 
dings die Löſung dieſer Frage noch aufſchieben. Ich ſtehe auf dem 
radicalen Standpunkte und wünſche, dafs dieſe Häuſerinſel zwiſchen 
der Seilergaſſe und dem Hohen Markt verſchwinde, weil ich der 
Anſchauung bin, dafs in der inneren Stadt für den wahrſcheinlich 
ſehr großen, zunehmenden Verkehr die Bildung von neuen Plätzen 
nöthig iſt. Aber ich ſehe auf der anderen Seite ein, dafs man die 
Beſtimmung der Baulinie für das Haus Nr. 14 nicht bis zu 
dem Zeitpunkte hinausſchieben kann, bis zu welchem ſich die finan— 
zielle Löſung dieſer Frage wird machen laſſen, und ſo ſtimme ich 
im allgemeinen der Baulinie Seilergaſſe, ſpeciell für das in 
Frage kommende Haus, das Hotel „Stadt Frankfurt“ Nr. 14, 
zu, weil meines Erachtens dadurch eigentlich die Platzbildung dort 
noch nicht todtgeſchlagen iſt, denn es bleibt noch immer den 
künftigen Verhältniſſen vorbehalten, eine radicalere Löſung zu er— 
möglichen. 

Die Projectanten für elektriſche Bahnen zerbrechen ſich den Kopf, 
wo fie die Centralſtelle in der inneren Stadt anlegen ſollen. Es wird zu- 
nächſt an den Stephansplatz gedacht. Wer den Stephansplatz kennt, 
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der mufs wohl zu der Anſchauung kommen, dass für die ober: 
irdiſche Anlage einer ſolchen Centralſtelle dort kein Platz vor— 
handen iſt und man zur Anlage der Centralſtelle unter die Erde 
gehen müsste. Ich würde es aber wieder im allgemeinen in Be— 
zug auf den Verkehr für wünſchenswert halten, wenn dieſe 
Centralſtelle oberirdiſch gemacht werden könnte, und vielleicht ver— 
fällt eine der elektriſchen Geſellſchaften bei Ausführung der 
elektriſchen Bahnen auf den Gedanken, hier die Centralſtelle zu 
bauen, welche ja auch von dem Centrum der inneren Stadt, vom 
Stephansplatze, nur wenige Schritte entfernt iſt; es würde damit 
dem Verkehre gedient ſein und es würde auch dadurch der Zweck 
erreicht werden, das der Neue Markt, welcher auf der einen 
Seite eine Einengerung erfährt, auf der anderen Seite die ent— 
ſprechende Erweiterung bekommt. Auf dieſem Plane fällt mir 
noch eines auf. Ich will ja nicht in Abrede ſtellen, dass die 
Löſung dieſer Frage für die Techniker mit Schwierigkeiten ver— 
bunden iſt, aber ich glaube, noch größer ſind die Schwierig— 
keiteu der praktiſchen Löſung, und das iſt die Verbauung der 
Häuſer Nr. 13 in der Seilergaſſe und Nr. 17, 18 und 19 auf 
dem Neuen Markt. Hier wird die Baulinie fo beſtimmt, dals 
eine Verbauung der Häuſer 17, 18 und 19 allein nicht möglich 
iſt, ſondern daſs die Verbauung nur mit der Verbauung des 
Hauſes Nr. 11 in der Seilergaſſe vorgenommen werden kann. 

Nun erſchwert das allerdings die praktiſche Löſung ſehr, 
wenn man eine ganze ſolche Häuſergruppe zuſammenkaufen mus, 
um an deren Stelle ein neues Haus zu ſetzen. Ich kann jedoch 
als Juriſt keinen Vorſchlag machen, welcher vielleicht eine 
günſtigere Verbauung und dadurch die leichtere Durchführung 
dieſes Umbaues, der ſehr wichtig und wünſchenswert wäre, er— 
möglichen würde. ö 

Was die finanzielle Seite betrifft, ſo möchte ich die Anſicht 
ausſprechen, daſs eine gründliche Regulierung eines Stadttheiles, 
wie es die innere Stadt iſt, aus den currenten Mitteln einer 
Stadt nicht beſtritten werden kann, und daſßs man, wenn man 
eine gründliche und radicale Regulierung der inneren Stadt durch— 
führen will, wie ſie der wachſende Verkehr unabweisbar verlangt, 
daran gehen muſßs, einen Fond zu gründen. 

Wenn ein Fond vorhanden ſein wird, dann wird man nicht 
zurückſchrecken, eine halbe Million umzudrehen. Denn im großen 
und ganzen handelt es ſich bei dieſer Regulierung der einzelnen 
todten Theile der inneren Stadt nur um das Umdrehen des 
Geldes und es kann auf der einen Seite das gewonnen werden, 
was auf der anderen Seite ausgegeben werden muſs. Allerdings 
iſt es zu bedauern, daßs ein folder Fond noch nicht vorhanden 
iſt, und daſs der Fond, welcher allerdings den Namen „Stadt— 
erweiterungsfond“ trägt, nicht für dieſe Zwecke vorhanden erſcheint 
und für dieſe Zwecke noch ſehr wenig Geld hergegeben hat. 

Es wird daran gedacht werden müſſen, einen ſolchen Fond 
zu gründen, und ein ſolcher Fond iſt wichtiger und nothwendiger 
als ein Expropriationsgeſetz, deſſen Nothwendigkeit ich allerdings nicht 
verkenne, weil ja zu einer vernünftigen, radicalen und richtigen 
Durchführung der Regulierung gerade in der inneren Stadt auch 
ein ſolches Expropriationsgeſetz nothwendig iſt. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Zatzka 
hat das Wort. 

Gem.-Rath Zatzka: In dem mir vor einigen Tagen zu: 
gegangenen Baulinienplane vermiſſe ich die evefttuelle Anderung 
in den Niveaux. Ich glaube mich nicht getäuſcht zu haben. 
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Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: Es hat der Referent 
hervorgehoben, dass die Niveaux nicht zu ändern ſind. Der Antrag 
iſt dahin geſtellt worden: 

„Die Niveaux erleiden keine Anderung.“ 

Gem. Nath Baba: Ich möchte ferner den Antrag 
Neumann unterſtützen, dafs die Baulinien für das Eckhaus 
Kupferſchmiedgaſſe und Neuer Markt thatſächlich in suspenso ge- 
laſſen werden, weil es dann in Zukunft möglich fein wird, entweder 
dadurch eine gründliche Remedur zu ſchaffen, daßs man dieſen 
Theil der Straße entſprechend verbreitert oder daſs man das übrig 
bleibende Fragment mit dem Hauſe Nr. 15 des Neuen Marktes 
zuſammenlegt. Ich würde daher dieſen Antrag, welchen Herr 
College Baurath Neumann geſtellt hat, angelegentlichſt unterſtützen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Wurm 
hat das Wort. | 

Gem.-RNath Wurm: Ich fühle mich verpflichtet als ehe— 
maliger Referent auch in dieſer Sache das Wort zu ergreifen. 
Ich habe damals nicht weniger als vier Alternativen vor Augen 
gehabt, und ich bin urſprünglich von der ſchönen Idee eines 
Herrn Collegen ausgegangen. Denſelben Ideengang, den ich 
durchgemacht habe, ſcheint auch das Regulierungsbureau durchge— 
macht zu haben. Urſprünglich enthielt der Regulierungsplau auch 
die ſchöne durchgehende Linie von der Tegetthoffſtraße gegen die 


Seilergaſſe, und ſpeciell im Beirathe hat Herr Profeſſor Mayre der 


ſich mit dieſer Idee, wie ſie heute vorgeſchlagen wird, befreundet 
und dieſelbe zur Annahme empfohlen. Der Beirath hat dieſe An— 
nahme verſagt und dem Gemeinderathe vorbehalten, weil er der 
Anſicht war, dafs eine fo wichtige Baulinienbeſtimmung womöglich 
nur von einer autonomen Vertretung vorgenommen werden ſoll. 

Was die heutige Vorlage betrifft, ſo ſchließt ſie ſich voll— 
kommen jener Linie an, welche ich ſeinerzeit zu vertreten die Ehre 
hatte. Ich habe damals nur die eine Seite des Neuen Marktes 
zur definitiven Baulinienbeſtimmung vorgeſchlagen, weil dort 
um die Baulinie angeſucht war und darum hinausgegeben werden 
muſste. Die andere Seite hatte ich damals nur in Ausſicht ge— 
nommen. Von dieſem Plane iſt nur eine ganz geringe Abweichung 
gemacht worden. Die Seilergaſſe hat 11 m, wie ich ſie ſeinerzeit 
beantragt habe, und die Breite des Neuen Marktes iſt auch fo 
ziemlich dieſelbe; nur jene Durchfahrt, welche gewiss ſehr wichtig 
iſt, vom Neuen Markt gegen die Seilergaſſe zu, iſt hier etwas 
ungünſtiger. Der Herr Referent wird ſich zu erinnern wiſſen, 
daſs in meiner Alternative angegeben wird, ſtatt der Linie G F 
eine Linie, welche die Durchfahrt weſentlich erleichtert. Dieſe Linie 
iſt allerdings gebrochen in der Weiſe, dafs der Bruch mitten in 
der Fagade ſtattzufinden hätte, und ich habe mir eine architektoniſche 
Löſung gedacht durch Ecken, wodurch ein ganz hübſches Bild ge— 
ſchaffen wurde. Der Herr Referent wird gewiss in der Lage ſein, 
wenn auch nicht dieſe Linie, fo doch irgendeine andere Linie ein— 
zufügen, wodurch durch die Vergrößerung des Radius ein Übel- 
ſtand beſeitigt wird, welcher früher nicht vorhanden war. Übrigens 
iſt es mir ſehr befriedigend, dafs der Herr Referent die Anträge 
vertritt, welche ich ſchon früher vorgebracht habe. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht noch jemand 
das Wort? Wenn nicht, ſo ertheile ich dem Herrn Referenten 
das Schluſswort. 

Referent: Sehr geehrte Herren! Die Haupteinwendung, 
welche vom erſten Herrn Redner, Baurath v. Neumann, 
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vorgebracht wurde, bezieht ſich in erſter Linie wohl auf jenen 
Punkt, der einen Übergang von der Seilergaſſe auf den Neuen 
Markt bieten ſoll. In dieſer Frage iſt nicht, wie er meint, vielleicht 
nicht ſtudiert worden, ſondern es iſt ſogar die Anlage einer 
Tramway — wie Herr College Dr. Nechausky gemeint hat 
— vielleicht mit elektriſchem Betrieb im Obergrunde projectiert 
worden, welche im Radius von 16½ m geht, ein Radius, wie er 
bei ſtädtiſchen Tramways häufig zu finden iſt, zum Beiſpiele in 
der Ungargaſſe und an vielen anderen Punkten der Stadt. 

Es iſt ſelbſt die ſchmalſte Verkehrsbreite, die hier conſtruiert 
werden ſoll, immer noch 14 m, nämlich ſo breit, wie die ver— 
breiterte Seilergaſſe. 

Dass aber der derzeitige Stadtrath und ich glaube auch wohl der 
Gemeinderath nicht denken wird, hier etwa eine elektriſche Central— 
ſtation mit elektriſcher Oberleitung anlegen zu laſſen, wie Herr 
Dr. Nechansky gemeint hat, glaube ich aus der Stimmung, 
die in den erwähnten Kreiſen herrſcht, wohl verſichern zu können, 
und ich möchte gerade darauf hinweiſen, dass auch dieſe Frage 
reiflich bei uns erwogen und ſtudiert wurde, und ich möchte Sie 
auch bei künftigen Referaten warnen, zu glauben, dafs wir vielleicht 
an Oberflächlichkeit mehr leiſten, als in dieſer Hinſicht ſchon 
geleiſtet worden iſt. (Rufe rechts: Das hat niemand geſagt! 
Unruhe.) Trotzdem würde ich, weil die ganze Frage ſich weſentlich 
darum dreht, ob der Häuſerblock zwiſchen der Seilergaſſe und dem 
Neuen Markt belaſſen werden ſoll oder nicht . . . (Erneuerte 
Unruhe und Zwiſchenrufe rechts.) Alſo, ich nehme das Wort 
„Oberflächlichkeit“ zurück, ich meinte damit, dafs, wenn ich 
jemandem vorhalte, er möge eine Frage neuerdings überlegen, er 
bei dieſer Überlegung zu einem anderen Schluſſe kommen wird, 
alſo vorausſichtlich bei der bisherigen Überlegung etwas zu ober- 
flächlich war. (Zwiſchenrufe.) Wenn ich aber vielleicht etwas 
ſchärfere Worte gebrauche, als es auf der anderen Seite geſchieht, 
ſo geſchieht dies infolge der exponierten Lage, in der ſich unſere 
Partei bisher immer befunden hat und die ſich daher einer ſchärferen 
Tonart bedienen muſs. (Gem.-Rath Dr. Vogler: Aber das iſt 
ja rein fachlich, keine Parteiſache!) Ich bitte, mich über dieſen 
wunden Punkt hinwegkommen zu laſſen, ich bin dann ſehr raſch 
bei der Sache. Ich würde mich der Anregung ohneweiters 
anſchließen, und daraus erſehen die Herren, daßs ich thatſächlich 
ſachlich und nicht perſönlich bin, und würde ſehr gerne die Baulinie 
bezüglich des einen Hauſes fallen laſſen, nachdem ſie mit dem 
meritoriſchen Antrage nicht zuſammenhängt und es ſich lediglich 
darum dreht, ob der Häuſerblock zwiſchen der Seilergaſſe und 
den Neuen Markt aufgelaſſen werden ſoll oder nicht, und hier eine 
Löſung geboten werden ſoll, welche den Verhältniſſen als ſolchen 
entſpricht. Es handelt ſich auch im übrigen bei der ganzen Frage 
der Auflaſſung oder Nichtauflaſſung nicht bloß um die leidige 
halbe Million oder die 6- bis 700.000 fl., um die es ſich hier dreht, 
ſondern um die wirtſchaftliche Möglichkeit, eine ſolche Trausction 
mit den Rechts⸗ und Geldmitteln, die uns zugebote ſtehen, durch— 
zuführen. Wenn der Stadterweiterungsfond dieſen Namen mit 
Unrecht führt, weil er eigentlich für die Stadterweiterung bis jetzt 
nichts gethan hat, ſo iſt das ein Fehler, der mehr den letzten 
30 Jahren zuzuſchreiben iſt, als den letzten drei Wochen. Ich 
bedauere mit dem Vorredner Herrn Dr. Nechansky auch, daßs 
der Stadterweiterungsfond ſeine Aufgabe nicht darin erblickt, uns 
bei der Regulierung der inneren Stadt behilflich zu ſein, ſondern 
dafs er ſich erſt jetzt nach 30jähriger Überlegung bereit erklärt hat, 


—— N —E———K—KrEr AN . —— 


durch einen kleinen Zuſchuſs bei St. Stephan für die Freihaltung 
des dortigen Ausblickes mitzuwirken. 

Es iſt dies umſo anerkennenswerter, weil es nach meinem Dafür- 
halten der bisherigen verfehlten Tradition widerſpricht. Sie ſehen, 
dass wir alle dieſe Fragen auch wohl erwogen haben, und nach— 
dem ein weiterer Gegenvorſchlag als der wegen dieſes Hauſes nicht 
vorliegt, bin ich ſehr gerne bereit, mich dieſem Amendement an— 
zuſchließen, glaube aber der Annahme der übrigen Punkte bei 
Ihnen verſichert zu ſein. Ich habe nur noch in Bezug auf die 
Dringlichkeit, mit der wir dieſe Fragen behandelt haben, das 
Eine hinzuzufügen, dafs wir ja beſtrebt find, gleiches Recht für 
alle obwalten zu laſſen und jedem, der um eine Baulinie anſucht, 


anlaſſung, warum wir dieſe Frage heute vor das Plenum ge— 


bracht haben, und das wird die Veranlaſſung ſein, weshalb wir 


vielleicht ſchon in einer der nächſten Sitzungen auch die Angelegen— 
heit des Michaelerplatzes vor das Plenum bringen werden. 


Ich bitte daher jetzt um Genehmigung der übrigen Baulinien 


und ſchließe mich bezüglich des einen Hauſes Seilergaſſe 16 und 
Neuer Markt 16 der Anregung des Herrn Gem.-Rathes Ritt. 
v. Neumann an. (Zwiſchenrufe.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Cueger: Das iſt eine reine Un⸗ 
möglichkeit, es muſs heißen Seilergaſſe 15 und Neuer Markt 16, 
weil bei uns auf der einen Seite die geraden, auf der anderen 
Seite die ungeraden Nummern ſind; ſie ſind auf dem Neuen 
Markt fortlaufend und in der Seilergaſſe ſpringend. Darum 
iſt das Haus Seilergaſſe Nr. 15 und Neuer Markt Nr. 16. 


Nr. 52. — 30. Juni 1896. — Gemeinderaths⸗Sitzung vom 25. Juni 1896. 


Wir ſchreiten alſo zur Abſtimmung. Der erſte Antrag lautet 


(liest): 
„Es ſeien als Baulinien zu beſtimmen: 


1. für die weſtliche Flucht der Tegetthoffſtraße zwiſchen Gluck— | 


gaſſe und Kapuzinerkirche die Linie AB.“ 


* 7 [2 0 * * | 
Diejenigen Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden 


find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt ange— 
nommen. 

Der zweite Punkt lautet (liest): 

„2. für die weſtliche Flucht des Neuen Marktes von der 
Kapuzinerkirche bis zur Plankengaſſe die Linie CD.“ 

Ich bitte diejenigen Herren, welche mit dieſem Antrage ein— 
verſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt ebenfalls 
angenommen. 

Der dritte Punkt lautet (liest): 

„3. für die Baugruppe zwiſchen Neuer Markt und Seilergaſſe 
die Linien EF, FG, GH, HE bei einer Breite von 11˙0 m für 
dieſen Theil der Seilergaſſe.“ 

Auf dieſen Antrag bezieht ſich der Gegenantrag des Herrn 
Collegen Ritt. v. Neumann, welcher lautet: 

„Es ſei die Baulinie G E, das Haus Mehlmarkt 16, be— 
treffend, in suspenso zu belaſſen und diesbezüglich ein Vorſchlag 
zu erſtatten, wodurch die Einmündung von der Seilergaſſe auf 
den Mehlmarkt mit Rückſicht auf den Wagenverkehr verbeſſert 
wird.“ 

Ich mache nur darauf aufmerkſam, dass dann überhaupt die 
Punkte G und F heute gar nicht beſtimmt werden können, denn 
eventuell müſſen die Punkte G und F weiter zurückgerückt werden. 
(Rufe: Sal) 

Es wird ſich daher empfehlen, die Sache in folgender Weiſe 
zur Abſtimmung zu bringen, dass heute nur die Baulinien für 
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die Häuſer Nr. 13, 14 und 15 am Neuen Markt, dann Nr. 21, 
19 und 17 in der Seilergaſſe in der hier vom Stadtrathe vor— 
geſchlagenen Weiſe beſtimmt werden, daj3 hingegen die Baulinien 
für die erwähnten Häuſer Nr. 16 am Neuen Markt und Nr. 15 
in der Seilergaſſe in suspenso gelaſſen und einer neuerlichen 
Berathung unterzogen werden. Sind die Herren mit dieſer 
Faſſung einverſtanden? (Zuſtimmung.) Die Herren, welche für 
dieſe Faſſung ſtimmen, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Iſt angenommen. 

Die übrigen Anträge erleiden keine Veränderung, ich glaube 
daher dieſelben insgeſammt zur Abſtimmung bringen zu können 


und bitte die Herren, welche den übrigen Anträgen des Herrn 
ſie auch in entſprechender Zeit hinauszugeben. Das war die Ver⸗ 


Referenten zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange— 
nommen. 
Damit iſt der Gegenſtand erledigt. 


Beſchluſs: Es werden nachſtehende Baulinien beſtimmt: 

1. für die weſtliche Flucht der Tegetthoffſtraße 
zwiſchen Gluckgaſſe und Kapuzinerkirche die Linie A B; 

2. für die weſtliche Flucht des Neuen Marktes 
von der Kapuzinerkirche bis zur Plankengaſſe die 
Linie C D; 

3. für die Häuſer 13, 14 und 15 Neuer Markt 
und 21, 19 und 17 Seilergaſſe die vom Stadtrathe 
beantragten Baulinien. Die Baulinie für das Haus 
Seilergaſſe 15 (Neuer Markt 16) bleibt in suspenso 
und iſt diesbezüglich ein Vorſchlag zu erſtatten, wo— 
durch die Einmündung von der Seilergaſſe auf den 
Neuen Markt mit Rückſicht auf den Wagenverkehr 
verbeſſert wird; 

4. für die Plankengaſſe die Linien E HI K 
und D U; 

5. für die Göttweihergaſſe die Linien L M und 
P N bei einer Breite von 10 m für dieſe Gaſſe; 

6. für die weſtliche Flucht der Seilergaſſe die 
Linien 1 L und P; 

7. für die öſtliche Flucht der Seilergaſſe und die 
Ecke zum Neuen Markt die Linien RS und S J bei 
einer Breite von 14 m für die übrige Länge der 


Seilergaſſe; 

8. für die Realität Spiegelgaſſe Or.-Nr. 9 die 
Linie NO; 

9. die heutigen Niveaux erleiden keine Ver— 
änderung. 


37. Referent Gem.-RAath Dr. Mayreder: Zur Zahl 
4460. Es handet ſich hier um die Parcellierung der Area der ehe— 
maligen Zwangsarbeitsanſtalt in Weinhaus. Dieſe Grundſtücke 
der ehemaligen Zwangsarbeitsanſtalt in Weinhaus wurden ſeinerzeit 
von der Gemeinde Wien um den Preis von 180.000 fl., das iſt 
um einen mittleren Preis von 27 fl. per Quadratmeter angekauft, 
nachdem die Area ein Ausmaß von etwas über 26.000 m? beſitzt. 
Der Ankauf der Area geſchah hauptſächlich deshalb, um dem Ver— 
kehrshinderniſſe, welches hier beſteht, zu begegnen und die Straßen— 
züge der Schopenhauer-, Vincenz⸗, Kloſter- und Schulgaſſe auf 
dieſe Weiſe durchzuführen, ferner um die Möglichkeit der Anlage 
eines öffentlichen Gartens zu ſchaffen (Bravo! links), einen Platz 
für ein Schulgebäude zu gewinnen und auch die Möglichkeit der 
Anlage eines öffentlichen Volksbades zu bieten. 
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Was die Anlage des Gartens anbelangt, ſo war ſelbſtver— 
ſtändlich das Bedürfnis, hier in der Gegend, wo weit und breit 
kein öffentlich beſuchbarer Garten vorhanden iſt, dieſe Anlage ſo groß 
als möglich zu machen, da insbeſondere ja der Sternwartepark 
und auch der benachbarte Czartoryskipark dem Publicum nicht 
geöffnet erſcheinen. Dieſer Garten hat aber dennoch nach dem vor— 
liegenden Plane bloß ein Ausmaß von 4300 m?, das iſt circa 
/ Joch, während 14.700 m?, alſo mehr als das Dreifache dieſes 
Ausmaßes, auf Straßengrund entfallen. Es ſchreibt ſich dies dem 
Umſtande zu, dass man ſeinerzeit bei der Baulinienbeſtimmung für 
dieſen Rayon die ganze Straße ſozuſagen mit Abſicht gegen dieſe 
Realität und dieſen Garten geführt hat, fo daſßs der heutigen 
Gemeindeverwaltung nichts übrig bleibt, als die auf beiden Seiten 
bereits begonnenen Straßen wirklich durchzuführen. Und wenn dies 
auch nicht in dem weitgehenden Maße geſchehen iſt, wie es in dem 
früheren Antrage des Bauamtes bereits vorgelegt war, ſo entfällt 
dennoch ein ſehr bedeutender Theil dieſer Area auf Straßengrund. 

Ich möchte bei dieſer Gelegenheit auf einen Antrag zu ſprechen 
kommen, der heute von Herrn Profeſſor Pommer geſtellt wurde 
und ſich auf die Auflaſſung der Friedhöfe bezogen hat, in welchem 
Antrag die Befürchtung ausgeſprochen wird, daſs eine etwas weit— 
gehende capitaliſtiſche Ausnützung dieſer Friedhöfe erfolgen dürfte. 
Auch dort iſt der Fehler geſchehen, die Straßen direct gegen die 
Friedhöfe zu führen, jo das auch dort wahrſcheinlich ein großer 
Theil dieſer prädeſtinierten Parkanlagen verloren geht. Wenn hier 
der Park auch verhältnismäßig gering ausgefallen iſt, ſo liegt der 
Fehler in einer früheren Zeit. Daſs aber das Programm, welches 
urſprünglich beim Ankaufe dieſer Realität vorgelegen war, vollſtändig 
durchgeführt wurde, erhellt daraus, dafs außer den 4300 m? Park 
noch 3200 m? für die Schule reſerviert find und 580 m? für das 
Volksbad, fo daſs noch circa 3620 m? erübrigen für die Ausnützung 
zu gewöhnlichen Zinsrealitäten, das iſt nicht ganz 14 Percent des 
Geſammt⸗Areals, womit bewieſen iſt, daſs das urſprüngliche 
Programm vollinhaltlich durchgeführt erſcheint. Ich erlaube mir 
mithin, Ihnen folgenden Antrag des Stadtrathes zur Annahme 
zu empfehlen (liest): 

„1. Die Parcellierung der Area der ehemaligen Zwangsarbeits— 
anſtalt in Weinhaus, Einl.⸗Z. 674 Währing, E.⸗Z. 4 Weinhaus, 
in der aus dem vom Stadtbauamte vorgelegten Plane erſichtlichen 
Weiſe in 18 Bauſtellen und 7 Bauſtellenfragmente wird genehmigt. 

2. Der mit den Buchſtaben EG H' F G HI A“ K L 
K“ 7’ B/ C! D- E“ umſchriebene Theil des zu obiger Realität 
gehörigen Gartens iſt ſofort für die öffentliche Benützung des 
Publicums zugänglich zu machen. 

3. Für die Erbauung eines ſtädtiſchen Volksbades iſt die Bau⸗ 
ſtelle 8 zu reſervieren.“ 


In Bezug auf die Bauſtelle des Schulhauſes erlaube ich mir 
nur zu bemerken, dafs in der Hinſicht bereits durch den Herrn 
k. k. Bezirkshauptmann Dr. v. Friebeis die Genehmigung 
für das Detailproject ausgeſprochen wurde, daßſs ſogar am 13. d. M. 
die öffentliche Offertverhandlung ſtattgefun den hat, aber der Zu— 
ſchlag noch nicht erfolgt iſt. In Bezug auf denjenigen Theil der 
Area, welcher ſofort dem Publicum zugänglich gemacht werden 
ſoll, erlaube ich mir zu bemerken, daſs der größte Theil des— 
ſelben von einer Mauer umſchloſſen iſt und der reſtliche Theil 
anläſslich des Baues des Schulgebäudes von dem dortigen Con- 
trahenten abgezäunt werden ſoll, jo dafs der Park des Nachts 
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geſchloſſen werden kann. Ich empfehle Ihnen daher dieſe drei 
Punkte zur Annahme. 

Gem.-Rath Dr. Nader: Mit der Annahme der von 
Seite des Stadtrathes uns vorgelegten Anträge wird eine Ange— 
legenheit aus der Welt geſchafft, die den Wiener Gemeinderath 
ſchon ſeit dem Jahre 1892 beſchäftigt. Schon in der erſten 
Sitzung, beim Zuſammentritte des Groß-Wiener Gemeinderathes, 
habe ich mir einen Antrag zu ſtellen erlaubt, daſs die Gemeinde 
Wien mit dem Landesausſchuſſe in Verhandlung treten ſoll be— 
züglich des Ankaufes einer Area der ehemaligen Zwangsarbeits— 
anſtalt. Die Sache hat ſich dann hingezogen und es iſt erſt, wenn 
ich mich recht erinnere, am Ende des Jahres 1894 das Areale 
von Seite der Gemeinde Wien angekauft worden. Ich mußs Jagen, 
daſs der Antrag des Stadtrathes freudig begrüßt werden mufs, 
weil dadurch ein Verkehrshindernis beiſeite geſchafft werden 
wird für die weitere peripheriſche Entwicklung der früheren auto— 
nomen Gemeinde Währing. Eines, meine Herren, möchte ich aber 
bei dieſer Gelegenheit noch erwähnen, und es thut mir leid, daſßs 
meine Anregung, die ich ſeinerzeit gegeben habe, in gar keiner 
Weiſe berückſichtigt wurde. 

Ich habe nämlich, es war, ich glaube in der Bucdgetdebatte 
vor drei Jahren, die Anregung gegeben, es möchte auf einer 
Stelle der Parcelle der ehemaligen Zwangsarbeitsanſtalt ein 
Gymnaſium errichtet werden. Ich weiss nicht, ob dieſe Sache im 
Stadtrathe zur Verhandlung gekommen iſt. Ich werde ſelbſt— 
verſtändlicherweiſe einen diesbezüglichen Antrag nicht ſtellen, weil 
ich weiß, daſs die Gemeinde Wien mit Rüdfiht auf ihre der— 
zeitige finanzielle Lage nicht imſtande iſt, einen derartigen An— 
trag zur Durchführung zu bringen. Ich habe damals erwähnt, 
daſs Währing ſehr bedeutend zunimmt, ſchon bei der letzten Volks- 
zählung im Jahre 1890 die Zahl von 68.000 Einwohnern erreicht 
hat und dafs die Zahl jetzt gewiſs ſchon 80.000 überſchreitet. 

In der Nähe von Währing ſind nur zwei Gymnaſien. Das 
eine iſt in Döbling, und es mußs ja anerkannt werden, daſs die 
damalige kleine Gemeinde Döbling imſtande war, ein Gymnaſium 
zu errichten; ein zweites Gymnaſium iſt in Hernals. An beiden 
Gymnaſien ſind Parallelclaſſen, weil die Gymnaſien nicht mehr 
imftande find, der Frequenz gerecht zu werden und die entsprechende 
Schülerzahl aufzunehmen. Ich will diesbezüglich einen Antrag 
nicht ſtellen, möchte mir aber doch an den ſehr geehrten Herrn 
Referenten die Frage zu richten erlauben, ob es denn nicht angeht, 
einen Theil der Area reſerviert zu halten, damit vielleicht von 
anderer Seite, vielleicht durch den Staat über einen Antrag, der 
im Parlament eingebracht werden könnte, die Errichtung eines 
Gymnaſiums dortſelbſt ins Auge gefasst werden könne. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Wünſcht noch jemand 
das Wort? Wenn nicht, ertheile ich dem Herrn Referenten das 
Schlusswort. 

Referent: Ich ſehe die Forderung des Bezirkes Währing 
nach einem Gymnaſium als eine höchſt gerechtfertigte an. Aber im 
vorliegenden Falle wurde mir von Seite des Magiſtrates ein 
ſolcher Antrag offenbar aus dem Grunde nicht geſtellt, weil inner— 
halb dieſes ohnedies ſehr geringen Rayons bei der Durchführung 
aller Straßen ein würdiger Platz für ein Gymnaſium wohl dann 
nicht gefunden werden könnte, wenn man auf den Schulbau, der 
ja auch äußerſt dringlich iſt, Rücksicht nimmt. Ich möchte aber 
mit dem Herrn Vorredner die Hoffnung ausſprechen, dafs ſich im 
Bezirke Währing irgendein anderer Platz ausfindig machen läſst, 
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in dem Momente, wo man auch in Bezug auf die Finanzierung 
des Gymnaſiums etwas bindendere Vorſchläge wird machen können. 
Nachdem von Seite des Herrn Vorredners ein Antrag nicht 
ausgegangen iſt, kann ich nicht umhin, Ihnen trotzdem die unver— 
änderte Annahme des vorliegenden Antrages zu empfehlen. 

Vice-ürgermeiſter Dr. Lueger: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich erſuche diejenigen Herren, welche dieſem Antrage 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt 
angenommen. | 
Beſchluſs: 1. Die Parcellierung der Area der ehemaligen 

Zwangsarbeitsanſtalt in Weinhaus, Einl.⸗Z. 674 
Währing, Einl.⸗Z. 4 Weinhaus, in der aus dem 
vom Stadtbauamte vorgelegten Plane erſichtlichen 
Weiſe in 18 Bauſtellen und 7 Bauſtellenfragmente 
wird genehmigt. 

2. Der mit den Buchſtaben EG’ H! F G H 
IA’ K LK! IL. B! CD‘ E“ umſchriebene Theil des 
zu obiger Realität gehörigen Gartens iſt ſofort für 
die öffentliche Benützung des Publicums zugänglich 
zu machen. 

3. Für die Erbauung eines ſtädtiſchen Volks- 
bades iſt die Bauſtelle 8 zu reſervieren. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Es wird mir von den 
Herren Schriftführern mitgetheilt, das noch immer 98 Gemeinde— 
räthe anweſend ſind; ich erſuche daher den Herrn Collegen Gräf 
zum Referate. 

38. Referent Gem.-Nath Gräf: Ich habe die Ehre, zu 
referieren zur Zahl 4546, Beilage 20. Es iſt dieſer Beilage auch 
ein Situationsplan beigegeben; es handelt ſich um ein Offert der 
Eheleute Ferdinand und Barbara Bauer um käufliche Über⸗ 
laſſung eines Theiles der Wegparcelle 1734 und der Cat. 
Parc. 1510, Einl.⸗Z. 1985 in Ottakring. 

Wie die Herren aus dem beiliegenden Situationsplane ent- 
nehmen, iſt die Gemeinde Wien Eigen thümerin der Parcelle 1734 
und der Cat.⸗Parc. 1510. Es iſt das eine von uns im Vorjahre 
angekaufte Realität. Es benöthigen die Eheleute Bauer zur 
Arrondierung ihrer Bauarea, Einl.⸗Z. 1520, von uns einen 
Grund im Ausmaße von 64106 m? und machen ſich erbötig, für 
dieſen Grund einen Pauſchalbetrag von 900 fl. zu zahlen. Es 
kommen ſomit auf einen Quadratmeter circa 14 fl. 40 kr. Das 
Angebot überſteigt die Schätzung des Stadtbauamtes um ein Erheb- 
liches und ich erlaube mir, im Namen des Stadtrathes folgende 
Anträge zu ſtellen (liest): 

„Die Gemeinde Wien überläſst den Eheleuten Ferdinand und 
Barbara Bauer einen Theil der im Verzeichniſſe für das 
öffentliche Gut inneliegenden Cat.⸗Parc. 1734, Ottakring, Figur 
bcpob und einen Theil der Realität Einl.Z. 1985, Cat. 
Parc. 1510, Ottakring, Figur aopa, im Geſammtausmaße von 
64.106 m? um den Pauſchalbetrag von 900 fl., welcher Betrag 
binnen acht Tagen nach Verſtändigung von der Genehmigung 
dieſer Transaction fällig iſt. 

Hiebei wird jedoch bedungen, dafs ſich die Offerenten ver 
pflichten, den Gehweg über die genannte Grundfläche bis auf 
weiteres aufrecht zu erhalten, bis die Auflaſſung dieſes Theiles 
des Flötzerſteiges möglich wird. Dieſe Verpflichtung wäre grund— 
bücherlich ſicherzuſtellen. 

Die Vertragskoſten und Übertragungsgebüren tragen die Käufer.“ 

Ich bitte um Annahme dieſer Anträge. 
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Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: Wünſcht einer der 
Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo erſuche 
ich diejenigen Herren, welche dieſen Anträgen zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer 
Pauſe:) Dieſer Antrag iſt bei Anweſenheit von mehr als 92 Mit⸗ 
gliedern einſtimmig angenommen. 


Beſchluſs: Die Gemeinde Wien überläfst den Eheleuten Ferdinand 
und Barbara Bauer einen Theil der im Ver— 
zeichniſſe für das öffentliche Gut inneliegenden Cat.⸗ 
Parc. 1734 Ottakring, Figur b ep o b, und einen 
Theil der Realität Einl.⸗Z. 1985, Cat.⸗Parc. 1510 
Ottakring, Figur a o p a, im Geſammtausmaße von 
64-106 m? um den Pauſchalbetrag von 900 fl., welcher 
Betrag binnen acht Tagen nach Verſtändigung von 
der Genehmigung dieſer Transaction fällig iſt. 

Hiebei wird jedoch bedungen, daſs ſich die Offerenten 
verpflichten, den Gehweg über die genannte Grundfläche 
bis auf weiteres aufrecht zu erhalten, bis die Auf⸗ 
laſſung dieſes Theiles des Flötzerſteiges möglich wird. 
Dieſe Verpflichtung wäre grundbücherlich ſicherzuſtellen. 

Die Vertragskoſten und Übertragungsgebüren 
tragen die Käufer. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Ich bitt Herrn Gem.⸗ 
Rath Dr. Deutſchmann zum Referate. 


39. Referent Gem.-Rath Dr. Deutſchmann: Ich habe 
die Ehre, zur Zahl 4560 zu berichten. Es handelt ſich hier um 
die Erneuerung eines Mietvertrages bezüglich des Hauſes Schön⸗ 
laterngaſſe 13, welches dem Bürgerſpitalfonde gehört und 
welches bis November d. J. der Poſtſparcaſſa vermietet iſt. Die 
Poſtſparcaſſa hat bis jetzt einen Netto-Jahreszins von 6500 fl. 
bezahlt und es wird beantragt, dajs der jetzt abzuſchließende 
Mietvertrag mit einem höheren Netto-Jahreszins zu erneuern iſt, 
nämlich mit 7000 fl. Netto⸗Jahreszins. Selbſtverſtändlich hat die 
Poſtſparcaſſa auch die übrigen Nebengebüren, wie Zinskreuzer, 
Schulkreuzer, die Gebüren für Waſſerbezug, Gasverbrauch und 
Gewölbewache zu bezahlen. Die Steigerung des Jahreszinſes um 
500 fl. iſt gerechtfertigt durch die jedenfalls während dieſer Zeit 
höher gewordenen Mietzinſe, an dererſeits iſt es für den Bürger⸗ 
ſpitalfond wünſchenswert, wenn das Haus im ganzen vermietet 
wird, damit nicht jene Zufälligkeiten eintreten können, welche im 
Falle einer getheilten Vermietung platzgreifen könnten. Ich erlaube 
mir daher die Annahme dieſes Antrages den Herren zu empfehlen, 
welcher dahin geht, daſs in dem auf weitere fünf Jahre neu 
abzuſchließenden Mietvertrage der bisherige Netto-Jahreszins von 
6500 fl. auf 7000 fl. zu erhöhen ſei. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht einer der 
Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte 
ich jene Herren, welche für den Antrag des Stadtrathes ſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 


Beſchluſs: In dem auf weitere fünf Jahre mit dem k. k. Poſt⸗ 
ſparcaſſenamte bezüglich des Bürgerſpitalfondshauſes 
I., Schönlaterngaſſe 13, neu abzuſchließenden Miet⸗ 
vertrage iſt der bisherige Netto-Jahreszins von 6500 fl. 
auf 7000 fl. zu erhöhen. 


Vice-Pürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte den Herrn 


Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Neumayer zum Referate. 
PX 
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40. Referent Bice-Bürgermeifter Dr. Neumayer: Meine 
Herren! Der Stadtrath hat in einer ſeiner letzten Sitzungen den 
Antrag geſtellt: 

„Es ſeien die Beſtimmungen für die Bezüge der ſtädtiſchen 
Beamten dahin zu ergänzen, dafs den proviſoriſch angeſtellten 
Executionsamts⸗Acceſſiſten im Falle ihrer nachherigen definitiven 
Anſtellung bei Berechnung der Triennien die Probedienſtzeit in 
Anrechnung gebracht werde.“ 

Nach den für die Beamten des Executionsamtes geltenden 
Beſtimmungen findet die Anſtellung anfänglich nur proviſoriſch 
ſtatt. Die definitive Anſtellung erfolgt dann, wenn der betreffende 
Beamte eine Fachprüfung abgelegt hat und wenn er eine zwei— 


jährige — früher war es eine einjährige — Probedienſtzeit zurück- 
gelegt hat. Nachdem nun weder die allgemeinen Beſtimmungen über 


die Bezüge der Beamten, noch die ſpeciellen, rückſichtlich der Exe— 
cutionsbeamten, Aufklärung darüber geben, ob bei Berechnung des 
Trienniums die ein⸗ oder zweijährige Dienſtzeit einzurechnen 
oder ob nur der Zeitpunkt der definitiven Anſtellung maßgebend 
iſt, ſo bedürfen die betreffenden Vorſchriften in dieſer Beziehung 
einer Ergänzung. Dieſe Ergänzung hat ſich umſomehr als noth— 
wendig erwieſen, als vor kurzem 30 Geſuche zur Erledigung 
gelangt ſind, in welchen die betreffenden Petenten um Einrechnung 
dieſer proviſoriſchen Dienſtzeit in das Trienninm gebeten haben. 
Der Stadtrath hat nun dieſen 30 Beamten dieſe Einrechnung be— 
willigt. Außerdem wurde aber der vorliegende Antrag geſtellt, um 
endlich einmal in dieſer Beziehung aus dem Proviſorium ein 
Definitivum zu ſchaffen. 

Nachdem nun einerſeits die bisherigen Normen, wie bereits 
erwähnt, darüber keine Entſcheidung treffen, ſo unterliegt es 
andererſeits keinem Zweifel, daſs aus Billigkeitsrückſichten dieſem 
Anſuchen um Anweiſung des Trienniums Folge zu geben wäre. 

Die ſpeciellen Verhältniſſe im Executionsdienſte ſind nun 
wirklich darnach angethan, dieſer Intention zu entſprechen; ins⸗ 
beſondere der höhere Grad von Vertrauenswürdigkeit, der von den 
Beamten verlangt wird, hat es mit ſich gebracht, dafs eine längere 
Probedienſtzeit als bei anderen Beamten nothwendig iſt. Es iſt 
weiter hervorzuheben, dass ſchon ſeinerzeit der Gemeinderath unterm 
6. Juli 1884 beſchloſſen hat, dass allen bei der Gemeinde pro- 
viſoriſch Angeſtellten, im Falle ſie als Amtsdiener angeſtellt werden, 
die proviſoriſche Dienſtzeit bei der Berechnung der Quinquennien 
in Anrechnung gebracht werde. Dann wird auch nach § 3, Ab— 
ſatz 3 der Penſionsvorſchrift bei Berechnung des Ruhegehaltes die 
bei der Gemeinde in proviſoriſcher Eigenſchaft zugebrachte Dienſt⸗ 
zeit ſämmtlichen Bedienſteten angerechnet. 

Der vorliegende Antrag iſt, wie erwähnt, vom Stadtrathe 
angenommen worden und ich bitte die Herren, dieſem Antrage 
Ihre Zuſtimmung zu ertheilen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger: Herr College Tomanek 
hat das Wort. 

Gem.-Ralh Tomanek: Meine ſehr geehrten Herren! Der 
Antrag, den wir eben gehört haben, iſt wohl ſehr löblich, aber 
man mußs ſich auch der Tragweite desſelben bemufst fein. Dadurch, 
daſs dieſer Antrag zur Annahme gelangt, wird ein Präcedenzfall 
von großer Tragweite geſchaffen. Es werden ſämmtliche proviſoriſch 
Angeſtellten, Praktikanten auch der anderen Hilfsämter mit genau 
denſelben Forderungen an uns herantreten und nicht nur diejenigen, 
welche proviſoriſch ſind und dem Magiſtrate angehören, ſondern 
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über 1000 Unterlehrer, die proviſoriſch angeftellt find, und dieſe 
werden mit demſelben Rechte von uns verlangen, dafs ihnen bei 
Berechnung der Triennien, reſpective Quinquennien auch die pro— 
viſoriſche Dienſtzeit angerechnet werde. 

Ich bin inſoweit für dieſen Antrag, wenn meine Anſchauung 
zur Geltung kommt, daſs man ſämmtlichen ſtädtiſchen proviſoriſch 
Angeſtellten die proviſoriſche Dienſtzeit bei Zuerkennung des 


Trienniums anrechnet, dass aber, im Falle dieſer mein Gegen⸗ 


antrag nicht zur Annahme kommt, auch der Antrag des Referenten 

nicht angenommen werden ſoll, nachdem Herr College Schwarz— 

mayer und andere Collegen bereits ein Comité gebildet haben, 
welches die Angelegenheit der Beamten im Executionsdienſte in 
einer wahrhaft objectiven Weiſe beleuchten wird. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ertheile ich dem 
Herrn Referenten das Schluſswort. 

Referent: Meine Herren, ich glaube, dass der Herr Antrag— 
ſteller, mein Herr Vorredner, wohl ſelbſt zugeben wird, dafs dieſe 
Lücke im Geſetze vorhanden iſt, und zwar eine Lücke in den prag— 
matiſchen Vorſchriften, die jedenfalls einer Ergänzung bedürfen in 
dem Sinne, wie ſie angeregt worden iſt. Wenn aber, wie der 
Herr Antragſteller meint, auch anderwärts Lücken ſich geltend 
machen, welchen abzuhelfen wäre, ſo wird dies auch geſchehen. 

Es iſt das hier vor allem anderen nothwendig geweſen und 
es iſt ja eigentlich bei dem Charakter der ſtädtiſchen Beamten im 
Executionsamte geradezu herausfordernd, dafs wir dieſen Übel— 
ſtand abſchaffen. Das haben wir daher auch im Stadtrathe gethan; 
ich kann vorläufig nur im Intereſſe dieſer Executionsbeamten um 
dieſe Abhilfe bitten und erſuche nochmals um die Annahme des 
vom Stadtrathe geſtellten Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Tomanek 
hat den Antrag geſtellt, daſs ſämmtlichen proviſoriſch angeſtellten 
Beamten und Lehrern, wenn ich mich recht erinnere (Gem.-Rath 
Tomanek: Den proviſoriſch Angeſtellten!), ihre proviſoriſche 
Dienſtzeit bei Berechnung der ſpäteren Triennien oder Quinquen⸗ 
nien eingerechnet werden möge. Ich bemerke, dajs bezüglich der 
Lehrer unſere Kompetenz nicht eintritt, das kann nur im Landtage 
entſchieden werden. Ich kann dieſen Antrag daher nicht einmal 
zur Unterſtützung bringen, dagegen bringe ich den Antrag, inſo— 
fern er die proviſoriſch angeſtellten Beamten betrifft, zur Unter— 
ſtützung, damit er dem Stadtrathe zugewieſen werden kann. Ich 
erſuche diejenigen Herren, welche den Antrag unterſtützen wollen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Er iſt genügend unterſtützt 
und geht an den Stadtrath. 

Es kommt nun der Antrag des Herrn Referenten zur Ab— 
ſtimmung. Ich bitte diejenigen Herren, welche mit dem Antrage 
des Herrn Referenten einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: Die Beſtimmungen für die Bezüge der ſtädtiſchen 
Beamten find dahin zu ergänzen, dafs den proviſoriſch 
angeſtellten Executionsamts⸗Acceſſiſten im Falle ihrer 
nachherigen definitiven Anſtellung bei Berechnung der 
Triennien die Probedienſtzeit in Anrechnung gebracht 
werde. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Es kommt nun Herr 
College Hörmann zum Referate. 

41. Referent Gem.⸗Rath Hörmann: Zahl 4478. Joſef 


auch diejenigen, welche der Schule angehören. Wir haben in Wien Heller & Comp. um Baulinienänderung und Grundentſchädi— 
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gung für das Haus III., Ungargaſſe 12. Über Anſuchen der 
betreffenden Eigenthümer vom 1. April 1896. fand ein Local⸗ 
augenſchein unter Hinzuziehung der beeideten Schätzmeiſter Theodor 
Neumayer und Johann Reinhart ſtatt. Nach Erhebung der 
örtlichen Verhältniſſe an der Hand des vom Stadtbauamte ange- 
fertigten Planes erklären die Herren Sachverſtändigen: Wir be— 
werten die Schadloshaltung mit Rückſicht darauf, dafs die Grund⸗ 
abtretung zur Straßenverbreiterung eine empfindliche iſt, die Front 
durch die gebrochene Baulinie noch ſehr geſchädigt wird, die Bau— 
ſtelle jedoch noch ganz gut verbaut werden kann, per Quadrat- 
meter mit 55 fl. Der Vertreter des Stadtbauamtes behält ſich die 
Abgabe ſeiner Abſtimmung vor. Die Geſuchſteller ſind mit dieſer 
Schätzung nicht einverſtanden, beanſpruchen vielmehr eine Ent— 
ſchädigung von 120 fl. per Quadratmeter. Am 30. Mai gibt 
Herr Joſef Heller folgende Erklärung ab: Um der Gemeinde 
Wien entgegenzukommen, bin ich bereit, namens der Firma als 
Eigenthümerin der bezeichneten Realität eine Schadloshaltung im 
Betrage von 60 fl. per Quadratmeter unter der Vorausſetzung 
anzunehmen, dafs die zuletzt feſtgeſetzte Baulinie für die Ungar— 
gaſſe annulliert und die früher genehmigte wiederhergeſtellt wird. 

Der Stadtrath ſtellt nunmehr den Antrag (liest): 

„Die mit Entſcheidung des k. k. Bezirkshauptmannes vom 
27. Jänner 1896, Z. 407, bezüglich der Ungargaſſe erfolgte Bau— 
linien⸗Abänderung ſei wieder rückgängig zu machen und die zufolge 
Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 3. Juli 1874, Z. 2900, für die 
Ungargaſſe in der Strecke von der Beatrixgaſſe bis zu den Häuſern 
Nr. 14 und Nr. 11 genehmigten Baulinien abe und hi k als 
Baulinien neuerlich zu beſtimmen.“ 

Bice-Bürgermeifter Dr. Tueger: Wird hiezu das Wort 
gewünſcht? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo erſuche ich jene 
Herren, welche dem Antrage des Stadtrathes zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Iſt angenommen. 


Beſchluſs: Die mit Entſcheidung des k. k. Bezirkshauptmannes 
vom 27. Jänner 1896, Z. 407, bezüglich der Ungar⸗ 
gaſſe erfolgte Baulinien⸗Abänderung iſt wieder rück— 
gängig zu machen und werden die zufolge Gemeinde— 
raths⸗Beſchluſſes vom 3. Juli 1874, Z. 2900, für 
die Ungargaſſe in der Strecke von der Beatrixgaſſe 
bis zu den Häuſern Nr. 14 und Nr. 11 genehmigten 
Baulinien ab ce und h i k als Baulinien neuerlich 
beſtimmt. 


42. Referent Gem.-⸗Nath Hörmann: Zahl 4579. Es 
betrifft dies die Niveaubeſtimmung bezüglich der verlängerten 
Leonhardgaſſe zwiſchen Geſtettengaſſe und Erdbergſtraße, III. Bezirk. 
Die Höhenlage der Geſtettengaſſe über der Erdbergſtraße, 1316 m 
gegenüber 5˙8 m, erfordert vor Hinausgabe der Baulinie für die 
Realität Nr. 128 Erdbergſtraße die Niveaubeſtimmung der ver- 
längerten Leonhardgaſſe. Gegen die beantragten Niveaux, worüber 
die Augenſcheins⸗Commiſſion am 8. Mai 1896 abgehalten wurde, 
iſt keine Einwendung erhoben worden. Die Herſtellung der Stiege 
kann jedoch bis nach Umbau des Hauſes Nr. 130 Erdbergſtraße 
verſchoben werden, weshalb auch dermalen eine Genehmigung der 
Stiegenanlage nicht zu erfolgen hat. Es wird ſonach beantragt 
(liest): 

„Es ſeien die im Plane eingeſchriebenen Niveaucoten bezüglich 
der verlängerten Leonhardgaſſe zwiſchen Erdbergſtraße und Geſtetten— 
gaſſe zu genehmigen.“ 
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Bice-Hürgermeifter Dr. Cueger: Wird hiezu das Wort 
gewünſcht? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo erſuche ich jene 
Herren, welche dem Antrage des Stadtrathes zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Iſt angenommen. 

Beſchluſs: Die im Plane eingeſchriebenen Niveaucoten bezüglich 
der verlängerten Leonhardgaſſe zwiſchen Erdbergſtraße 
und Geſtettengaſſe werden genehmigt. 

43. Referent Gem.-Rath Hörmann: Zahl 3843. Der 
Kirchenmuſikverein an der Pfarrkirche St. Othmar iſt um eine 
Subvention eingeſchritten. Der Kirchenmufifverein hat in den 
Jahren 1894 und 1895 von Seite der Gemeinde eine Subvention 
von je 50 fl. mit dem Bedeuten erhalten, daſs dieſer Betrag ein 
freiwilliger iſt und der Gemeinde nie eine Verpflichtung daraus 
erwachſen kann. Der Stadtrath empfiehlt Ihnen, dem Vereine auch 
für das Jahr 1896 eine Subvention von 50 fl. zu ertheilen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand zu 
dieſem Antrage das Wort? (Niemand meldet fih.) Wenn dies 
nicht der Fall iſt, ſo erſuche ich jene Herren, welche für den Antrag 
des Stadtrathes ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) An— 
genommen. 

Beſchluſs: Dem Kirchenmuſikvereine an der Pfarre St. Othmar 
im III. Bezirke wird eine Subvention von 50 fl. 
pro 1896 mit dem Bedeuten bewilligt, daßs dieſer 
Beitrag ein freiwilliger ift und daſs der Gemeinde 
Wien nie eine Verpflichtung zu dieſer Leiſtung erwachſen 
kann. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Ich bitte Herrn Collegen 
Gräf zum Referate. 

44. Referent Gem.-Rath Gräf: Zahl 3847. Es handelt 
ſich hier um das Anſuchen des Convents der Urſulinerinnen um eine 
Subvention zur Erhaltung der Volks- und Bürgerſchule, ſowie 
der Lehrerinnen-Bildungsanſtalt. Der Convent der Urſulinerinnen 
hat ſeit einer Reihe von Jahren immer den Betrag von 500 fl. 
als Subvention zur Erhaltung der Schule erhalten. Mit 
Rückſicht auf die wirklich ſegensreiche Thätigkeit dieſes Convents 
erlaube ich mir den Antrag zu ſtellen, dem Convente der Urſulinerinnen 
auch für das Jahr 1896 eine Subvention von 500 fl. gleich wie 
im Vorjahre zu bewilligen, und bitte, den Antrag anzunehmen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Diejenigen 
Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, bitte ich, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Dem Convente der Urſulinerinnen wird zur Erhaltung 

ihrer Volks- und Bürgerſchule, ſowie ihrer Lehrerinnen- 
Bildungsanſtalt eine Subvention von 500 fl. pro 1896 
bewilligt. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Cueger: Ich bitte, Herr College 
Dr. Krenn zum Referate. 

45. Referent Gem. ⸗Rath Dr. Krenn: Ich habe die Ehre, 
zu referieren zur Zahl 3846. Es liegt ein Anſuchen vor des 
Vereines für Kirchenmuſik der Pfarrkirche zum heil. Thomas in 
Nuſsdorf um eine Subvention. Der Verein gründet ſein Anſuchen 
und ſtützt es darauf, daſßs derſelbe den Schulkindern unentgeltlich 
Mufil- und Geſangsunterricht ertheilt. Er iſt berückſichtigungs⸗ 
würdig. Ich bitte die Herren, für eine Subvention von 50 fl. zu 
ſtimmen. Die Poſt iſt im Budget pro 1896 bedeckt. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt dies nicht der Fall. Ich 
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bitte diejenigen Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden 

find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag ift an- 

genommen. 

Beſchluſs: Dem Kirchenmuſikvereine an der Pfarrkirche zum 
heil. Thomas in Nufsdorf wird eine Subvention von 
50 fl. pro 1896 mit dem Bemerken, daſs dieſer Bei- 
trag ein freiwilliger iſt und daſs der Gemeinde Wien 
nie eine Verpflichtung zu dieſer Leiſtung erwachſen kann. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Lueger: Herr College Dr. Kupka 
zum Referate. 

46. Referent Gem.-Rath Dr. Aupka: Ich habe gleich- 
falls die Ehre, zu referieren über die Bewilligung einer Subvention 
zur Zahl 3774. Es iſt der Katholiſche Lehrerbund für Oſterreich 
durch ſeinen Obmann eingeſchritten und bittet um eine Subvention 
zur Herausgabe des erſten Jahrbuches, welches erſchienen iſt. 


Der Geſuchſteller, reſpective der Obmann des Vereines wurde 


vom Magiſtrate einvernommen und hat erklärt, dafs dieſer Verein 
ſeit dem Jahre 1893 beſteht, daſs die Einnahmen des Vereines 
im Jahre 1100 fl. find und dafs die Ausgaben ſich auf 900 fl. 
beziffern und nur ein Überſchuſs von 200 fl. vorhanden iſt. Es 
wurde von Seite des Bezirksſchulinſpectors das Gutachten dahin 
abgegeben, daſs das Jahrbuch kein nennenswerthes Geiſtesproduct 
it, daßs es aber von Wichtigkeit iſt namentlich für Lehrerkreiſe. Es 
mufs noch hervorgehoben werden, dafs dieſes Jahrbuch unent— 
geltlich den Vereinsmitgliedern zur Verfügung geſtellt wird. Die 
Buchhaltung befürwortet dieſes Anſuchen, und zwar Hauptjächlich 
aus dem Grunde, weil die Poſt unter Rubrik XLVI 2 a bedeckt 
iſt und noch ein Betrag von 1000 fl. zur Verfügung ſteht. Es 
ſtellt daher der Magiſtrat den Antrag, dafs dem Vereine eine 
einmalige Subvention von 100 fl. verliehen werde. Auch der 
Stadtrath hat dieſen Antrag acceptiert und ich bitte Sie um die 
Annahme desſelben. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Herr Gem.⸗Rath Dr. 
Kraft! 

Gem.-Hath Dr. Kraft: Der Antrag, der hier zur Ab— 
ſtimmung kommen ſoll, iſt uns kein neuer und iſt, wie ich glaube, 
durch den ungünſtigen Wind, den Herr Gem.⸗Rath Tiſchler 
gegen derartige Subventionen mit ſeinen treffenden Ausführungen 
gemacht hat, hergeweht worden. 

Im Gegenſatze zu den früher bewilligten Subventionen prägt 
ſich in dieſer Subvention ein eigenthümliches Princip aus. Bisher 
haben Sie Subventionen bewilligt, und zwar auch einmalige für 
ſolche Angelegenheiten, welche wirklich dem Allgemeinen nützen. 
Hier haben Sie es aber mit einer Subvention zu thun, wobei 
es ſich offenbar um die Privatintereſſen eines engeren Kreiſes, 
nämlich des Katholiſchen Lehrerbundes dreht, welcher das Bedürfnis 
hat, auch ein Jahrbuch herauszugeben. Ich glaube, dafs, damit 
nicht, wie Herr Gem.⸗Rath Tiſchler erwähnt hat, derartige 
Petitionen ins Unendliche kommen und damit wir endlich Ruhe 
haben, doch ein Princip feſtgeſtellt werden mufs, und ich glaube, 
das richtige Princip iſt das, daſs nur jener Verein ſubventions— 
fähig iſt, der etwas für die Allgemeinheit leiſtet. Wenn heute die 
Rettungsgeſellſchaft an uns herantritt, ſo wird das berechtigt ſein. 
Wenn Herr Gem.⸗Rath Dr. Rader einen Antrag wegen Sub— 
ventionierung des Arztevereines ſtellen würde, ſo wird man von 
dieſem Geſichtspunkte über dieſen Antrag ſagen, dafs er nicht ſub— 
ventionsberechtigt iſt. 
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Mit einem Worte, ich möchte dieſes Princip feſtgeſtellt haben 
und glaube ich, daßs ſolche Subventionen, die wir nur einmal 
bewilligen, an und für ſich ſchon den Keim des Unlogiſchen in 
ſich tragen, denn was einmal ſubventionsberechtigt iſt, iſt immer 
ſubventionsberechtigt. Ich glaube auch, dass es nicht richtig iſt, 
daſs, wenn man eine einmalige Subventionsleiſtung bewilligt, 
man dafür eine immerwährende Gegenleiſtung fordert. Denn 
wenn man auch das Jahrbuch noch ſo gering veranſchlagt, fo hat 
es doch immerhin einen Wert, und wenn wir den Lehrerbund 
verhalten, uns immer dieſes Buch zu liefern, ſo kann es ſein, 


dafs er uns mehr leiſtet, als wir ihm mit der einmaligen Leiſtung 


geben. Ich finde es unlogiſch und glaube, dafs mit einer ſpeciellen 
Subvention nicht vorgegangen werden und daher dieſer Antrag 


abgelehnt werden ſoll. 


Gem.-Rath Brunner: Meine Herren! Der geehrte Herr 
Vorredner hat zum größten Theile das geſagt, was ich habe 
ſagen wollen. (Unruhe links.) Herr Gem.-Rath Purſcht, ich 
komme noch zu Ihnen. 

Dice-Bürgermeifter Dr. Integer: Ich bitte den Herrn 
Redner, zur ganzen Verſammlung zu ſprechen und nicht einzelne 
Perſonen zu apoſtrophieren. 

Gem.-⸗Rath Brunner: Seine Ausführungen waren ſehr 
ſachlich und iſt ihnen nichts hinzuzufügen. Nachdem wir vor 
wenigen Tagen gehört haben, dass dem Deutſch-öſterreichiſchen 
Lehrerbunde ein Saal verweigert wurde zur Abhaltung eines 
Feſtes, ebenſo eine Subvention, jo muſss es wie eine Provocation 
ausſehen, wenn jetzt dieſe Subvention bewilligt wird. 

Ich bin in dieſe Verſammlung eingetreten mit der Hoffnung, 
die neue Majorität werde es ſich zur Aufgabe machen, die be— 
ſtehenden Übelſtände in der Gemeinde Wien zu beſeitigen. Dies 
iſt nur dann möglich, wenn die Herren beſtrebt ſind, den Frieden 
in dieſer Verſammlung ſo viel wie möglich hoch zu halten. Wenn 
aber ein ſolcher Antrag kommt, welcher gewiſſermaßen aufreizend 
erſcheint . . . (Lebhaftes Gelächter links.) Ich bitte, mich nicht zu 
unterbrechen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: Ich ſchütze Sie ſchon, 
Herr Redner, ich bitte nur fortzufahren. | 

Hem.⸗Rath Brunner: Ich danke dem Herrn Vorſitzenden 
für ſeinen Schutz, aber ich glaube, er wird nicht nöthig ſein, ich 
werde mich immer ſelbſt zu ſchützen wiſſen. 

Pice-Bürgermeifter Dr. Cueger: Wenn es Ihnen nicht 
angenehm iſt, ſo werde ich es in Hinkunft unterlaſſen. (Lebhafte 
Unruhe rechts. — Rufe: Das iſt die Pflicht des Vorſitzenden!) 
Ich bitte! Ich laſſe mir von keinem Redner eine ſolche Beleidigung 
gefallen, wie jetzt vom Herrn Gem.-Rathe Brunner; wenn 
jemand in einer ſolchen Weiſe gegen den Vorſitzenden vorgeht, 
mufs dies der Vorſitzende zurückweiſen. (Beifall links.) Ich weiß, 
was ich zu thun habe. Ich ſchütze die Freiheit nach allen 
Richtungen, laſſe mir aber von niemandem irgendetwas gefallen, 
wer immer es ſei. 

Gem.-⸗Rath Brunner: Es iſt mir nicht bewuſßst, dass ich 
den Herrn Vorſitzenden in irgendeiner Weiſe beleidigt habe. Ich 
wollte mit meinen Ausführungen nur jagen, daſss ich, wenn mich 
die Herren unterbrechen, darin für mich keine Beleidigung erblicke 
— weiter gar nichts. Ich habe alſo gar nicht die Abſicht, einen 
Ton hier einzuführen, welcher der Würde der Verſammlung nicht 
entſprechen ſollte. Ich habe nun bereits auseinandergeſetzt, aus 
welchen Gründen ich mich gegen dieſe Subvention ausſprechen 
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wollte, und ich bitte, nochmals zu bemerken, daſs es mir gar 
nicht einfällt, irgendwelche Animoſität gegen den Verein kund zu 
geben. Jeder Staatsbürger hat ja das Recht, ſich für die Inter— 
eſſen, die er vertritt, ſo einzuſetzen, wie er es wünſcht — und 
wenn er es thut, ſo hat er ganz recht, nur kann ich nicht ein— 


ſehen, wie der Gemeinderath eine Subvention einem Vereine ber 


willigen ſoll, der Privatintereſſen verfolgt — und ſolchen Privat- 
intereſſen dient der vorliegende Verein. Ich glaube alſo, dais 
Sie dem Herrn Vorredner zuſtimmen ſollten, und bitte Sie daher, 
im Intereſſe der friedlichen Verhandlungen für jetzt und für die 
Zukunft dieſen Antrag abzulehnen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: 
Porzer hat das Wort. 

Gem.-Math Dr. Vorzer: Ich werde mich zuerſt mit jenen 
Argumenten befaſſen, welche vom erſten Redner gegen den Antrag 
des Stadtrathes vorgebracht wurden. Er hat gejagt, daS derjenige 
Verein, den wir ſubventionieren ſollen, für das Allgemeine etwas 
leiſten müſſe und darum möchte er wohl die Rettungsgeſellſchaft 


Herr College Dr. 


ſubventionieren, nicht aber den Katholiſchen Lehrerbund. Nun glaube 


ich aber, daſs die Lehrer auch eine Art Rettungsgeſellſchaft ſind, 
eine Rettungsgeſellſchaft bezüglich unſerer Jugend und bezüglich 
der Zukunft derſelben. 

Ich glaube daher, wenn man die Lehrerfreundlichkeit betont 
— und man ſoll und mußs fie betonen — und die Lehrer unter: 
ſtützen will, unterſtützt man gewiſs etwas, was für das allgemeine 
Beſte iſt, und man wird doch nicht ſagen wollen, dass dieſe Lehrer 
deswegen, weil ſie ſich katholiſch nennen und katholiſch ſind, von 
jenen Unterſtützungen ausgeſchloſſen ſein ſollen, welche die Gemeinde 
den allenverſchiedenſten Vereinen zutheil werden lässt. (Bravo!) 
Es hat ferner der erſte Herr Vorredner geſagt, er könnte dem 
Vereine ſchon deswegen keine Subvention bewilligen, weil ſie nur 
für ein einzigesmal beantragt iſt. Dann müfste fie ja für immer 


gelten. Aber gerade dieſes Moment beſtimmt mich, für die Sub⸗ 
vention zu ſtimmen, weil ich mir ſage und aus Kenntnis der 


Verhältniſſe des Vereines weiß, dajs dieſer Verein gerade nur ein 
einzigesmal an die Gemeinde herantritt und im nächſten Jahre 
ſchon ſo gekräftigt ſein kann, daſs er von der Gemeinde überhaupt 
nichts zu verlangen braucht. Weil wir es aber mit einer vorüber— 
gehenden Subvention zu thun haben, iſt das ein Moment mehr 
für mich, für den Antrag zu ſtimmen. 

Von dem letzten Herrn Redner hat es mich weniger gewundert, 
daſs er gegen den Antrag des Stadtrathes geſprochen hat. Allein, 
wenn er den Antrag einen aufreizenden genannt hat, jo mußs ich 
wirklich geſtehen, ich verſtehe nicht, worin dieſe Aufreizung zu 
finden iſt, vielleicht darin, daſs man einen katholiſchen Verein 
unterſtützen will, daſs der Gemeinderath es ſich herausnimmt, einen 
Verein, der die Kühnheit hat, das Wort „katholiſch“ auf ſeinen 
Titel zu ſetzen, zu unterſtützen? Ja, meine Herren, leider, es iſt dies 
etwas Ungewohntes bis jetzt geweſen. Aber die Bevölkerung hat 
ihren Willen in dieſer Richtung klar und deutlich zu erkennen 
gegeben. Denn die Wahlen für den Gemeinderath gaben deutlich 
zu erkennen, daſs fie eine Anderung in dieſer Beziehung eintreten 
laſſen will, und darum ſoll es den zweiten Herrn Vorredner und 
die anderen Herren, welche der gleichen Geſinnung ſind, nicht 
wundern, dass in dieſer Beziehung jetzt irgendeine andere Richtung 
eintreten wird. 

Meine Herren! Ich kenne dieſen Verein; das Jahrbuch 
desſelben liegt mir vor. Es iſt ein außerordentlich verdienſtvolles 
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Werk und hat den Zweck, die Fortbildung der Lehrer, die dieſem 
Vereine angehören, zu fördern. Der Verein hat gar keine politiſche 
Tendenz und es heißt in den Statuten des Lehrerbundes, dajs er 
nur die Förderung und Unterſtützung der geiſtigen Fortbildung 
ſeiner Mitglieder anſtrebt. Es iſt alſo kein politiſcher Verein und 
befafst ſich in gar keiner Weiſe mit anderen öffentlichen Ange— 
legenheiten, als mit der Schule. 

Ich glaube alſo, daſs wir mit ruhigem Gewiſſen für die 
Subventionierung dieſes Vereines ſtimmen können. (Lebhafter 
Beifall links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Cueger: Herr Gem.-Rath Purſcht 
zur Geſchäftsordnung. b 

Gem.-Nath Vurſcht (zur Geſchäftsordnung): Ich beantrage 
Schluſs der Debatte. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte diejenigen 
Herren, welche mit dem Antrage auf Schluss der Debatte ein⸗ 
verſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe Weiß waſſer 
und Brauneiß und zu einer perſönlichen Berichtigung Herr 
College Kraft. 

Der Herr College Weißwaſſer hat das Wort. 

Gem.-Rath Weißwaſſer: Der Herr Referent hat uns nicht 
geſagt, welchen Zweck der genannte Verein, der um eine Sub— 
vention erſucht, hat. Gerne möchte ich ihn fragen, welches Inter— 
eſſe die Gemeinde Wien an der Herausgabe dieſes Jahrbuches 
hat, und endlich, aus welchen Kreiſen der Lehrerſchaft hauptſächlich 
die Mitglieder des Vereines ſtammen? 

Dice-Bürgermeifter Dr. Cueger: Herr College Brauneiß! 

Gem.-Nath Brauneiß: Meine ſehr geehrte Herren! Nach 
den Ausführungen des Herrn Dr. Porzer könnte ich wohl auf 
das Wort verzichten. Aber ich muss eines bemerken. Es wurde ja 
von der früheren Majorität auch das pädagogiſche Jahrbuch mit 
200 fl. ſubventioniert, welches von der Pädagogiſchen Geſellſchaft 
herausgegeben wird. Da ſich nun ein Zweig davon einen eigenen 
Bund geſchaffen hat, welcher der Katholiſche Lehrerbund iſt, der 
gewijs keine politiſche Tendenzen verfolgt, jo bin ich ſchon dafür, 
daſs man dem Katholiſchen Lehrerbunde für ſein treffliches Jahr— 
buch eine Subvention von 100 fl. bewilligt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger: Herr College Gem. Rath 
Dr. Kraft zu einer perſönlichen Bemerkung. 

Gem-Nath Dr. Kraft: Ich möchte an den Außerungen des 
Herrn Dr. Porzer nur eines richtigſtellen, was er miſsverſtanden 
hat. Ich habe nicht behauptet, dass der Lehrerbund nicht für die 
öffentlichen Intereſſen Wiens wirkt, ſondern ich habe geſagt, der 
Lehrerbund tritt heute an uns mit dem Anſuchen um eine Sub— 
vention für ein Werk heran, welches nicht dem öffentlichen Inter— 
eſſe dient, nämlich um ſein Jahrbuch herauszugeben. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Herr Referent zum 
Schluſsworte. 

Referent: Auf die Anfrage des Herrn Collegen, welchen 
Zweck dieſer Verein hat, bemerke ich, der Zweck iſt die Aus- und 
Fortbildung der Lehrerſchaft. Welches Intereſſe die Gemeinde 
daran hat? Das Intereſſe, daſs wenn gebildete Lehrer find, dies 
nur der Gemeinde zum Nutzen gereicht. 

Ich habe auf die Ausführungen der Herren wenig zu erwidern 
und nachdem das Geſuch von den maßgebenden Factoren befür- 
wortet wird und es ſich nur um eine einmalige Subvention 
handelt, bitte ich um die Annahme dieſes Antrages. 
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Vice-Vürgermeiſter Dr. Sueger: Ich erſuche diejenigen 
Herren, welche für den Antrag des Referenten find, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Majorität. Angenommen. 
Beſchluſs: Dem Katholiſchen Lehrerbunde für Oſterreich wird 

zur Herausgabe des Jahrbuches gegen dem eine ein— 
malige Subvention von 100 fl. bewilligt, dass all— 
jährlich ein Exemplar desſelben der Gemeinde Wien 
zur Verfügung geſtellt wird. 

47. Referent Gem. ⸗Nath Dr. Kupka: Zahl 4354 betrifft das 
Geſuch des Lichtenthaler Kirchenmuſikvereines um eine Subvention. 
Sie wiſſen, dass die Kirchenmuſikvereine faſt ſämmtlich von der 
Gemeinde unterſtützt werden. Es wird um eine Subvention von 
50 fl. gebeten. Der Bezirksausſchuſs und die Buchhaltung befür- 
worten das Geſuch, die Poſt iſt bedeckt, der Magiſtrat beantragt, 
die Subvention zu verleihen und ich bitte Sie, die Bewilligung zu 
geben, wie es hier ſteht (liest): 

„Bewilligung einer einmaligen Subvention von 50 fl. mit 
dem Bedeuten, daßs dieſer Beitrag ein freiwilliger iſt und dass 
der Gemeinde Wien nie eine Verpflichtung zu dieſer Leiſtung 
erwachſen kann.“ 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bitte diejenigen Herren, welche 
für den Stadtraths⸗Antrag ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Beſchluſs: Dem Kirchenmuſikvereine an der Pfarrkirche in 
Lichtenthal wird eine einmalige Subvention von 50 fl. 
mit dem Bedeuten bewilligt, daj3 dieſer Beitrag ein 
freiwilliger iſt und daſs der Gemeinde Wien nie eine 
Verpflichtung zu dieſer Leiſtung erwachſen kann. 

Bice-Bürgermeifler Dr. Tueger: Herr College Gem.⸗Rath 
Büſch zum Referate. | 

48. Referent Gem.- Rath Büfdh : Zahl 4498. Es handelt ſich 
um ein Nachtragskoſtenerfordernis für den Bau des Schöpfwerkes 
im XII. Bezirke, Aichhorn⸗ und Herthergaſſe. Infolge des Baues 
der Wienthalbahn iſt das dortige Schöpfwerk caſſiert worden und 
nach einem Beſchluſſe des Beirathes iſt ein Erſatzbrunnen an der 
Ecke der Aichhorn- und Herthergaſſe gebaut worden. 

Obwohl man damals geglaubt hatte, in 15 m Tiefe Waſſer 
zu finden, musste man doch noch tiefer gehen als auf 15 m und 
iſt trotzdem zur Überzeugung gekommen, daſs das Waſſer zur 
Beſpritzung des XII. Bezirkes nicht hinreichend ſei. Infolgedeſſen 
muſste man noch bedeutend tiefer gehen, bis auf 35 m, und 
iſt hiefür ein Zuſchuſscredit von 3750 fl. erforderlich. 

Es wird nun vom Stadtrathe beantragt, die Bewilligung für 
dieſen Zuſchuſscredit von 3750 fl. zu Rubrik XXII 11 für die 
Vertiefung des Brunnens für das Schöpfwerk im XII. Bezirke, 
Ecke der Aichhorn- und Herthergaſſe, zu geben. 

BDice-Bürgermeifter Dr. Cueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bitte jene Gemeinderäthe, 
welche mit dem Stadtraths-Antrage einverſtanden ſind, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: Für die Vertiefung des Brunnens für das Schöpf: 
werk im XII. Bezirke, Ecke der Aichhorn- und Herther⸗ 
gaſſe, wird ein Zuſchuſscredit von 3750 fl. zur 
Rubrik XXII 11 bewilligt. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Lueger: Ich bitte nun Herrn 
Collegen Tomola zur Erſtattung des Referates über die Re⸗ 
gulierung der Bezüge der Kindergärtnerinnen. 
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49. Referent Gem.-Nath Tomola: Im Auftrage des Stadt⸗ 
rathes habe ich die Ehre, zu referieren ad Zahl 4213. Als im 
Jahre 1890, beziehungsweiſe 1891 die Einverleibung der Vororte 
durchgeführt wurde, ſind der Großcommune Wien damit auch eine 
Anzahl Kindergärten übergeben worden, in welchen die Bezüge der 
Kindergärtnerinnen in der verſchiedenſten Weiſe geregelt waren. 
Sogleich nach der Einverleibung iſt durch Geſuche ſeitens der 
Kindergärtnerinnen, durch Geſuche ſeitens verſchiedener anderer 
Lehrkörper, ſowie durch Anträge aus der Mitte des Gemeinde— 
rathes die Anregung gegeben worden, die Bezüge der Kinder— 
gärtnerinnen vollſtändig uniform zu geſtalten. Der Stadtrath 
ſowohl, als auch einzelne Körperſchaften haben ſich mit dieſer 
Frage recht eingehend beſchäftigt. Schon im Jahre 1891 hat der 
damalige Gem.-Rath Herr Noske dieſes Referat in Händen ge— 
habt und es iſt im Stadtrathe mit dem Auftrage vertagt worden, 
es mögen Erhebungen gepflogen werden, ob mit den beſtehenden 
Kindergärten nicht Kinderbewahranſtalten verbunden werden könnten. 
Es liegen nun von ſämmtlichen, in den früheren Vororten be— 
ſtandenen Kindergärten die Pläne vor und dieſe Pläne haben 
durchaus ergeben, daſs die den Kindergärten zur Verfügung 
ſtehenden Räume fo klein und ſo beſchränkt find, dass es dermalen 
nicht möglich iſt, auf Grundlage der beſtehenden Räumlichkeiten 
Kinderbewahranſtalten einzurichten. Ich möchte gleich jetzt, vielleicht 
behufs Abkürzung der Debatte, darauf aufmerkſam machen, dass 
es nicht wohl angeht, gelegentlich dieſes Antrages die Frage der 
Kinderbewahranſtalten ebenfalls in Discuſſion ziehen zu wollen. 
Das iſt eine Frage, die gar nicht mit der Regelung der Bezüge 
der Kindergärtnerinnen in Verbindung ſteht, und ich möchte nur 
bitten, dieſe Frage ſo ſchnell als möglich zu löſen, weil ja die 
Kindergärtnerinnen ſeit beinahe ſechs Jahren auf die endliche Re⸗ 
gelung ihrer Bezüge warten. 

Zur Frage der Errichtung von Kinderbewahranſtalten möchte 
ich auch bemerken, das im Jahre 1891 der Herr Gem.-Rath 
Dr. Grübl im Vereine mit — ich glaube — 60 Genoſſen 
einen Antrag geſtellt hat, es mögen in den verſchiedenen Bezirken 
Wiens Kinderbewahranſtalten errichtet werden. Dieſe Erhebungen 
ſind ſämmtlich gepflogen worden, ſie ſtehen aber, wie geſagt, mit 
dieſem Referate in keiner Weiſe in Verbindung. 


Die Commune Wien hat alſo von den beſtandenen Vororte— 
gemeinden 14 Kindergärten übernommen, bezüglich welcher die 
Regulierung vorgeſchlagen wird. Es ſind außerdem noch einige 
andere Kindergärten, z. B. der Kindergarten in der Tellgaſſe im 
XV. Bezirke, welcher von Schweſtern verſorgt wird. Auf dieſe be— 
zieht ſich die Regulierung der Bezüge nicht, ſondern mit den 
Schweſtern werden Privatverträge abgeſchloſſen, welche in Zukunft 
aufrecht erhalten bleiben. Die diesbezüglichen Bezüge bleiben hinter 
den hier vorgeſchlagenen um ein Erkleckliches zurück. 

Ich bitte Sie um Genehmigung der Ihnen vorliegenden An— 
träge. Die Anträge ſollen am 1. Juli in Kraft treten, und zwar 
deswegen, weil im Budget dieſes Jahres bloß 1700 fl. einge⸗ 
ſtellt ſind, während die jährliche Mehrauslage über 2900 fl. 
betragen würde. Ich glaube, die Verleſung der Anträge iſt über- 
flüſſig, weil jeder der Herren ein gedrucktes Exemplar in 
Händen hat. 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Cueger: Wünſcht jemand zur 
Generaldebatte das Wort? (Gem.⸗Rath Schlechter meldet ſich.) 
Herr College Schlechter zur Generaldebatte. 
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Gem.-Nath Schlechter: Ich kann im Augenblicke wohl nicht 


genau entſcheiden, ob das, was ich vorbringen will, zur General— 
debatte gehört, es bezieht ſich jedoch auf die Vorlage im allge— 


meinen und ich glaube, dajs es entſprechend iſt, dies jetzt hier | 


vorzubringen. 

Es iſt nicht ein Gegenſatz, den ich gegen die Anträge des 
Stadtrathes hervorkehren will, ich werde ja für die Anträge 
ſtimmen. Ich werde ſelbſt eine Ungalanterie begehen und werde 
für jenen Abſatz ſtimmen, wo es heißt, daig im Falle der Ver: 
ehelichung damit das Aufgeben des Platzes verbunden iſt. Ich 
glaube damit nicht inconſequent zu ſein; denn ſeit Jahren, als 
ich die Ehre hatte, Mitglied des niederöſterreichiſchen Landtages 
zu fein, habe ich auch dort immer die Meinung vertreten, dass es 
am beſten ſei, wenn Lehrerinnen mit dem Zeitpunkte, wo ſie in 
den Stand der heiligen Ehe treten, mit der Schule nichts mehr 
zu thun haben. Nachdem dies auch von der anderen Seite aus— 
geſprochen wird, ſo glaube ich, wäre es recht und billig, wenn 
wir wenigſtens in jenem Wirkungskreiſe, wo wir ſelbſtändige Be— 
ſchlüſſe faſſen können, dieſer Anſchauung Geltung verſchaffen. 
Es iſt alſo in dieſer Beziehung kein Widerſpruch zu erwarten. 

Aber ich möchte einen Wunſch ausſprechen. Die Anträge des 
Stadtrathes ſind in Druck gelegt, und daher die Möglichkeit ge— 
boten worden, die einzelnen Paragraphen zu ſtudieren, allein die 
Möglichkeit, Vergleiche zu ziehen mit den bisherigen Beſtim— 
mungen, hatte nur derjenige, der ſich das nöthige Material ver— 
ſchaffen konnte. Es wäre nun gewifs wünſchenswert, nachdem es 
ſich hier um gar keinen großen Status handelt, wenn man ſchon 
einen ſolchen Antrag an den Gemeinderath bringt, demſelben ein 
kleines Verzeichnis beizulegen, wo der gegenwärtige Stand der 
Kindergärtnerinnen, der leitenden Kindergärtnerinnen, ſowie deren 
gegenwärtige Bezüge angegeben werden. Man hätte dann ſofort 
den Unterſchied herausgeſehen und dies wäre gewifs für die Be— 
urtheilung gut geweſen. Ich möchte mir daher erlauben im all— 
gemeinen die Anregung zu geben, dafs für den Fall, als ſolche 
Gehaltsregulierungen vorgenommen werden, auch ſolche ver— 
gleichende Tabellen über den bisherigen Stand ſtets beigegeben 
werden. | 

Dice-Bürgermeifter Dr. Lueger: Wünſcht jemand in 
der Generaldebatte noch das Wort? (Nach einer Pauſe :) Wenn 
nicht, ſo ſchreiten wir zur Specialdebatte. 

Wünſcht jemand zu §8 1 das Wort? (Nach einer Pauſe:) 
Wenn nicht, fo erſuche ich jene Herren, welche §S 1 annehmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) ft angenommen. 

Wünſcht jemand zu § 2 das Wort? (Nach einer Pauſe:) 
Wenn nicht, fo erſuche ich jene Herren, welche 8 2 annehmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht) Iſt angenommen. 

Wünſcht jemand zu $ 3 das Wort? (Nach einer Pauſe:) 
Wenn nicht, fo erſuche ich jene Herren, welche §8 3 annehmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt angenommen. 

Wünſcht jemand zu § 4 das Wort? (Nach einer Pauſe:) 
Wenn nicht, jo erſuche ich jene Herren, welche § 4 annehmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt angenommen. 

Wünſcht jemand zu § 5 das Wort? (Nach einer Pauſe:) 
Zu § 6? (Nach einer Pauſe:) Zu 8 72 (Nach einer Pauſe:) 
Zu 5 8? (Nach einer Pauſe:) Wenn nicht, fo bitte ich, jene 
Herren, welche mit den 88 5, 6, 7 und 8 einverſtanden ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Dieſelben ſind angenommen. 

Zu 8 9 hat der Herr Referent das Wort. 
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Referent: § 9 iſt, wie der Herr Vorredner, glaube ich, 
ſchon erwähnt hat, in die Vorlage neu eingeſchoben worden. Er 
iſt auch vom Magiſtrate in der Form ſchon beantragt worden. 
Es iſt dies eine Forderung, welche zu wiederholtenmalen von 


allen Seiten in dieſer Körperſchaft geſtellt worden iſt, und ent— 


ſpricht, glaube ich, der Anſicht der geſammten Verſammlung 
nämlich, dass die Verehelichung einer Kindergärtnerin als frei— 
williger Dienſtesverzicht anzuſehen iſt. 


Vice-Nürgermeiſter Dr. Lueger: Herr Dr. Kraft hat 
das Wort. 

Gem.- Bath Dr. Kraft: Trotzdem der Herr Referent das 
natürlich findet, muss ich doch ſagen, das ich das nicht ganz 
natürlich finde, dass durch die Verehelichung allein eine weibliche 
Perſon zur Ausübung des Amtes als Kindergärtnerin unfähig 
werden fol. Es kommen ja im Leben Fälle vor, dafs eine Ehe 
kinderlos bleibt, und es iſt durchaus nicht einzuſehen, warum eine 
verehelichte Perſon nicht durch ehrliche Arbeit ſich das Brot ver— 
dienen fol. Es müsste der Herr Referent erſt andere, fachliche 
Gründe vorbringen, um nachzuweiſen, dafs die bloße Verehelichung 
es mit ſich bringt, dajs eine ſolche Frau ihren Dienſt als Kinder— 
gärtnerin nicht verſehen kann. Ich beantrage daher, daſs ſtatt des 
Kriteriums der Verehelichung der Eintritt eines Familienereigniſſes 
als Kriterium zu gelten habe (Heiterkeit), fo dafs die Möglichkeit, 
daſs eine verehelichte, kinderloſe Kindergärtnerin ihren Dienſt 
verſehe, nicht ausgeſchloſſen wird. 

Referent: Ich beſchränke mich darauf, Sie zu erſuchen, 
§ N in der vorliegenden Faſſung anzunehmen. 

Pice-Hürgermeifter Dr. Tueger: Ich ſollte jetzt eigentlich 
den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Dr. Kraft zur Abſtimmung 
bringen. Diejenigen Herren, welche für die Faſſung find, daſs 
auch der Eintritt eines Familienereigniſſes einer Kindergärtnerin 
überhaupt (Lebhafte Heiterkeit) die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
zur Folge hat, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der 
Antrag iſt abgelehnt. 

Ich bitte nunmehr diejenigen Herren, welche für den Refe— 
renten⸗Antrag ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ang e⸗ 
nommen. Diejenigen Herren, welche mit S 10 einverſtanden 
ſind, bitte ich gleichfalls, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) An— 
genommen. 

Die Sache iſt hiemit erledigt. 

Beſchluſs: Beſtimmungen zur Regelung der Bezüge der an 
communalen Kindergärten Wiens angeſtellten Kinder— 
gärtnerinnen, ſofern dieſelben nicht geiſtliche Ordens— 
perſonen ſind oder einer geiſtlichen Congregation an— 
gehören. 

81. 

Die Kindergärtnerinnen in den communalen 
Kindergärten Wiens werden zum Behufe der Bemeſſung 
ihrer Bezüge in drei Kategorien eingetheilt: 

J. Kategorie: Leitende Kindergärtnerinnen, 


II. ni Kindergärtnerinnen, 
III. 5 Aushilfs⸗Kindergärtnerinnen. 
8 2. 


Der Jahresgehalt beträgt bei der J. Kategorie 
600 fl., der II. Kategorie 500 fl.; bezüglich der 
III. Kategorie wird auf die Beſtimmungen des 8 5 
verwieſen. 
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8 3. 

Die Kindergärtnerinnen der Kategorie J und II 
werden definitiv angeſtellt, ſind penſionsberechtigt und 
erhalten zum Gehalte nach einer vor oder nach dem 
Eintreten der Wirkſamkeit dieſer Beſtimmungen mit 
entſprechender Verwendung zurückgelegten Dienſtzeit an 
Wiener communalen Kindergärten von je 5 Jahren 
eine Dienſtalterszulage. 

Dieſe Dienſtalterszulage beträgt 60 fl.; im ganzen 
kann eine Kindergärtnerin höchſtens 5 Dienſtalterszulagen 
erhalten. 

SA, 

Der leitenden Kindergärtnerin gebürt ein Quartier: 
geld von jährlich 120 fl. ö. W.; doch kann an deſſen 
Stelle derſelben auch eine Naturalwohnung, zumindeſtens 
aus Zimmer und Küche beſtehend, zugewieſen werden. 


8 5. 
Aushilfs⸗Kindergärtnerinnen (Kategorie III) er— 
halten für die Dauer ihrer wirklichen Dienſtleiſtung an 
einem communalen Kindergarten die für dieſe Zeit 


entfallende Quote einer Remuneration jährlicher 
400 fl. ö. W. 
8 6. 


Gehalte gelangen in 12 monatlichen Anticipativraten, 
das Quartiergeld zu den üblichen Zinsterminen zur 
Auszahlung. Remunerationen werden im nachhinein, 
ſofort nach Vollendung der Dienſtleiſtung, und ſofern 
dieſe einen Monat überſchreiten ſollte, am erſten eines 
jeden Monates gegen eine geſtempelte, vom pädagogiſchen 
Leiter des Kindergartens und vom Ortsſchulrathe 
beſtätigte Quittung über die Dienſtdauer ausgezahlt. 


8 7. 

Die neuen Bezüge ſind den Bezugsberechtigten 
vom Tage der Einreihung, reſpective der Ernennung, 
an auszubezahlen. Mit dieſem Zeitpunkte haben dagegen 
ſämmtliche bisherigen Bezüge und Naturalgenüſſe aller 
Art, die von den nunmehr mit Wien einverleibten 
Gemeinden geleiſtet wurden, die Beheizung, Beleuchtung 
u. dgl. zu entfallen. 

§ 8. 

Inſofern eine gegenwärtig angeſtellte Kinder— 
gärtnerin auf Grund dieſer Beſtimmungen an Gehalt, 
Dienſtalterszulagen, beziehungsweiſe Quartiergeld 
weniger erhalten ſollte, als ihre bisherigen Bezüge an 
Gehalt, Quartiergeld, ſonſtigen Zulagen und Natural— 
genüſſen zuſammen mit Ende Juni 1896 betragen, ſo 
hat an deren Stelle eine bis zum Eintritte in einen 
höheren Bezug währende, in die Penſion nicht ein— 
rechenbare Ergänzungszulage zu treten. 


§ 9. 

Die Verehelichung einer leitenden Kindergärtnerin 
oder Kindergärtnerin überhaupt hat die Auflöſung des 
Dienſtverhältniſſes zur Folge, und wird infolgedeſſen 
die betreffende leitende Kindergärtnerin oder Kinder— 
gärtnerin überhaupt ihres Titels und des etwaigen 
Penſionsanſpruches verluſtig. 
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Alle definitiv angeſtellten Kindergärtnerinnen ſind 
als Bedienſtete der Gemeinde Wien anzuſehen und 
gelten für dieſelben die für jene durch die Dienſt— 
pragmatif und die Penſionsvorſchriften aufgeſtellten 
Normen, inſoweit dieſelben mit dieſen Beſtimmungen 
nicht im Widerſpruche ſtehen. 

§ 10. 

Dieſe Beſtimmungen treten mit 1. Juli 1896 
in Kraft. 

50. Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Wir ſchreiten nunmehr 
zur Fortſetzung der Debatte über die Frage der 
Subvention des Wiener Volksbildungsvereines. 

Das Wort diesbezüglich hat Herr Generalredner contra 
Gem.⸗Rath Dr. Nechansky. Ich ertheile ihm das Wort. 


Gem.-Nath Dr. Nechausliy (als Generalredner contra): 
Es iſt mir kürzlich ein Büchlein in die Hand gekommen, welches 
die überſchrift getragen hat: „Hexenglaube und Hexenproceſſe.“ 
Es erſchien in der Reclam'ſchen Bibliothek und iſt jedermann 
zugänglich. Es hat mir vor kurzem als Reiſelectüre gedient. Es 
wird einem bei Leſung dieſes Büchleins allerdings recht weh und 
wund, wenn wir uns erinnern, daßs vor nicht gar fo langer Zeit, 
dafs vor 400 Jahren ein Aberglaube unter dem Volke beſtand, 
der die blutigſten Opfer gefordert hat. Die Hauptbeſchuldigung 
welche gegen eine ſolche arme Hexe erhoben worden iſt, war die, 
der Buhlſchaft mit dem Teufel, und wenn einmal eine ſolche 
Hexe das Unglück gehabt hat, von einer eifersüchtigen Nachbarin, 
von irgendeinem anderen böswilligen Feinde dieſes ſchweren Hexen— 
verbrechens beſchuldigt worden zu ſein, ſo hat es ihr nichts genützt, 
wenn ſie in Wahrheit einen noch ſo ehrbaren Lebenswandel ge— 
führt, wenn ſie ſelbſt fleißig in die Kirche gegangen iſt, die Beichte 
empfangen hat, denn das iſt als Teufelswerk betrachtet worden, 
als Einflüſterung des Teufels, der ihr dazu gerathen hat, um die 
Welt zu täuſchen. Wurde dieſe Beſchuldigung einmal erhoben, ſo 
gieng der Ruf unter den fanatiſchen Richtern: „Die Hexe wird 
verbrannt!“ 

Meine Herren! Ich möchte Sie bitten, ſich bei Beurtheilung 
der Frage, welche uns heute beſchäftigt und das letztemal be— 
ſchäftigt hat, nicht auf dem Standpunkte dieſer fanatiſchen Richter 
zu ſtellen, ſondern die Frage ſachlich und ruhig zu prüfen und 
nicht etwa auf den Gedanken zu kommen, daſs der Volksbildungs— 
verein, weil er mit Uurecht der Buhlſchaft mit dem Liberalismus 
beſchuldigt worden iſt, deswegen des Todes ſchuldig ſei. 

Wer die Berichte des Volksbildungsvereines aufmerkſam 
durchliest, der wird ſofort erkennen, daſs der Volksbildungsverein 
als ſeine Hauptaufgabe betrachtet die Bildung von Volksbiblio— 
theken. Ich bringe übrigens, um Irrthümern in dieſer Beziehung 
zu begegnen — denn ſie ſcheinen mir vorgelegen zu ſein — zur 
Kenntnis, dajs der Wiener Volksbildungsverein ein eigener Verein 
iſt, daſs ſich das ehemalige Verhältnis des Kremſer Vereines zu 


dem Wiener Vereine als Mutter- und Tochterverein gelöst hat, 


und dass ſeit dem Jahre 1893 der Wiener Volksbildungsverein 
ein auf eigenen Füßen ſtehender Verein iſt, welcher allerdings den 
gleichen Zweck mit dem Kremſer Verein hat, eine natürliche Ver— 
bindung mit demſelben erhält und auch in einem gewiſſen Central— 
verbande ſo wie mit anderen niederöſterr. Volksbildungsvereinen 
ſteht. Ich habe geſagt, als die Hauptaufgabe des Volksbildungs- 
vereines iſt bisher diejenige betrachtet worden, Volksbibliotheken 
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zu gründen. Für dieſe Aufgabe hat der Volksbildungsverein die 
größten Ausgaben gemacht. Er hat auch unter ſeinen Mitgliedern 
die regſte Thätigkeit dafür entfaltet. Nun iſt dieſer Theil der 
Thätigkeit des Volksbildungsvereines auch von Seite des Herrn 
Referenten ſehr glimpflich beurtheilt worden; er iſt eigentlich über 
dieſen Theil der Thätigkeit hinausgeglitten, als wenn das ein 
nebenſächlicher Theil der Thätigkeit wäre. Er hat ſogar eine ge— 
wiſſe Anerkennung dieſes Zweiges der Thätigkeit des Vereines 
nicht ganz unterdrückt. Nun, meine Herren, mußs ich Sie aber 
darauf aufmerkſam machen, daj3 die Verweigerung der Subvention, 


welche ja eigentlich dem Vereine vom Gemeinderathe ſchon be- 
Wenn Sie die Verzeichniſſe derjenigen Bücher durchgehen, welche 
in den Volksbibliotheken vorhanden ſind, ſo werden Sie finden, 


willigt iſt, alſo die Verweigerung der Auszahlung, die Flüſſig— 
machung dieſer Subvention gerade dieſen Hauptzweig der Thätig— 


keit des Volksbildungsvereines trifft, und dass gerade dieſer von 
keiner Seite angefochtene Theil der Thätigkeit des Vereines zu 
leiden haben wird. Denn es wird dadurch der Volksbildungsverein 
populäre Werke in geſchichtlicher, literaturgeſchichtlicher, national— 


außerſtande geſetzt, in der Gründung neuer Volksbibliotheken 


in den anderen Bezirken Fortſchritte zu machen. 


und es würde ihm die Möglichkeit, dieſe ſeine Abſicht durchzuführen, 
abgeſchnitten werden, wenn dieſe Subvention von Seite des Ge— 
meinderathes herabgeſetzt oder verweigert würde. Der Beſuch dieſer 
Volksbibliotheken beweist, daſs ein Bedürfnis unter dem Volle 
dafür wirklich beſteht. Meine Herren! Man mujs im Leben in 
gewiſſer Beziehung immer mit unabweislichen, nun einmal be— 
ſtehenden Thatſachen rechnen und eine ſolche Thatſache iſt, dass 
unter den verſchiedenen Schichten der Bevölkerung ein gewiſſes 
Leſebedürfnis beſteht. 

Der Verein hat nun die Abſicht gehabt, dieſem Leſebedürf— 
niſſe eine beſſere Bahn zu eröffnen, als wenn es gefördert wird 
durch die ſogenannte Colportage-Literatur. Es iſt auch von den— 
jenigen Leuten, welche ſich mit dieſer Colportageliteratur gewerbs— 


Ebenſo hat der 
Verein die Abſicht, ſowohl in der Brigittenau, als auch im VI. Be⸗ 
zirke, vielleicht in noch einem Bezirke Bibliotheken zu gründen, 
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mäßig befaſſen, eingeſtanden worden, dass der Volksbildungsverein 


und ſeine Volksbibliotheken der Colportage-Literatur ſehr ſchädlich 
geworden ſind, und das iſt ein Erfolg des Vereines, den er nur 
mit Freude beobachten kann. (Sehr richtig! rechts.) Ich glaube, 
dafs keiner der Herren, auch nicht einer der Herren von der 
Majorität, der Anſchauung fein wird, daſs dieſe Colportage— 
Literatur nicht mit allen möglichen Mitteln zu bekämpfen iſt, denn 
das iſt in der That eine verderbliche Literatur (Bravo! rechts), 
das iſt eine Lectüre, welche in einem gewiſſen Senſationsbedürfniſſe 
in die Welt hinausgeſchleudert wird, wo auch noch gewiſſe Neben— 
geſchäfte damit verbunden ſind, die die Leute veranlaſſen, dieſe 
Lieferungen zu abonnieren. Das hat nicht allein die Bedeutung, 
daßſs die Leute Geld ausgeben, ſondern auch, daſs fie etwas 
literariſch ganz Wertloſes und für die Phantaſie junger Leute 
Gefährliches erhalten. (So iſt es! rechts.) Wir haben alſo wohl 
allen Grund, dem Volksbildungsvereine dafür dankbar zu ſein, 
das er ſich nun einmal daran gemacht hat, dieſe Volksbibliotheken 


zu gründen. Ein ſolches Gefühl der Nothwendigkeit des Beſtehens 


ſolcher Volksbibliotheken hat ſich ja auch dadurch zum Ausdrucke 
gebracht, dafs im Stadtrathe Herr Gem.-Rath Dr. Wähner 
den Antrag geſtellt hat, es möge die Gründung von Volksbiblio— 
theken oder der ganze Zweig der Volksbibliotheken in die com— 
munale Wirtſchaft übernommen werden. Nun, meine Herren, darüber 
ließe ſich ja reden. Der Volksbildungsverein wird gewißs nicht 
böſe ſein, wenn die Gemeinde ſeine ſämmtlichen Bibliotheken über— 


741 


—̃ — ́—— m = ———̃ᷣc— ——œ— . — NN 


nimmt, dass fie die ganze Wirtſchaft dort führt und auch noch 
mit der Gründung weiterer Volksbibliotheken in den Bezirken, 
wo dieſelben nothwendig ſind, fortfährt. Dagegen wird der Volks— 
bildungsverein nichts einzuwenden haben; ich glaube, er wird 
unter ſehr annehmbaren Bedingungen unentgeltlich ſeinen Schatz 
an Büchern der Commune überliefern. Die Commune möge nur 
einmal daran gehen, es zu thun; aber wenn der Herr Antrag— 
ſteller meint, daſs es dann billiger fein wird, daſs die Commune 
imſtande ſein wird, es billiger zu verwalten als der Volks— 
bildungsverein, dann irrt er ſich. (Ruf links: Aber beſſer!) Es 
wird dazwiſchen gerufen: „beſſer“; in welcher Weiſe denn beſſer? 


daſs da die beſten Bücher der deutſchen und ausländiſchen Lite— 
ratur vorhanden ſind. Es ſind unſere Claſſiker, die Claſſiker der 
ganzen Welt, es ſind das Bücher der beſten Romanliteratur, 


ökonomiſcher Beziehung. Es gibt eine beſſere Zu ſammenſtellung 
der Volksbibliotheken meines Erachtens nicht, denn Werke von 
hoher wiſſenſchaftlicher Bedeutung paſſen nicht hinein und dieſelben 
würden auch nicht geleſen werden. 

Die Bücher, welche in den Volksbibliotheken ſind — davon 


kann ſich jeder überzeugen, welcher das Verzeichnis durchſieht — 
ſind in der That die beſten Bücher, welche in der Weltliteratur 


beſtehen, und welche zur Freude, zur Belehrung und Erheiterung 
des Volkes dienen können. Alſo, ich wüſste nicht, wie es beſſer 
gemacht werden könnte, das heißt, welche anderen Bücher man 
hineinſtellen oder wie man das Leihgeſchäft anders geſtalten, wie 
man den Zuſpruch größer machen köunte, als er iſt. Als die letzte 
Volksbibliothek in Ottakring-Neulerchenfeld eröffnet worden iſt, 
ſo wurde ſie geſtürmt, meine Herren, und die Bücher wurden in 
neun Wochen neunmal durchgeleſen. Sie ſehen daraus, dass es 
für die dort wohnende Bevölkerung ein Bedürfnis geweſen iſt, zu 
leſen, dafs fie erfreut war, dieſe Bücher dort zu finden, und dafs 
dieſelben dem Bedürfniſſe der dortigen Bevölkerung entſprechen. 
(Sehr richtig! rechts.) 

Meine Herren, ich mache Sie noch darauf aufmerkſam, daſs 
die Poſten, welche im vorigen Jahre für die Anſchaffung von 
Büchern und für die Erweiterung der Volksbibliotheken ausge— 
geben worden ſind, 16.000 fl. betragen haben und daſs in dem 
heurigen Budget für denſelben Zweck 13.500 fl. eingeſtellt ſind. 
Sie erſehen daraus, wie ich bereits bemerkt habe, daj8 wir in der 
Gründung und Erhaltung ſolcher Volksbibliotheken den Haupt— 
zweck des Volksbildungsvereines erblicken müſſen. 

Gehen wir nur einen Schritt weiter, zu einem anderen Theile 
der Zwecke des Volksbildungsvereines, zu den Vorträgen. In dieſer 
Beziehung hat allerdings der Herr Referent ein ſo mildes Urtheil 
nicht walten laſſen, wie in Bezug auf die Volksbibliotheken. Er 
hat dieſe Vorträge feuilletoniſtiſch, unzuſammenhängend, unſyſtematiſch 
und wie man jetzt mit einem modernen Worte es zu ſagen pflegt, 
nicht zielbewuſst gefunden. Nun, meine Herren, man mufs nicht 
verlangen, daſs alle Volksbildungsvereine oder Bildungsvereine 
eine Sache gleichmäßig behandeln werden. Ich will durchaus dem 
Arbeiterbildungsvereine und den Fachbildungsvereinen nicht nahe— 
treten. Ich bin überzeugt, dass dieſe Vereine, von denen eine ziemlich 
große Anzahl in Wien beſteht, ihren Zweck vollkommen erfüllen, 
und ich will ihnen auch nicht nachſagen, daſs fie die Ausbildung 
oft in einſeitiger Weiſe, vielleicht auch in politiſcher und national— 
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nun 


ökonomiſcher Beziehung, bieten. Aber es kann ein Verein, der nur für. 
einen beſchränkten Kreis von Perſonen zu wirken beabſichtigt, 
ganz anders vorgehen, als ein Verein, der ſich an die Allgemeinheit 
wendet. Wenn ich Mitgliedern eines Vereines die Erlernung der 
franzöſiſchen und engliſchen Sprache oder überhaupt die Erlernung 
einer Sprache ſyſtematiſch zuführen will, ſo kann ich dieſe Aufgabe 
nur auf einen kleinen beſchränkten Kreis von Perſonen ausdehnen. 
Ich bitte aber nicht zu vergeſſen, daſs dieſe Vorträge, die, wie 
geſagt, ſich an die Allgemeinheit wenden, allſonntäglich in den 
verſchiedenen Bezirken gehalten werden und dafs es ſich da um 
eine Zuhörerſchaft von Tauſenden handelt. Ich bitte, nicht zu 
vergeſſen, daſs in dieſen 200 Vorträgen, welche in den letzten 
Jahren gehalten wurden, 60.000 Zuhörer geweſen ſind und da 
kann man natürlich nicht eine Behandlung einſchlagen, welche 
ſyſtematiſch ausfeilt und einen Gegenſtand ex oflo bis zur letzten 
modernſten Entwicklung behandelt, da mufs ich mie auf einzelne 
Gegenſtände beſchränken, welche das Intereſſe der Zuhörer auregen 
und ihnen Gelegenheit geben, ſich daraus zu belehren. Es iſt das 
auch gar nicht übel, iſt es ja doch die Form, in welchem jeder 
einzelne ſeine Selbſtbildung vornimmt. 

In einem Gegenſtande hat man ſeine Fachbildung erhalten, 
in dieſem Gegenſtande wird man ſich auch im Leben ſyſtematiſch 
weiterbilden. Ich bin Juriſt, der zweite Mediciuer, der dritte 
Techniker, dies iſt ſein Fach, da wird er es anſtreben, ſyſtematiſche 
Kenntniſſe zu haben, da werden es auch die anderen von ihm 
verlangen. Aber was man ſonſt noch fürs Leben braucht, das 
klaubt man ſich eben in kleinen Partien aus, in Kunſtgeſchichte, 
in allgemeiner Geſchichte, in Geſundheitspflege, die dem einzelnen 
und ſeiner Familie ſo nahe liegen, da wird man durch Leſen von 
gemeinverſtändlichen Büchern, durch Anhören von gemeinverſtänd— 
lichen Vorträgen ſeine Kenntniſſe im einzelnen zu ergänzen ſuchen. 
So hat es auch der Volksbildungsverein organiſiert und ich finde 
an dieſer Organiſation nichts auszuſetzen und auch hier ſpricht der 
Erfolg dafür, daſs einem Bedürfniſſe der Bevölkerung entgegen— 
gekommen wird. Denn dieſe Vorträge ſind meiſt bis zum letzten 
Plätzchen gefüllt. 

Es iſt auch ſehr erfreulich und wünſchenswert, daſs der 
Volksbildungsverein in ſeine Vorträge auch die bildliche Dar— 
ſtellung, die augenfällige Darſtellung aufgenommen hat. Es iſt 
ſehr erfreulich, daßs er Concerte und Recitationen veranſtaltet, die 
der Bevölkerung Gelegenheit geben, die beſten Werke unſerer 
muſikaliſchen und literariſchen Claſſiker kennen zu lernen. Alſo ich 


finde, dafs die Zwecke des Volksbildungsvereines in dieſer Richtung 


ſehr gut gewählt ſind, die Ausführung eine tadelloſe iſt, und wenn 
man in dieſer Beziehung einen Vorwurf erhebt, ſo ſchmerzt mich 
dies insbeſondere gegenüber denjenigen, welche hingebungsvoll ihre 
Zeit, ihre Kenntniſſe geopfert haben, um in entfernten Bezirken 
der Stadt Vorträge zu halten, und es ſind unter dieſen Leuten 
Perſonen von hervorragender wiſſenſchaftlicher Bedeutung. Ein 
jeder hat gerne dem Rufe des Volksbildungsvereines Folge 
geleiſtet, mag es nun Hofrath Albert oder Lewinsky 
oder Director Brezina oder irgendwer geweſen fein; es 
ſind Koryphäen in ihrem Fache geweſen, die gerne dem Rufe 
des Volksbildungsvereines gefolgt ſind und unentgeltlich ihr 
Wiſſen und Können dem Vereine zur Verfügung geſtellt haben. 
(Bravo! rechts.) Nun, meine Herren, der zweite Theil der Thätig— 
keit des Vereines iſt wieder verhältnismäßig der billigſte, und 
wenn es ſich nur um die Vorträge handeln würde, ſo würde ſich 
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der Volksbildungsverein auch mit einer geringeren Subvention 


von Seite der Gemeinde begnügen können, mit der Subvention, 
wie er ſie früher hatte, von 500 fl., und mit der Zuſicherung, 
daſs ihm zum Zwecke der Veranſtaltung dieſer Vorträge die Loca— 
litäten ſo wie bisher unentgeltlich zur Verfügung geſtellt werden. 
Die Koſten dieſer Vorträge belaufen ſich auf circa 3400 fl., ſind 
alſo nicht fo bedeutend in Rückſicht auf das Geſammtbudget von 
25.000 fl., daj8 deswegen der Volksbildungsverein mit der Bitte, 
um eine höhere Subvention an den Gemeinderath herantreten 
würde. Wie ich bereits geſagt habe, dieſe Bitte um eine höhere Sub— 
vention rechtfertigt ſich nur durch das Beſtreben, in neuen Be— 
zirken neue Volksbibliotheken zu errichten. Ich kann auch nicht 
übergehen, dass auch in noch mancher anderen Richtung der Volks— 
bildungsverein ſehr ſegensreiche Gedanken gehabt und ſehr jegens- 
reiche Aufgaben durchgeführt hat. 

Ich mache darauf aufmerkſam, daſs der Volksbildungsverein 
ſich auch bemüht hat, einen Haushaltungs- und Kochcurs zu 
errichten; ich mache darauf aufmerkſam, dajs er eigentliche Lehrlings- 
curſe errichtet; in dieſen Lehrlingscurſen, die ſich auf einen engeren 
Kreis von Perſonen beziehen, hat er allerdings eine ſyſtematiſche 
Behandlung der Gegenſtände ſelbſt ſich zur Aufgabe geſtellt. 

Es iſt auch nicht unerwähnt zu laſſen, daſs durch Vermittlung 
des Volksbildungsvereines die regelmäßigen Beſucher der 
Bibliotheken Karten für die volksthümlichen Vorſtellungen im 
Burgtheater erhalten. Es iſt im letzten Jahre die namhafte Anzahl 
von 1600 Karten zu dieſem Zwecke den Beſuchern der Volks— 
bibliotheken zur Verfügung geſtellt worden. Es iſt ferner nicht 
unerwähnt zu laſſen, daſs der Volksbildungsverein die Herausgabe 
eines Buches vermittelt hat, deſſen Lectüre ich jedem der Herren 
hier im Saale auf das wärmſte empfehlen kann, und das iſt die 
Geſchichte Wiens von Guglia. Ich habe in keiner Geſchichte Wiens 
in einer fo allgemein faſslichen und klaren Weiſe z. B. die Heraus— 
bildung einer Stadt aus einer Hofburg geſchildert gefunden, wie 
in dieſem Buche. Das ganze Buch iſt in der That ſo geſchrieben, 
daſs man dem Verfaſſer nur ein Compliment machen kann, obzwar 
ich glaube, dass der Verfaſſer ſich durchaus nicht zur liberalen 
Partei hätte zählen wollen, ſondern, ſoviel ich dem Geiſte der 
Schilderungen entnehmen kann, eher ein Herr von großem, ſtrengem 
Conſervatismus iſt. Aber ich verſtehe ja die Sache von der Politik 
zu trennen. 

Ich habe ſchon in der Einleitung erwähnt, daſs Sie 
ein gewiſſes Vorurtheil gegen dieſen Verein in ſich aufgenommen 
haben, weil Sie der Meinung ſind — ich wiederhole die 
Worte, die ich früher gebraucht habe — das er ſich ſchuldig 
gemacht habe, der Buhlſchaft mit dem Liberalismus. Das iſt nun 
ganz unrichtig. Der Volksbildungsverein hat nichts ſorgfältiger zu 
vermeiden getrachtet, als die Politik in ſeine Zwecke hineinzumiſchen. 
Jeder Vortragende hat vorher ein Schreiben bekommen, in 
welchem er gebeten wurde, die politiſche Behandlung in ſeinem 
Gegenſtande vollkommen beiſeite zu laſſen. Ich mache die Herren 
darauf aufmerkſam, dafs ja in dem letzten Berichte über die Thätig— 
keit des genannten Vereines die Reſolution enthalten iſt, welche 
der Delegiertentag des Centralverbandes des Deutſch-öſterreichiſchen 
Volksbildungsvereines beſchloſſen hat und welche lautet: „Es iſt 
wünschenswert, dafs dieſe Curſe ſich nicht mit Gegenſtänden befaſſen, 
welche mit den ökonomiſchen oder nationalen Tageskämpfen in 
unmittelbarem Zuſammenhange ſtehen oder gar als Mittel der 
Propaganda irgendwelcher politiſcher Anſichten benützt werden.“ 
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(Hört! Hört! rechts.) Ich bitte alſo, der Volksbildungsverein hat 
es immer ausdrücklich betont und immer angeſtrebt, dafs er ſich 
ferne halte von dem politiſchen Getriebe und er hat dies nicht 
allein in Worten, ſondern auch in Thaten gekleidet; es gibt nicht 
eine Thatſache, welche zum Beweiſe dafür angeführt werden könnte, 
dafs der Volksbildungsverein von dieſen ſeinem aufrichtigen und 
wahren Streben abgewichen iſt, das politiſche Geſtreite aus ſeinen 
Zwecken vollkommen auszuſcheiden. (Bravo! rechts.) Allerdings hat 
der Herr Gem.-Rath Steiner darauf hingewieſen, daſs er in 
irgendwelchem Bauernhauſe Schriften des Volksbildungsvereines 
gefunden habe. Ich weils nicht, was das für Schriften waren — 
genannt hat er ſie nicht — ich weiß nicht, in welchem Bauern— 
hauſe das geweſen iſt. 

Ich kann ihm aber nur ſagen, das der Volksbildungsverein 
nur drei Druckſchriften herausgibt, das ſind: 1. die Placate, mit 
welchen er ſeine Vorträge in den einzelnen Bezirken am Sonntag 
ankündigt — da wird wohl gewiſs eine politiſche Agitation nicht 
enthalten ſein; 2. die Programme, in dieſen wird auch keine 
politiſche Agitation enthalten fein, und 3. läſst er einzelne der 
Vorträge abdrucken. Ich habe mehrere ſolche Vorträge hier. Der 
Herr College Steiner kann übrigens das ganze Verzeichnis der— 
ſelben durchſehen; er wird keinen Gegenſtand finden, der einen 


politiſchen Charakter hat. Oder wäre es vielleicht: „Der Zweck der 
Geſundheitspflege“, „Franz Grillparzer“, „Die einfachſte Art der 


Buchführung für den Gewerbsmann“, „über Volkslied und Volks— 
dichter“, „Ferdinand Raimund“, „Die Entſtehung und Ent: 
wicklung der öſterr.⸗ungar. Monarchie“, „Über die Verhütung der 
Tuberculoſe“? Das ſind alles volksthümliche Vorträge, welche 
ſchon nach dem Titel, wie die Herren mir zugeſtehen werden, es 
vollkommen ausſchließen, daſs irgendetwas von dem politiſchen 
Gezänke unſerer Zeit darin enthalten fein kann, und daſs irgend— 
wie darin eine politiſche Agitation auch nur im geheimen gewollt 
ſein könnte. 

Vielleicht aber, meine Herren, hat er die Volksbildungsblätter 
gefunden; dieſe ſind nicht von dem Volksbildungsvereine Wien 
herausgegeben, ſondern von dem Kremſer, dem Allgemeinen u.⸗ö. 
Volksbildungsvereine, der allerdings, wie ich anfangs meiner Rede 
bemerkt habe, der Mutterverein des jetzt als ſelbſtändiger Verein 
beſtehenden Volksbildungsvereines Wien iſt. Aber, meine Herren, 
ich ſtelle Ihnen hier auch Nummern zur Verfügung und bitte, ſie 
auf Herz und Nieren zu prüfen, jede aufmerkſam zu leſen. 
Wenn Sie finden, daßs eine darin enthalten ift, die einen politi— 
ſchen Charakter hat, dann will ich dem Herrn Gem.-Rathe Steiner 
rechtgeben. Sie finden da z. B. das deutſche Bauernhaus be— 
ſchrieben, hier iſt etwas aus dem oberbaieriſchen Gebirge ge— 
ſchildert, hier iſt eine Biographie des Erzherzogs Albrecht. Hier 
ſind einzelne Aufſätze, ſie beginnen mit dem Aufrufe: „Pflanzt 
Erzherzog Albrecht-Gedenkbäume“ ꝛc. Ich ſtelle dieſe Blätter 
jedem zur Verfügung, der ſie einſehen will, damit Sie ſich mit 
eigenen Augen überzeugen, dafs von einer politiſchen Agitation in 
dieſen Volksbildungsblättern nicht die Rede ſein kann. 

Aber nun hat Herr Gem.-Rath Steiner — er möge ent— 
ſchuldigen, wenn ich es offen ſage — wie es ſeine Gewohnheit 
iſt, einen Schlager gebraucht. Das war die Geſchichte mit dem 
Roſegger. Wer ihm dieſen Bären aufgebunden hat, weiß ich 
nicht, ich kann nur eines conftatieren : wahr iſt es nicht. Roſegger 
hat im März 1887 in Gemeinſchaft mit Anzengruber und Gabillon 
einmal bei einer Vorleſung mitgewirkt, bei welcher Gedichte in 
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verſchiedenen Mundarten vorgetragen worden ſind, unter anderen 
auch ſolche in ſteieriſcher Mundart von Roſegger. Dieſe Vorleſung 
war eine Vorleſung gegen Eintritt zu Gunſten des Volksbildungs— 
vereines, es war nicht ein Vortrag, wie er unentgeltlich programm— 
mäßig vom Volksbildungsvereine veranſtaltet wird. Soviel die 
Herren wiſſen, wohnt Roſegger nicht in Wien, es iſt alſo ſeit 
1887 kein Anlass geweſen, ihn zu irgendeiner Vorleſung ein— 
zuladen. Er ſelbſt iſt auch dieſer Meinung, denn ich habe hier 
einen Brief von ihm vom 23. Juni 1896, worin er erklärt, dass 
es unrichtig ſei, daßs er aus dem Volksbildungsvereine hinaus: 
gedrängt worden ſei. (Hört! rechts.) Im Gegentheile, er macht 
dem Volksbildungsvereine das Kompliment, daſs er ihn für ſehr 
unterſtützungsbedürftig und ſehr ſegensreich beſonders in einer 
Großſtadt hält. 

Aber noch ein großes Verbrechen ſoll geſchehen ſein. Seine 
Bücher ſollen hinausgeſchafft worden ſein aus der Volksbibliothek. 
Ich ſtelle auch hier dem Herrn Gem.-Rathe Steiner das Bücher— 
verzeichnis zur Verfügung, und zwar Nr. 2 und 6. Ich habe 
auch andere zuhauſe, habe ſie aber nicht mitgenommen, weil im 
weſentlichen die Bücher in den Volksbibliotheken gleich ſind. Er 
wird daraus erſehen, daſs in allen Volksbibliotheken die Schriften 
Roſeggers enthalten find, und dajs, wie aus dieſer Rechnung 
hervorgeht, am 8. Juni 1895 ſechs complete Roſegger-Ausgaben 
angeſchafft worden ſind. 

Alſo, meine Herren! Dieſe Behauptung, dafs Roſegger 
hinausballotiert und dafs ſeine Werke aus dem Volksbildungs— 


vereine hinausgeworfen worden ſind, iſt nicht richtig und, wie geſagt, 


ſtehe ich mit dieſen meinen Documenten zum beſonderen Nachweiſe 


dem Herrn Gem.⸗Rathe Steiner zur Verfügung, der dieſe Be— 


hauptung aufgeſtellt hat. 

Ich mufs bei dieſer Gelegenheit auch einen weiteren Irrthum 
des Herrn Gem.-Rathes Steiner berichtigen, der allerdings 
ſeine Rede improviſiert und daher den Bericht des Volks— 
bildungsvereines nicht genauer geleſen haben mag. Er hat geſagt, 
daſs die Einnahmen des Volksbildungsvereines 6000 fl. betragen 
und dass von dieſen Einnahmen die Gemeinde Wien mehr als 
die Hälfte beitragen ſoll. Das iſt ganz unrichtig. Wie aus dem 
Berichte des Volksbildungsvereines zu entnehmen iſt, und zwar 
Seite 48 und 49, find die Einnahmen im Jahre 1895 und 1896 
25.790 fl. 84 kr., d. i. alſo etwas ganz anderes, als was Herr 
Gem.⸗Rath Steiner behauptet hat. Es ſcheinen aber auch 
Parteigenoſſen von der Majorität eine ganz andere Anſchauung 
über dieſen Volksbildungsverein und über das Volksbildungsvereins— 
weſen im allgemeinen zu haben, denn es iſt mir mitgetheilt worden, 
daſs zum Beiſpiele Monſignore Scheicher den Volksbildungs— 
verein in Krems gelegentlich der letzten Verſammlung, zu welcher 
ein Delegierter von Seite der Gemeinde Wien nicht geſchickt worden 
iſt, auf das wärmſte begrüßt hat. Alſo, Monſignore Scheicher 
muss über dieſen Gegenſtand und die Wirkſamkeit des Volks— 
bildungsvereines einer anderen Anſchauung ſein als wie die Herren 
in der letzten Debatte ſich geäußert haben. 

Wenn wir eigentlich die Sache vom politiſchen Stand— 
punkte behandeln wollten, ſo würden wir alles thun, damit Sie 
nicht nur allein dieſe 500 fl. dem Volksbildungsvereine nicht 
bewilligen, ſondern dafs Sie ihm gar nichts bewilligen, denn 
ich bin überzeugt davon, daſs die Herren mit der Behandlung 
dieſer Frage einen Fehler begangen haben, und es könnte, 


wenn wir die Sache nur vom politiſchen Standpunkte aus be— 
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trachten würden, für uns nur erwünſcht ſein, wenn die Herren 
dieſen Fehler potenzieren. Die Herren haben aus dieſem Vereine 
einen Kampfverein gemacht, was ich ſehr bedauere, denn meine 
Sympathien für den Volksbildungsverein ſtammen hauptſächlich 
daher, weil hier nur ein ſachliches Bedürfnis Befriedigung finden 
ſollte und weil der Verein es ſo ſorgfältig vermieden hat, in das 


politiſche Getriebe hineinzuſteigen. Sie aber, meine Herren, haben 


durch die Behandlung in der letzten Sitzung dazu beigetragen, 
daſs dieſer Verein wirklich zu einem Kampfvereine werden wird, 
und ich weiß nicht, ob das nicht ſeinen edlen Zwecken eher ſchaden 
als nützen wird. Alſo, wie geſagt, meine Hernen, wir ſollten Sie 
eigentlich hineinhetzen, aber wir haben uns noch immer nicht ab— 
gewöhnt, ſolche Fragen ſachlich zu behandeln, und ſo ſtehe ich auch 
heute da und ich bitte Sie, den Beſchluſs des Stadtrathes nicht 
zu genehmigen. Ich bitte Sie im Intereſſe der Volksbibliotheken, 
welche begründet werden, die Subvention, welche der frühere 
Gemeinderath beſchloſſen hat und die Auszahlung derſelben zu 
genehmigen. 

Ich habe es bisher abſichtlich vermieden, die Rechtsfrage zur 
Erörterung zu bringen, weil ich der Auſchauung bin, daſs in 
dieſem Saale, der kein Gerichtshof iſt, die Rechtsfrage nicht in 
den Vordergrund geſtellt werden ſoll, weil ich auch der Anſchauung 
bin, dafs in dieſer Frage von Seite der Corporation nicht das— 
jenige geſchehen ſoll, was nach richterlichem Zwangs geſchehen muss, 
ſondern was nach der Pflicht geſchehen ſoll. In der ganzen Welt 
und zu allen Zeiten zahlt man diejenigen Schulden eher, welche 
ſogenannte Ehrenſchulden ſind, und das iſt gegründet auf einem 
ganz natürlichen Gefühle. Dasjenige, was ich als freier Mann 
machen kann, mache ich viel eher, als was von einem anderen 
befohlen wird, was ich mache auf Grund eines Zwanges. 
bin daher der Anſchauung, dafs der Gemeinderath dieſen Grundſatz 
in den Vordergrund ſtellen ſoll, und deshalb habe ich es vermieden, 
auf die Rechtsfrage zu ſprechen zu kommen, weil ich nicht ſagen 
will, du muſst das thun, ſondern weil ich dem Gemeinderathe 
zurufen will: „Du ſollſt das thun; es iſt eine Ehrenpflicht, die du 
zu erfüllen haſt, den Beſchluſs, den der Gemeinderath nun einmal 
gefaſst hat, mag feine Majorität fo oder jo zuſammengeſetzt fein, 
den Beſchluſs, den der Gemeinderath nun einmal gefaſst hat, 
auszuführen.“ Gemeinderath bleibt Gemeinderath nach außen hin, 
wie er nach innen auch zuſammengeſetzt ſein mag, und es iſt eine 
unrichtige Auffaſſung, wenn man gleichſam meint, ein Gemeinde— 
rath mit einer neuen Majorität iſt ein anderes Ding, als der 
frühere Gemeinderath. Dasjenige, was der Gemeinderath beſchloſſen 
hat, ſoll der Gemeinderath auch einlöſen, ſein Wort ſoll er auch 
halten. Würden Sie, meine Herren, meiner Warnung nicht 
folgen, dann würden Sie es nur ſich ſelbſt zuzuſchreiben haben, 
wenn der Ruf erneuert durch die Welt geht, das Sie gegen die 
Aufklärung ſind. Das hat der Herr Gem.-Rath Steiner aller— 
dings als ein Schlagwort bezeichnet. Ich kann nur verſichern, er 
verkennt unſere Situation und unſere Abſichten vollkommen, wenn 
er glaubt, daſs wir uns jetzt bemühen, mit Schlagwörtern zu 
arbeiten. Ich für meine Perſon habe das immer vermieden, und 
ich glaube, daßſs jeder, der mich längere Zeit kennt, der mich hier 
in dieſem Saale gehört hat, auch wenn er den Herren Gegnern 
angehört, mir das Zeugnis ausſtellen wird, daſs ich mich nach 
beſtem Wiſſen und Gewiſſen bemüht habe, nie mit Schlagwörtern 
zu arbeiten. Wir haben es jetzt um ſo weniger nöthig, und ich 
in jedem Falle das— 


bin perſönlich von der Anſicht durchdrungen, 


Ich 
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jenige zu vertreten, was ich nach meiner innerſten Überzeugung 
für richtig halte, ob das einen Wählerkreis kränkt oder nicht, ob 
wir dadurch Wähler gewinnen oder Wähler verlieren, das iſt mir 
gleichgiltig. (Beifall rechts.) Ich halte es in unſerer gegenwärtigen 
Situation für das einzig richtige, jede Frage nach ſeinem innerſten 
Kerne zu prüfen und dasjenige zu vertreten, was man in dieſem 
Falle für das richtigſte hält, ganz abgeſehen von den Folgen. 
Das möchte ich dem Herrn Gem.-Rathe Steiner ſowohl geſagt 
haben, als auch dem Herrn Referenten, welcher glaubt, dajs wir 
nun die Fuchsfallen, nachdem wir ſie nicht mehr offen ſtellen 
können, mit grünem Reiſig verdecken. Ich kann ihm die Ver— 
ſicherung geben, wir wollen keine Fuchsfallen mehr ſtellen. (Ge— 
lächter links.) Wir wollen nur, dafs die Herren arbeiten, dass Sie 
durch Ihre Thaten zeigen, ob Sie ihre Verſprechungen halten 
können, die Sie gegeben haben. Wenn Sie etwas wirklich beſſer 
machen werden als wir, dann werden wir es ganz offen und 
neidlos anerkennen, wenn Sie es aber nicht beſſer machen werden 
als wir, dann werden wir um ſo glänzender gerechtfertigt daſtehen 
und es wird wenigſteus die Geſchichte ein anderes Urtheil über 
uns ausſprechen, als der Augenblick. 

tun, meine Herren! Sie dürfen das eine nicht vergeſſen, 
daſs allerdings in Ihrer Partei und von hervorragenden Ver— 
tretern Ihrer Partei ſich immer eine große Feindſchaft gegen die 
Aufklärung gezeigt hat. Ich meine die antiſemitiſche Partei. Mir 
fällt gerade ein, daſs zum Beiſpiel in Paris ſich vor nicht langer 
Zeit ein Schwindel abgeſpielt hat mit einer Hellſeherin namens 
Madame Couedon. Wer hat ſich dieſer ganzen Sache ange— 
nommen? Die „Libre parole“ des Monſieur Drumont. Ich 
erinnere mich vor einem Jahre eine Broſchüre geleſen zu haben 
unter dem Titel: „A Son Excellence Monseigneur Agliardi“, 
welche gelegentlich des Beſuches des Cardinals Schönborn in 
Rom erſchienen iſt und welche gegolten hat als der Brief des 
Fürſten Liechtenſtein, welchen er an Monſeigneur Agliardi ge— 
richtet hat. 

Ich weiß nicht, ob einer der Herren die Broſchüre geleſen 
hat. Sie iſt ſehr intereſſant. (Unruhe links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte, den Herrn 
Re der nicht zu unterbrechen, wenn es auch nicht zur Sache gehört, 
ſo liegt doch nichts daran. 

Gem.-Nath Dr. Nechausky: 
es beleuchtet die Aufklärungsfrage. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte fortzufahren. 
Die Frage hat mit Drumont und Liechten ſtein nichts 
zu thun. 

Gem.-Nath Dr. Nechansky: Aber Fürſt Liechtenſtein 
hat mit der antiſemitiſchen Frage viel zu thun. Ich bin übrigens 
ja bald zu Ende. Ich wollte nur darauf hinweiſen, daſs Sie in 
dieſer Schrift das Programm der antiſemitiſchen Partei finden. 
In dieſer Schrift finden Sie die Bemerkung, daſs der Kampf 
nicht gegen die Juden, nicht contre les juifs, ſondern contre le 
juit, gegen den Juden gehe, und dort wird der Jude als der 
geſchildert, der eigentlich — wenn man es klar nimmt — alles 
das in ſich aufgenommen hat, was die Humanität, was die Be— 
ſtrebungen des deutſchen Volkes ſeit der Reformation geſchaffen 
haben. (Gelächter links.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich bitten, Herr 
Redner, finden Sie nicht, dajs es denn doch mindeſtens eine — 
wie ſoll ich mich ausdrücken — mindeſtens keine Ehrung des 


Es gehört zur Sache, denn 
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deutſchen Volkes iſt, wenn Sie jagen, dafs alle Gefühle des 
deutſchen Volkes jetzt in den Inden verkörpert find. (Rufe rechts: 
Er citiert nur!) 

Gem.-Nath Dr. Nehansky: Ich bitte, der Herr Vor— 
ſitzende hat mich ganz miſsverſtanden, was daher kommt, weil er 
dieſen Brief wahrſcheinlich nicht geleſen hat. Ich habe geſagt: Es 
wird als Je juik einer geſchildert, der — jagen wir — ein Frei— 
geiſt iſt, der die Gedanken der Humanität, der Philoſophie in 
ſich aufgenommen hat, ſo wie ſie Kant, Hegel, Schelling 
und Schopenhauer in ſich aufgenommen haben. Das iſt 
alles ein „le juik“, und in der That werden in vielfacher Be— 
ziehung von Seite dieſer Partei derlei Fragen angegriffen und 
behandelt. 

Nun, meine Herren, ich ſage Ihnen nochmals, wenn Sie den 
Beſchluſs, welchen der Stadtrath Ihnen vorſchlägt, annehmen, ſo 
kommen Sie in Gefahr, als Feinde der Aufklärung zu gelten. 
Denn, wenn Herr Gem.-Rath Steiner die perſönliche Meinung 
hat, was ich gar nicht beſtreite, das Bildung ſtark mache, fo 
mufs ich ihm ſagen, weder er, noch ſeine Partei haben bisher den 
Beweis geliefert, dafs ſie für Bildung etwas thun. (Widerſpruch 
links.) 

Dice-Bürgermeifter Dr. Tueger: Bitte, laſſen Sie den 
Herrn Redner zu Ende ſprechen. 

Gem.⸗Nath Dr. Nechansſiy: Meine Herren, ich überlaſſe 
dieſe Erwägung Ihnen und ich bitte Sie nochmals, ſo wie die 
Vorredner meiner Partei ſ es gethan haben, den Stadtraths-Antrag 
abzulehnen und dem Antrage zuzuſtimmen, den College Maher 
geſtellt hat. 

Ich bitte Sie, dieſen Betrag zu bewilligen, nicht allein des— 
wegen, damit neue Volksbibliotheken gegründet werden können, 
ſondern weil Sie auch damit die Ehre des Wiener Gemeinderathes 
wahren. (Beifall und Händeklatſchen links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Es gelangt der Herr 
Generalredner pro Gem.-Rath Dr. Pommer zum Worte. 

Gem.-Nath Dr. Vommer: Meine Herren! Ich werde mich 
bemühen, möglichſt ſachlich und womöglich noch ſachlicher zu 
ſprechen nicht nur zu Beginn meiner Rede, ſondern auch zum 
Schluſſe derſelben. Zunächſt aber möchte ich mich gegen eine 
Methode wenden, die der Herr Vorredner benützt hat, die Mode 
geworden iſt in neueſter Zeit, die auch ſchon in früherer Zeit 
Mode war und die Schopenhauer, der von meinem Vorredner 
citierte Philoſoph, in ſeiner Euriſtik behandelt, in welcher er alle 
dieſe Stratageme zuſammenſtellt, alle Kniffe und Methoden, mit 
denen man gegen Gegner aufzutreten beliebt, die man ſachlich 
ſonſt nicht unterkriegen kann. Es iſt dies die Methode der falſchen 
Verallgemeinerung und das Stratagem der Conſequenzmacherei, wie 
es in dem bekannten Aufſatz von Schopenhauer zu finden iſt. Wir 
ſprechen hier von dem Wiener Volksbildungsvereine und nun wird 
die Sache verallgemeinert und es wird geſagt: „Ihr ſeid gegen den 
Wiener Volksbildungsverein? Nein, Ihr ſeid gegen jeden Volks— 
bildungsverein“; es wird die falſche Conſequenz gezogen: „Ihr ſeid 
gegen jede Bildung.“ 

Das iſt ein ganz verwerflicher Kunſtgriff, eine ganz ver— 
werfliche Finte im Kampfe (Beifall links), und ich würde wünſchen, 
dafs ſich kein hochgebildeter Mann ſchuldig mache, dieſe Finte zu 
benützen. Es geht auch ohne dieſelbe. (Sehr richtig! links.) 

Ich bitte mir nicht den Vorwurf zu machen, daſs ich einen 
abweſenden Verein angreife, wie dieſer Vorwurf das letztemal 
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gegen uns geſchleudert wurde. Dieſer Verein iſt inſofern anweſend, 
als ſeine Berichte hier vorliegen und ich werde mich in meinen 
weiteren Ausführungen ſtrenge an einen dieſer Berichte aus dem 
Jahre 1894 halten; der Herr Referent hat ſich die anderen Berichte 
vorbehalten. Es iſt ferner Herr Gem.-Rath Dr. Wogler noch im 
Hauſe, der — ich glaube — im Ausſchuſſe dieſes Vereines ſitzt, 
und man kann alſo nicht wohl davon ſprechen, wie es neulich 
geſchah, daſs wir einen abweſenden Verein angreifen. 

Laſſen Sie mich nun eingehen in die Frage, warum ſind wir 
Gegner dieſes Vereines? Ich will nicht den Jahresbericht auf— 
ſchlagen und Ihnen die Mitgliederliſte zu Gemüthe führen (Ge— 
lächter links), Herr Gem.-Rath Steiner hat ſchon bezeichnende 
Proben aus dieſer Liſte gegeben und ich könnte dieſe Proben um 
ein Erhebliches vermehren. Eine beiläufige Abſchätzung der Zu— 
ſammenſetzung des Vereines ergibt für mich die Thatſache, dass 
etwa ein Drittel der Mitglieder nicht dem arariſchen Stamme 
angehört. Der Reſt aber ſetzt ſich zum allergrößten Theile aus 
Perſonen einer ganz beſtimmten politiſchen Richtung zuſammen, 
die wir eben bekämpft, über die wir geſiegt haben und über die 
wir hoffen, auch auf die Dauer Sieger zu bleiben. 

Warum ich das anführe? Es iſt in einem Blatte geſagt 
worden: die vielen Juden zahlen ja, die wollen ja vom Vereine 
nichts, die geben ihm was. Wahr! Mir wäre lieber, fie würden 
von dem Vereine was nehmen, als ſie würden ihm etwas geben. 
Warum? Weil der Verein in ſeiner ganzen Richtung durch ſeine 
Mitgliedſchaft gekennzeichnet iſt, weil der Geiſt, der ſich in der 
Mitgliedſchaft kundgibt, nothwendigerweiſe ſich auch ausdrückt in 
der Leitung des Vereines, in der ganzen Richtung, die der Verein 
einnimmt und einnehmen muſs. Wenn uns einige Herren anti— 
liberaler, antiſemitiſcher Geſinnung als Mitglieder des Vereines 
genannt worden ſind, ſo ſtelle ich Ihnen die Gegenfrage, ob dieſe 
ganz ſparſam geſäeten Exemplare von Ihnen und von der Ma— 
jorität der Mitglieder des Vereines für geeignet befunden würden, 
maßgebend in dieſem Vereine, leitend in demſelben zu ſein? Iſt 
es ein Zufall — ich will dies annehmen, meine Herren — daſs 
in den Recitationsvorträgen der echt kerndeutſche Dichter Uhland 
nur ein einzigesmal zum Worte gekommen iſt, Heine dagegen fünf— 
mal? Ich citiere den Jahresbericht: Iſt es ein Zufall — ich will 
es annehmen — und keine böſe Abſicht, dass bei den muſikaliſchen 
Aufführungen unſer volksthümlicher Haydn Imal, Mozart IImal, 
dagegen Mendelsſohn 19 mal vorkommt? (Gelächter links.) Ich 
will, wie geſagt, annehmen, dais es ein Zufall iſt und ich impu— 
tiere dem Vereine keine böſe Abſicht. 

Laſſen Sie mich zum Verzeichnis der Vorträge übergehen, 
die ſo hoch geprieſen worden ſind. 

Ich ſchicke voraus, dass ich einen anderen Begriff, eine 
andere Vorſtellung von dem Weſen der Bildung und namentlich 
der Volksbildung habe, als ſich hier in dieſem Programme, in 
dieſem Verzeichniſſe der Vorträge kundgibt. Sie finden hier einen 
Vortrag, der an und für ſich äußerſt intereſſant ſein kann, nämlich 
über Spanien und Marokko. Ich glaube aber das Näherliegende 
wäre, dem Volke — und für das Volk, für die breiten Schichten 
des Volkes ſollten dieſe Vorleſungen doch berechnet ſein — das 
ſich kaum in dem Wiener Walde auskennt, ſeine eigene Heimat 
kennen zu lehren, als vom Fez und Marokko zu ſprechen. Es iſt 
natürlich, dafs man auch da die Säle voll bekommt; aber darum 
ſollte es ſich dem Vereine nicht handeln. Man ſollte eben nicht 
ohne jede Einſchränkung an alles denken und für alle arbeiten 
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wollen; dann iſt es eben nicht möglich, für diejenigen zu wirken, 
für welche man am allernächſten zu arbeiten hätte, das ſind die 
breiten Schichten des Volkes, welche die Bildung an der Volks— 
ſchule gar nicht oder nicht vollſtändig genoſſen haben oder dieſe 
Bildung eben ergänzen wollen. Für Mittelſchüler oder abſolvierte 
Mittelſchüler hat man ſich nicht zu bemühen, für dieſe bemüht 
ſich die Schule; ſo lange dieſe in der Schule ſind, iſt es beſſer, 
ſie bleiben in der Schule, als ſie laufen in ſolche Vorträge. 
Wenn ſie aus einer Schule hervorgegangen ſind und was Tüchtiges 
gelernt haben, dann wiſſen ſie ſich ſelber und beſſer fortzubilden, 
nämlich fortzubilden aus dem Beſten, was es gibt, aus den 
Originalſchriften. Das iſt immer mehr wert, als Vorträge 
darüber. | 

Alſo nicht ohne jede Einſchränkung hätte in der Weiſe vor— 
gegangen werden ſollen, man hätte Rückſicht nehmen ſollen auf 
die große Menge des Volkes, man hätte bei einzelnen Vorträgen 
bemerken müſſen: Dieſer Vortrag iſt berechnet für einen, der 
Volksſchulunterricht genoſſen hat, für einen, der Bürgerſchul— 
unterricht genoſſen hat, oder meinetwegen, wenn es fein mufs, für 
einen, der die Mittelſchule oder die Fachſchule abſolviert hat. 
Sollen das wirklich Vorträge ſein, die für die große Maſſe des 
nach wahrer Bildung dürſtenden Volkes paſſend ſind, wenn Sie 
ihm zur Vorleſung über das atheniſche Staatsweſen ein Licht der 
neuen Forſchung bieten, ſoll die Gegenwart für die Kreuzzüge 
intereſſiert werden? Wenn einmal ein praktiſcher Vortrag da iſt, 
wie — ich glaube in früheren Jahren — ein Vortrag über das 
Verhalten im Wochenbette, ſo möchte ich denn doch die Frage 
ſtellen, ob in der Ankündigung dieſes Vortrages auch gejagt war 
und darauf geſehen worden iſt, dass zu einem ſolchen Vortrage 
nur Perſonen weiblichen Geſchlechtes und zwar nur erwachſene 
zugelaſſen werden. (Sehr richtig! links.) Ich weiß nicht, ob es fo 
gehalten worden iſt, ich habe vergeblich nach einer diesbezüglichen 
Bemerkung auf den vielen Placaten, die jahraus jahrein in Hülle 
und Fülle angeſchlagen waren, geſucht. Dieſe Placate habe ich zu 
einer Zeit genau ſtudiert, wo ich noch nicht Gemeinderath war, 
wo ich noch gar nicht daran dachte, daſs ich mich in den Gemeinde— 
rath werde wählen laſſen. Zu dieſer Zeit ſchon war ich vielfach 
über das empört, was ich auf dieſen Placaten habe leſen müſſen, 
inſofern empört, weil die craſſeſten Dinge, die ſonderbarſten Zu— 
ſammenſtellungen neben ganz guten Sachen vorgekommen ſind. 
Ich bitte, iſt das ein Vortrag für die breiten Schichten des Volkes: 
„Die Entwicklungsgeſchichte der Sonate“? Ich bin ſelbſt Muſicus. 
Ich frage Sie, wie viele von Ihnen ſind Muſiker und wie viele 
wiſſen darüber eine Auskunft zu geben? Halten Sie es für noth- 
wendig, dass man für die breiten Schichten einen ſolchen Vortrag 
hält? oder einen Vortrag über Paracelſus? Die Aufgabe — 
damit will ich dieſes Capitel abthun — iſt nach meiner Meinung 
enger zu begrenzen. Die Hauptſache iſt: unſerem Volke, das in 
der That nach Bildung dürſtet, nach Bildung hungert, Hausbrot 
und nicht Zuckerwerk zu reichen. (Beifall links.) 

Es mag ein Vortrag über Spreng- und Exploſivſtoffe ſehr 
lehrreich für gewiſſe Kreiſe ſein. Ich möchte dieſe Kreiſe nicht weiter 
belehrt wiffen. (Bravo! links.) Ich glaube, auch ein Vortrag über 
Kaiſer Juſtinian iſt in der Gegenwart für das große Volk — 
wie ſoll ich ſagen — nicht mehr ſo nothwendig zur Bildung. Ich 
ſchließe mit dem Vortrage des Herrn Profeſſors Dr. S. Mekler: 
„Epicur, ein Wohlthäter der Menſchheit.“ Meine Herren! Ich 
bin ſelbſt Philoſoph und philoſophiſch gebildet — ſagen wir — 
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geweſen. Es ſitzen ja auch noch andere da, wie ich gehört habe, 
die ſich mit Philoſophie beſchäftigt haben; was wiſſen wir, die 
wir uns doch alle zu den Gebildeten rechnen, namentlich Sie, 
meine Herren von der Gegenſeite, von dieſem großen Wohlthäter 
Epicur? Ich erinnere mich, geleſen zu haben, dafs der Mann aus 
ſeinen Lehren Auszüge verfaſst hat, ein Weiterſtreben über dieſe 
ſeine Lehre nicht geduldet und ſeine Schüler angehalten hat, dieſe 


Auszüge wörtlich auswendig zu lernen — alſo Dogmatismus in 


ſchönſter Form. Ich erinnere mich, daſs einer feiner Hauptſätze in 
Bezug auf die Wiſſenſchaft dahin geht, dafs die theoretiſchen 
Wiſſenſchaften keinen Wert haben, wenn ſie nicht praktiſch ver— 
wertet werden können: Steige herab von deiner Höhe, Aſtronomie, 
ſoweit du nicht bereit biſt, dem Kalendermacher zu dienen. 

Heraclit, der Alte, wendet ſich gegen die Vielwiſſerei: IEE 
4 Score: — das heißt zu deutſch: Vielwiſſerei bildet den Sinn 
nicht. Das iſt auch meine Meinung. 

Beſehen Sie ſich den Beſuch. Von 63.000 Beſuchern entfallen 
volle 33.000 auf muſikaliſche und Recitationsvorlräge. Man bietet 
alſo mehr Unterhaltung als Belehrung. Ich nenne das gut, aber 
doch nicht ſehr wünſchenswert. 

Ein merkwürdiges Eingeſtändnis macht in dieſer Beziehung 
der Bericht des Vereines ſelbſt auf Seite 19 (liest): „Daſs be— 
lehrende Vorträge manchmal von nur 20 oder 30 nie von mehr 
als 100 Zuhörern beſucht werden, während zu einer Recitation 
400, 500, ja 800 Perſonen ſtrömen, iſt ein Zeichen, dafs wir 
dort den früher beſtandenen Zuſammenhang mit den nach ernſter 
Belehrung verlangenden Schichten der arbeitenden Claſſe verloren 
haben.“ 

Offenbar deshalb, weil die Belehrung nicht derart geweſen 
ſein wird, wie dieſe Claſſen ſie gewünſcht haben. | 

Ich gehe auf die jo viel geprieſenen Volksbibliotheken über, 
die, wie geſagt worden iſt, bisher von keiner Seite angegriffen 
worden ſind. Ich werde beſtrebt ſein, mich möglichſt kurz zu faſſen. 
Was wird geleſen? iſt die erſte Frage. Ausgegebene Bände waren: 
Claſſiker 11.000, naturwiſſenſchaftliche Werke 4000, dagegen 
156.000 Romane und Unterhaltungsſchriften, das heißt Claſſiker 
4 Percent, naturwiſſenſchaftliche Werke 1 Percent, Romane und 
Erzählungen 63 Percent. Wer liest ferner dieſe Maſſe von 
Romanen und Unterhaltungsſchriften? Lehrlinge zu 9 Percent, 
Handels⸗ und Gewerbetreibeude zu 12 Percent, Arbeiter und ge— 
werbliche Gehilfen zu 24 Percent und Frauen und Mädchen zu 
30 Percent, in Summa 75 Percent wenden ſich in dieſer 
Richtung der Lectüre zu. 

Ich mache keinen Vorwurf daraus; es iſt im Volke nicht nur 
das Bedürfnis nach Unterricht, ſondern auch nach Unterhaltung 
vorhanden. Wollen Sie nicht außeracht laſſen, hier Ordnung zu 
ſchaffen und wollen Sie nicht nachgeben den Inſtincten der großen 
Menge, ſondern die große Menge auf die richtigen Wege lenken. 
Es wird übrigens noch ſchlechter; der Leſeverbrauch wächst auf 
dem Gebiete der Romane von 60 auf 63 Percent, bei den 
Claſſikern nimmt er ab von 5 auf 4 Percent. Das erregt Bedenken. 
Auf Seite 15 wird einbekannt, dafs die belletriſtiſche Abtheilung 
jährlich um einige Hundert vermehrt wird, dass aber begreiflicher- 
weiſe neue Claſſiker beizuſtellen nicht nöthig iſt, weil die Claſſiker 
nicht aus der Erde wachſen, weil es keine gibt. Man ſoll aber 
dieſe Claſſiker in mehreren Exemplaren anſchaffen. Das Einge— 
ſtändnis, daſs die wiſſenſchaftlichen Abtheilungen viel zu wünſchen 
übrig laſſen, wird auch auf Seite 5 wiederholt. Ich mache Sie 
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beſonders auf eine Stelle aufmerkſam, weil ſie zeigt, von welchem 
Geiſte die Vereinsleitung erfüllt iſt. Die Stelle iſt vielleicht nur 
unglücklich ſtiliſiert, aber man ſieht, es kommt dem Vereine nicht 
auf die Qualität des Geleſenen, ſondern auf die Zahl feiner Prä— 
numeranten mit einer großen Zahl von Entlehnungen an. Dort 
heißt es (liest): 

„Wir dürfen im erſten Jahre etwa 200.000 Buchentlehnungen 
erwarten, womit wir ſämmtliche Volksbiblidtheken des Continents 
ſchlagen.“ Alſo ein neuer Record, ein neuer Sport iſt geſchaffen! 
(Heiterkeit.) „Der großartige Umſatz der Leopoldſtädter Bibliothek 
hat es auch bewirkt, daſs die Wiener Volksbibliotheken im Laufe 
dieſes Jahres in Bezug auf Zahl der Benützungen die Berliner 
Volksbibliotheken weit übertreffen.“ 

Nun alſo, meine Herren, auf dieſem Gebiete erlauben Sie 
mir jetzt nur noch ein Citat des von dem Herrn Vorredner ge— 
nannten Philoſophen Schopenhauer, der ein großer und bedeuten— 
der Mann, aber leider zufälligerweiſe auch ein Antiſemit ge— 
weſen iſt (Heiterkeit.): „In Hinſicht auf unſere Lectüre iſt die Kunſt, 
nicht zu leſen, höchſt wichtig; fie beſteht darin, daſs man beim 
großen Publicum beliebte und keineswegs Lärm machende Tages— 
literatur, wie in den Romanen, Poeſien u. dgl. nicht etwa auch 
in die Hand nehme“ — und er ſchließt an dieſer Stelle — „man wende 
vielmehr die knapp bemeſſene, dem Leſen beſtimmte Zeit den Werken 
der groß en, die übrige Menſchheit überragenden Geiſter aller 
Zeiten und Völker zu, nur dieſe bilden und belehren weiter.“ (Rufe: 
Richtig!) Sonſt gilt von uns das Wort, das Goethe dem Theater— 
director über das Publicum ſagen läſst: „Zwar ſind ſie ans 
Beſte nicht gewöhnt, allein ſie haben ſchrecklich viel geleſen.“ 
(Heiterkeit. 

Ich will aber nicht nur tadeln und bemängeln, ſondern auch 
loben und auch am Schluſſe meiner Ausführungen ſachlich bleiben. 
Es iſt lobenswert, daſs der Verein Unterrichtscurſe in die Welt 
geſetzt hat; ſchade, daſs das Kind von nicht langer Lebens— 
dauer war. 

Auf Seite 37 des Berichtes finde ich bemerkt, daſs dieſe 
Unterrichtscurſe im Jahre 1894 aufgelaſſen werden müſſen, an⸗ 
geblich, weil kein Geld dafür vorhanden iſt und vorhanden war 
infolge der Verweigerung der Subvention durch den Landesaus⸗ 
ſchuſs. Aber auch hier meine ich, dafs die Gegenſtände für dieſe 
Unterrichtscurſe nicht beſonders glücklich gewählt worden waren. 

Man beginnt allerdings in den Schulen gewöhnlich mit der 
alten Geſchichte, wenn man aber das Volk bilden ſoll, beginnt 
man nicht mehr mit der alten Geſchichte, ſondern da beginnt man 
mit der neuen Geſchichte. — Sehr gut und ſehr lobenswert iſt die 
Veranſtaltung der Koch- und Haushaltungsſchule durch die Hof- 
räthin Frau Migerka. Die Erhaltungskoſten betragen 1000 fl. 
Meine Herren! Der Verein trägt nach dem Ausweiſe nur 200 fl. 
dazu bei und alles andere hat die edelgeſinnte Dame durch eigene 
Agitation beigeſtellt. Ich weiß, daſs die Dame und ihr Gemahl 
hochliberal ſind; ich lobe ſie trotzdem. Das iſt geſchehen in ſtiller 
Thätigkeit und ohne Reclame. Sehen Sie dagegen, wie es mit 
den Vorträgen beſchaffen iſt, wie durch Ankündigungen an allen 
Mauerecken fortwährend Reclame gemacht wird, wohl auch eine 
berechtigte Kritik herausgefordert wird. Ich glaube, dieſe Reclame 
iſt zu theuer erkauft; die Druckkoſten betrugen in dieſem Jahre 
1200 fl.; Anzeigen in der Zeitung, glaube ich, würden genug ſein. 

Man hat letzthin uns Deutſchnationale apoſtrophiert, wie 
wir dazu kämen, uns gegen die Subvention zu verwahren. 
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Es geſchieht dies, weil wir die Bildung nicht einſeitig als 
Verſtandesbildung auffaſſen, weil wir ſie nicht einſeitig als 
kosmopolitiſche Bildung wünſchen, ſondern als nationale, weil wir 
ſie nicht identificieren mit einer Unſumme von verſchiedenartigem 
Wiſſen, das von allen Seiten zuſammengerafft wird. Wir 
glauben, die Bildung des Volkes mufs national fein, für unſer 
Volk und durch unſer Volk. (Bravo! links.) Achten wir, meine 
Herren, achten wir alle, daſs aus der Bildung des Volkes nicht 
Verbildung des Volkes wird. Wir haben kein Vertrauen zu dem 
Vereine, deshalb ſind wir gegen denſelben. Die Leiſtung der Ge— 
meinde durch Beiſtellung von Localitäten für Vorträge und die 
Curſe, ferner die unentgeltliche Beleuchtung, Beheizung iſt groß. 
Der Gemeinderath will noch 500 fl. für den Verein gewähren, 
das iſt genug, weitaus genug, ſo lange nicht Wandel geſchaffen 
wird. Laſſen Sie mich zum Schluſſe auf die Bemerkungen des 
Hauptblattes ihrer Partei kommen, nämlich der „Neuen Freien 
Preſſe“. Die „Neue Freie Preſſe“ hat geſagt, der Antrag Tomola 
ſei nur Schein, ſie hat in einem und demſelben Satze erklärt, ich 
— ein Lehrer natürlich, ſei beſtimmt, auch das noch umzubringen. 
Sie hat geſagt, es liege ein Beſchluſs des Bürgerclubs vor, und der 
Herr Oberregiſſeur Lue ger hat das jo eingefädelt. (Heiterkeit links.) 

Ich erkläre, daſs das von A bis Z unwahr iſt (Rufe links: 
Erlogen!) und ich erkläre Ihnen, dafs der Bürgerelub ſich mit 
dieſer Angelegenheit gar nicht beſchäftigt hat, daſs mir Herr Dr. 
Lueger gar nicht geſagt hat, ich möge ſo oder ſo ſtimmen oder 
ſprechen, dafs ich das, was ich gethan habe, aus eigenem Willen 
und aus innerſter Überzeugung gethan habe. 

Die „Neue Freie Preſſe“ hat bisher mein Streben vollſtändig 
ignoriert, jetzt beginnt ſie mich zu bekämpfen. Ich fühle mich 
dadurch geehrt. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) 

Vice-ürgermeiſter Dr. Cueger: Herr Dr. Vogler zu 
einer thatſächlichen Berichtigung. 

Gem.-⸗Nath Dr. Vogler (zur thatſächlichen Berichtigung): Das 
Weſentliche, was ich thatſächlich berichtigen wollte, iſt eigentlich 
ſchon von dem Herrn Generalredner von dieſer Seite berichtigt 
worden, das ſind nämlich die Behauptungen geweſen, die der Herr 
Gem.⸗Rath Steiner vorgebracht hat. Insbeſondere die Bes 
hauptung bezüglich des Schriftſtellers Roſegger iſt in gebürender 
Weiſe berichtigt worden, ebenſo die Behauptung, dass der Verein 
6000 fl. Einnahmen habe, von welcher Summe die Gemeinde die 
Hälfte gebe. Ich möchte jetzt nur bemerken, daſs, wenn der Herr 
College Steiner davon geſprochen hat, dass der Volksbildungs⸗ 
verein Druckſchriften in das Land hinausſende, und daſßs das Geld 
zu Agitationszwecken verwendet werde, dies gleichfalls unbedingt 
auf einer vollſtändig unrichtigen Information beruhen muss. 

Flugſchriften ſendet der Verein gegenwärtig nur in dem, 
Zeitungsblatte „Das öſterreichiſche Volksbildungsweſen“ und in 
den als Beilageblatt erſcheinenden, von Herrn Dr. Nechansky 
bereits angeregten Vorträgen, und die Geſammtſumme im ver⸗ 
gangenen Jahre betrug dafür 323 fl. 1 kr. und es kann daher 
nicht geſprochen werden, dass das ſolche Unſummen find, wie es 
Herr Gem.⸗Rath Steiner bemerkt hat. 

Ich möchte, nachdem ich gerade beim Worte bin, auch be— 
richtigen, was Herr Gem.-Rath Pommer bezüglich der Haus- 
haltungsſchule geſagt hat. Für das Jahr 1895 beträgt die Aus⸗ 
gabe dafür nicht 200 fl., ſondern 380 fl. Es iſt übrigens gewiſs 
ſehr lobenswert, wenn für die Haushaltungsſchule auch von 
anderer Seite Beiträge einlaufen. Auf die ſonſtigen Ausführungen 
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iſt mir leider nicht geſtattet, einzugehen, da ich das Wort nur zu 
einer thatſächlichen Berichtigung erhalten habe. Ich bin auch nicht 
in der Lage, irgendwelche Momente thatſächlich zu berichtigen, 
die auf Grund des Jahresberichtes vom Jahre 1894 vorgebracht 
wurden, weil ich denſelben leider nicht zur Hand habe, ſondern 
den vom Jahre 1895. Ich bedauere, dass er nicht auch dieſen 
zergliedert hat, wie den bezüglich des Jahres 1894. Ich hätte 
dann Gelegenheit gefunden, ihm ſofort zu erwidern. 


Pice-Hürgermeifter Dr. Tueger: Zu einer perſönlichen 
Bemerkung hat Herr Gem.⸗Rath Dr. Mittler das Work. 
(Rufe: Abweſend!) Iſt nicht anweſend. Zu einer perſönlichen Be— 
merkung Herr Gem. Rath Dr. Ritt. v. Hebra. (Rufe: Abweſend!) 
Iſt ebenfalls abweſend. — Der Herr Referent zum Schluſßs worte! 


Referent: Meine Herren! Ich könnte mich darauf be— 
ſchränken, Sie zu bitten, den Beſchluſs des Stadtrathes, fo wie 
er vorliegt, anzunehmen, aus dem Grunde, weil wir unſere Ver— 
waltung, die Verwaltung in der Gemeindevertretung damit be— 
gonnen haben, Erſparungen an unſerem Bürgermeiſter, Bürger— 
meiſter⸗Stellvertretern und Stadträthen vorzunehmen. Ich könnte 
darauf hinweiſen, daſs der Volksbildungsverein uns gewiss nicht 
näher ſteht, als dieſe, und dass wir die Erſparungen, mit welchen 
wir begonnen haben, auch weiter fortzuſetzen geſonnen ſind. Ich 
könnte zur Begründung anführen und ich hätte es das letztemal 
anführen können, daj3 Erſparungsrückſichten allein es find, welche 
uns veranlaſſen, eine Subvention von 500 fl. vorzuſchlagen. Es 
iſt mir perſönlich — nicht heute, aber in der letzten Debatte gar 
manches zugerufen worden, es iſt mir zugerufen worden, ich ſei 
nie bei einem Vortrage geweſen, ich habe nie dem Volksbildungs⸗ 
vereine zugehört. Meine Herren! Ich war dort. Mich hat zum 
Beiſpiel der Zufall in den Jahren 1891 oder 1892 in den 
VII. oder VIII. Bezirk geführt, wo ein Vortrag gehalten wurde 
über die internationalen Friedensbeſtrebungen. Der betreffende 
Herr, der den Vortrag gehalten hat, war kein Dentjcher. Als er 
aber ſagte, es ſei unverautwortlich geweſen von den Deutſchen, 
daſs fie im Jahre 1870 den Krieg gegen Frankreich zu einer Zeit 
begonnen haben, wo die Franzoſen noch nicht genug gerüſtet 
waren und dafs ſie dadurch ein Blutvergießen ohnegleichen zuſtande 
gebracht haben, damals habe ich die Hände, habe ich die Fäuſte 
geballt und bedauert, daſs mir meine Stellung nicht erlaubte, 
dieſem Manne anders als mit geballten Fäuſten gegenüber zu 
treten. Es iſt auch geſagt worden, in den Vorträgen ſei niemals 
auch nur eine politiſche Anſpielung gemacht worden; in dem Vor— 
trage über Ehegeſetze zu einer Zeit, welche ungefähr mit der Ver⸗ 
handlung der Ehegeſetze im ungariſchen Parlamente zuſammenfällt, 
liegt da nicht doch ein wenig politiſche Anſpielung, oder der 
Vortrag des Herrn Dr. Fried jung über die Organiſation der 
engliſchen Arbeiterſchaft, iſt das nicht doch auch irgendwie ein 
politiſcher Vortrag oder einer, der mit politiſchen Dingen zuſammen— 
hängt? Ich bemerke nur weiter noch, dass die Daten, welche vom 
Herrn Gem.⸗Rathe Mayer vorgebracht wurden, nicht richtig find, 
die Zahl ſtimmt, aber die Sache nicht. 

Er hat bemerkt, es ſeien über 500.000 Perſonen, welche die 
Volksbibliotheken benützten, 500.000 Entlehnungen ſind vor— 
genommen worden; wenn man aber weiß, daſs jede Perſon 
mindeſtens wöchentlich einmal entlehnt, ſo werden aus den 500.000 
höchſtens 10.000, welche während des ganzen Jahres ſich um die 
Bücherei bemühten. 
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Die perſönlichen Angriffe, welche man gegen mich vorgebracht 
hat, übergehe ich ganz. Ich danke den Herren, welche es für 
nothwendig fanden, meinen Beruf mit in die Debatte zu ziehen, 
ich danke aber auch für das Bedauern, welches Sie mir in dieſer 
Frage ausgeſprochen haben. Ich hätte mich nicht getraut, in meinem 


Referate den Liberalismus mit dem Teufel zu vergleichen, wie es 


der Herr Generalredner contra anfangs gethan hat. Er hat auch die 
Rechtsfrage berührt. Nun die iſt für uns vollſtändig klar. Dazu 
braucht man kein Juriſt zu ſein. Es heißt im § 943 a. b. G. B.: 
„Schenkungsverträge ohne wirkliche Übergabe bedürfen zu ihrer 
Giltigkeit eines Notariatsactes.“ (Gelächter rechts.) Ein Notariats- 
act liegt nicht vor, folglich ſind wir in der Lage, die Subvention 
herabzuſetzen. 

Ich bitte auch die geehrte Verſammlung, dem von mir ver— 
tretenen Beſchluſſe zuzuſtimmen, ſchon aus dem Grunde, damit 
nach dem Wunſche der „Neuen Freien Preſſe“ ſich noch ſie ben große 
Zuckerinduſtrielle finden (Beifall links), welche den Volksbildungs⸗ 
verein unterſtützen. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Nun, meine Herren, 
die Debatte iſt beendet, wir ſchreiten zur Abſtimmung. Herr College 
Mayer hat den Antrag geſtellt, dem Vereine eine Subvention 
von 3200 fl. zu gewähren und Herr College Dr. Ritt. v. Hebra 
hat beantragt, über dieſen Antrag namentlich abzuſtimmen. (Rufe 
links: Jetzt um ½9 Uhr!) Der Antrag des Collegen Mayer 
kommt zuerſt zur Abſtimmung, ich werde daher zuerſt die Frage 
an Sie richten, ob Sie wünſchen, daſs über den Antrag Mayer 
namentlich abgeſtimmt wird. Wer für die namentliche Abſtimmung 
iſt, wolle die Hand erheben. (Geſchieht; Rufe rechts: Die Herren 
genieren ſich! — Widerſpruch links.) Der Antrag iſt abgelehnt. 
(Erneuerte Zwiſchenrufe rechts.) Dem Herrn Dr. Vogler be— 
merke ich, daſs, fo lange er und feine Herren am Ruder waren, 
ſie eine Kritik der Abſtimmung unter keiner Bedingung geduldet 
haben; ich würde alſo bitten, daſs Sie eine Regel, die Sie damals 
als parlamentariſch richtig aufgeſtellt haben, jetzt auch ſelbſt be— 
folgen. (Sehr gut! links.) | 

Ich weiß ſchon, was ich zu thun habe, fürchten Sie ſich 
nicht, ich werde die Geſchichte ſchon treffen. (Heiterkeit.) Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung. 

Es kommt zuerſt der Antrag Mayer zur Abſtimmung. Die 
Herren, welche für den Antrag Mayer, nämlich für die Summe 
von 3200 fl. ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minorität (Rufe rechts: Das Stimmenverhältnis 
conſtatieren!) Dazu bin ich nicht verpflichtet, werde es aber thun 
über Wunſch der geehrten Herren. (Nach erfolgter Auszählung:) 
Es ſind 55 contra und 25 pro; der Antrag Mayer iſt alſo 
abgelehnt. ö 

Es kommen nun die Anträge des Stadtrathes zur Abſtim— 
mung. Diejenigen Herren, welche mit den Anträgen des Stadt— 
rathes einverſtanden find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt offenbar die Majorität. (Zur Rechten gewendet:) 
Wünſchen Sie noch einmal die Conſtatierung des Stimmenver— 
hältniſſes? (Rufe rechts: Nein!) Die Anträge des Stadtrathes 


ſind angenommen. 


Beſchluſs: Dem Wiener Volksbildungsvereine wird in Ab- 
änderung des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 5. Oc: 
tober 1894, 3. 3778, für das Jahr 1896 eine 
Subvention von 500 fl. gewährt. 
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Das Geſuch des Wiener Volksbildungsvereines 
um Subvention für die Jahre 1897 bis 1899 wird 
mit dem Hinweiſe darauf abgelehnt, dass der Ge— 
meinderath grundſätzlich Subventionen bloß für das 
laufende Jahr gewährt. 

Der Magiſtrat wird erſucht, ein Gutachten über 
Errichtung von Volksbibliotheken in den einzelnen 
Bezirken vorzulegen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Die öffentliche 
Sitzung iſt geſchloſſen; es findet eine vertrauliche Sitzung 
ſtatt. (Widerſpruch rechts.) 

„Schluſs der öffentlichen Sitzung 8 Uhr 40 Minuten abends.) 


Beſchluſs Protokoll 


der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 


vom 25. Juni 1896. 
Vorſitz: Vürgermeiſter Strobach. 


1. Verleſung des Antrages des Gem.-Nathes Dr. Reiſch, 
betreffend Verhandlung wegen einer Trottoiranlage. 

2. Verleſung des Antrages des Gem. -Nathes Dr. Reiſch, 
betreffend Durchführung einer Straße. 

3. (4738.) Gem.-Rath Dr. Deutſchmann beantragt den 
Abſchluſs eines Vergleiches in der Angelegenheit der Verlaſſenſchaft 
des Alois Draſche. (Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


Allgemeine Nachrichten. 


Commiſſton für Verkehrsanlagen. 


27. Juni 1896. 


In der abgelaufenen Woche wurden bei der Ausführung der 
Wiener Verkehrsanlagen 7743 Arbeiter verwendet; hievon waren 4396 
beim Bau der Gürtel⸗, Vororte- und Wienthallinie der Stadtbahn, 
324 beim Bau des Schleuſencanales nächſt Nujsdorf, 3023 bei der 
Wienfluſs-Regulierung beſchäftigt; außerdem ſtanden in Ver⸗ 
wendung: bei den Bahnbauten 233 Fuhrwerke und 17 Dampf 
maſchinen, beim Schleuſencanalbau 1 Fuhrwerk und 8 Dampf— 
maſchinen, bei der Wienfluſs⸗Regulierung 55 Fuhrwerke und 
28 Dampfmaſchinen. 


Warnung vor der Auswanderung nach Bahia. 


Die k. k. n.⸗6. Statthalterei hat mit Erlaſs vom 8. Juni 
1896, Z. 53025 (M.⸗Z. 105283/ XVI), dem Wiener Magiſtrate 
Nachſtehendes bekanntgegeben: 

Nach einem im Wege des k. u. k. Miniſteriums des Außern 
an das hohe k. k. Miniſterium des Innern gelangten Berichte des 
k. u. k. Conſuls in Bahia iſt der Staat Bahia zur Aufnahme 
von Auswanderern nicht geeignet und die Lage der dort Ein— 
gewanderten eine äußerſt ungünſtige, da jeder Arbeiter daſelbſt 
bloß einen Tageslohn in der Höhe von ungefähr einem halben 
Gulden bekommt, womit eine Arbeiterfamilie in der Hauptſtadt 
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oder im Innern des Landes, wohin die Eingewanderten im all: 
gemeinen hingeleitet werden, bei der dort herrſchenden Theuerung 
zum Leben beiweitem nicht auslangen kann. 

Der Anſicht des genannten Conſuls nach würde die Aus⸗ 
wanderung von Oſterreichern nach Bahia zur Folge haben, daſss 
viele Auswanderer⸗Familien auf Staatskoſten zuerſt unterſtützt und 
dann heimbefördert werden müssten, und er räth deshalb darauf 
ein, die Auswanderung nach Bahia zu verhindern oder wenigſtens 
die Auswanderungsluſtigen zu verſtändigen, einen Dienſt nur dann 
aufzunehmen, wenn ihnen eine tägliche Entlohnung von circa 


1½ Gulden und der unentgeltliche Bezug von Arzneien im Er⸗ 


krankungsfalle zugeſichert werden. 


Approviſtonierungs- Angelegenheiten. 


Der tägliche Fleiſchmarkt. 


In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 21. Juni bis 27. Juni 1896. 


1. Fleiſchſendungen: 


Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


. . 225.674 kg (Davon aus Wien — 188.839 aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 11.245; aus 
Oberöſterreich — 174; aus Mähren 
— 4562; aus Galizien — 16.054; aus 
Ungarn — 3850; aus der Bukowina — 
950 aus Böhmen — kg) 

(Davon aus Wien — 866, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 20; aus 
Oberöſterreich — —; aus Mähren — 
74; aus Ungarn — 14; aus Galizien 
— 35.044; aus der Bukowina — kg) 
(Davon aus Wien — —, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — —; aus Galizien 
— 464; aus Ungarn — —; aus Mähren 
— ; aus der Bukowina — 440 kg) 


(Davon aus Wien — 35.542, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 1972; aus 
Oberöſterreich — —; aus Böhmen — 379; 
aus Mähren — 1.353; aus Galizien — 
2822; aus Bosnien — — kg) 
. 1.768 Stück (Davon aus Wien — 656, aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich — 14; aus Oberöſterreich 
aus Mähren — 69; aus Galizien 
— 995; aus Ungarn — 33; aus der 
Bukowina —; aus Steiermark 1 Stück.) 


(Davon aus Wien — 20, aus dem 
ſonſtigen Niederöſterreich — 4; aus Mähren 
— ; aus Galizien — —; aus Ungarn 
— ; aus Serbien — — Stück.) 
(Davon aus Wien — 238, aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich 100; aus Mähren — 44; 
aus Galizien — 11; aus Ungarn — —; 
aus Bosnien — ; aus Croatien — —; 
aus Steiermark — — ; aus Serbien — 
141 Stück.) 
(Davon aus Wien — ; aus dem ſonſtigen 
Niederöſterreich — — aus Galizien — —; 
aus Mähren — —; aus Ungarn — —; 
aus Steiermark — — Stück.) 

Die Zufuhren für den Approviſionierungsverein 
ſind bereits in den obigen Summen enthalten. 


Rindfleiſch 


Kalbfleiſch .. 36.018 „ 


Schaffleiſch 904 „ 


Schweinfleiſch .. 42.068 „ 


Kälber 


Schweine 


Lämmer = 


5* 
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2. Preisbewegung : 

ige Siedfleiſch von 30 bis 70 kr. per Kg. 
a ee u. Rieden „ 54 „ 100 „ 55 
Kalbfleiſc h... e u 
Schaffleiſchch t „ 36 „ 56 % 
Schweinfleiſcc h.. .. „ 50 „ 74 „ „ „ 
Kälber „ 38 „ 64 „ „ „ 
Schaffe e 
Schwe inne % AR 2: 02 De 
Lämmer — „ Z fl. per Stück. 


Bei nahezu gleicher Fleiſ ſchzuführ⸗ wie in el Vorwoche ge— 
ſtaltete ſich der Marktverkehr gegen Wochenſchluſs infolge größeren 
Bedarfes für die beiden Feiertage lebhaft und wurden für Kalb— 
fleiſch um 8 kr., für Schweinefleiſch um 4 kr., für Schweine und 
Schaffleiſch um 6 kr. und für Kälber um 12 kr. per Kilo beſſere 
Preiſe erzielt. Die übrigen Fleiſchwaren notierten vorwöchentliche 
Preiſe. 


*. * 
* 


Pferdemarkt vom 26. Juni 1896. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 559 Pferde. 


Preis: für Gebrauchspferde 115 385 fl. per Stück. 
„ Schlachtpferde . 25 - 60, 


Der Markt war ſehr lebhaft. 


* l. 
*+ 


Preisbewegung an der Börſe für laudwirtſchaftliche 
Produete in Wien vom 27. Inni 1896. 


a) Getreide. 
Weizen (Qualitätsgewicht per 1 hl er kg) von 6 fl. 75 kr. bis 7 fl. 30 kr. 
1 


Roggen ( 70 7. 1 77 —7 „7 Mm 6 7 20 nn 6 . 55 M 
Ge ne a ya „ 3 „, 80 u „ 8 „, —, 
N...... ee ee ee „ 5 „ 65 
err. „ 6 .YQ30 6 90. 
b) Mahlproducte, 
Gi: wa von 11 fl. 30 kr. bis 12 fl. 70 kr. 
Beenmehl te... 2 10 „ 42 „ 70 
onen a N. Sr , 70 
Weizenkleie FFC i e 
Roggen kle ie 4, 40 4 „ä 50, 
* * 
* 


Bericht des Marktamtes 


über die im Monate Mai 1896 bei der Einfuhr nach Wien 
beſchauten Thiere und Fleiſchwaren, die vorgenommenen Schlach⸗ 
tungen und die in Ausübung der Markt, Sanitäts⸗ und Veterinär⸗ 
polizei von den Beamten des Marktcommiſſariates und der 
Veterinärabtheilung vorgenommenen Confiscationen nachstehender 
Artikel: 
Bei der Einfuhr wurden beſchaut: 
27.262 Rinder, 29.319 ausgeweidete und 4388 lebende Kälber, 
8097 ausgeweidete und 8955 lebende Schafe, Ziegen, Lämmer 
und Kitze, 16.200 ausgeweidete und 38.374 lebende Schweine, 
32 Spanferkel, 1,027.147 kg Rindfleiſch, 245.508 kg Kalbfleiſch, 
5483 kg Schaffleiſch und 254.183 kg Schweinfleiſch. 


Bei der Schlachtung wurden beſchaut: 
22.592 Rinder, 4807 Kälber, 1298 Schafe, Ziegen, Lämmer 
und Kitze, 38.054 Schweine, 1765 Pferde und 6 Eſel. 
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und verdorbene Mineralwäſſer, 
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Confisciert wurden: 

Nach Stücken: 18 Rinder, 46 Kälber, 12 Schafe, 
Ziegen, Lämmer und Kitze, 222 Geflügel, 57 Würſte und Wurſt⸗ 
waren, 965 Lebern und Lungen, 34 Milze, Nieren und Herzen, 1 
Kalbskopf, 2 Eingeweide, 1 Zunge, 6 Kalbs⸗ u. Schweinsfüße, 38 Flotz⸗ 
mäuler, 1189 geräucherte, geſalzene und marinierte Fiſche, 15.929 
Krebſe, 172 Käſe, 11.191 Südfrüchte, 1477 Grünwaren, 445 
Salz⸗ und Eſſiggurken, 123 Paradiesäpfel, 23 Gebäck, 56 Zucker⸗ 
bäckerwaren, 2635 Eier, 59 Canditen, 3 Tiegel Senf, 328 alte 
1 Flaſche Brantwein, 143 dünn⸗ 
wandige Liqueurfläſchchen, 1 Trinkglas, 192 nicht verzinnte Ge— 
ſchäftsutenſilien, 848 Feuerwerkskörper, 3 Milchſprudler und 1 
Milchkanne. 

Nach Kilogramm: 1.26450 Rindfleiſch, 15.153°60 Kalb- 
fleiſch, 184 Schaffleiſch, 6 Kitzfleiſch, 619 Lammfleiſch, 58.676 
Schweinfleiſch, 276·59 Selchfleiſch, 075 Pferdefleiſch, 45 Wild— 
bret, 14355 Fiſche, 94 geräucherte, geſalzene und marinierte 
Fiſche, 57 Würſte und Wurſtwaren, 2.965 Lebern und Lungen, 
34 Milze, Nieren und Herzen, 63075 Hirn, 2 Magen, 13 
Beuſchel, 2˙35 Schweinſchmalz, 550 Speck, 9·40 Butter, 18˙25 
Topfen, 22:75 Käſe, 1246 verdorbenes Obſt, 15˙5 gedörrtes Obſt, 
2458 Südfrüchte, 15°05 Hülſenfrüchte, 88750 Grünwaren, 10.355 
Erdäpfel, 33˙50 Sauerkraut, 98 Saure Rüben, 2085 Salami, 
43:81 Zuwagstheile, 185 friſche und 425 getrocknete Schwämme, 
70 Eſſig⸗ und Salzgurken, 7˙97 Paradiesäpfel, 23˙5 Gebäck, 
3•15 Zuckerbäckerwaren 111 Hefe, 1˙5 Pflaumenmus, 5 Canditen, 
23 Mehl. 16 Grieß, 3 Mohn, 2˙75 Bruchkaffee, 160 Kaffee⸗ 
ſurrogate, 1850 Arzneikräuter, 4650 Maculaturpapier. 

Nach Litern: 7 Hülſenfrüchte, 513 Milch, 5 Eſſig, 85-50 
Bier. 


Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 18. Juni bis 25. Juni 1896. 
Waren eingelagerrkr 46.802 Meter⸗Centner 
„ ausgelagert " 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
17.000 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 25. Juni 1896 279.684 Meter⸗Centner, und zwar: 
81.117 Meter⸗Ceutner Weizen, 7.378 Meter⸗-Centuer Roggen, 


36.440 Gerſte, 34.228 Hafer, 
25.989 5 Mais, 24.679 Olſaaten, 
7.801 Mehl u. Kleie, 4.026 5 Wein, 
32.427 „ Zucker, 1.196 Hektoliter a 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,503.205 fl. öſt. Währ. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen find die Geſchäftsuummeru der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Vaubewilligungen wurden überreicht: 
vom 25. Juni bis 29. Juni 1896: 


Für Neubauten: 

II. Bezirk: Haus, Kluckygaſſe, Einl.⸗Z. 3613, von Johann Gal— 
brunner, Wallenſteinſtraße 68, Bauführer J. Wögler 
(4627). 

Haus, Pappenheimgaſſe 65, von Anna Schwelz, Bauführer 
A. Schleſak (4676). 


”„ ” 
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III. Bezirk: Dietrichgaſſe 18, von Anna Dolezal, Brigittenauerlände 4, 
Bauführer J., Dolezal (46269) „ 
V. Bezirk: Eishaus, Wehrgaſſe 19, von Ludwig Gei ger, Wehrgaſſe 21, 
Blanführer J. Ebetshuber (4693). 
Bezirk: Haus, Seidengaſſe 6, von Karl Auteried, XIII., Auhof⸗ 
ſtraße 26, Bauführer J. Schneider (4679). 
Für Zubauten 


„Bezirk: Stalltract, Obere Donauſtraße 9, von Fritz Haaſche, Bau⸗ 
führer F. Breyer (4673))97 . 
„Bezirk: Apoſtelgaſſe 5, von der Congregation der Schulſchweſtern 
dees Ordens des heil. Franciscus Seraphicüs, Bauführer 
C. Hörmann KO). 
„Bezirk: Hoftract, Apollogaſſe 3, von Alois Woitek, Bauführer H. 
Stag! (4670). i 
XVI. Bezirk: Einſtöckiges Fabrikslocal, Neulerchenfeld, Thaliaſtraße 28, 
| von Anton Capek, ebenda, Bauführer Franz B od (32044). 


Für Adaptierungen: 


I. Bezirk: Franz Joſefsquai 13, von Jul. Ritt. Leon v. Wernburg' 
Bauführer A. Zwerina (4681), 


II. Bezirk: Marchfeldſtraße d und Forſthausgaſſe, von F. Schwertner, 
Bauführer J. Wagner (4609). 

x 1 Gießmanngaſſe 12, von Hans Boch, Neſtroygaſſe 9, für 
Flach & Keil, Bauführer J. Wurts (4646). 

7 „ Neſtroygaſſe 9, von Haus Boch, ebenda, für Flach & Keil, 
Bauführer J. Wurts (4647). 

N * Kloſterneuburgerſtraße 42, von Johann Kreutzer, Maurer- 
meiſter (4660). 

IV. Bezirk: Wiedenergürtel 26, von Rudolf Keymar, Bauführer H. 


Ohrner (4657). 
Rüdigergaſſe 7, von Helene Stuhlmüller, Bauführer F. 
Doleyſchka (4594) 
Kriehubergaſſe 31, von Heinrich Schottenhaml, Bauführer 
Jof. Hecht (4655). 
Untere Bräuhausgaſſe 63, von Wilhelm Dörſam, Gries— 
gaſſe 1, Bauführer J. Schneider (4678). 
Dreihufeiſengaſſe 13, von Engen Baron Boche-Lettmayer, 
Seilerſtätte 15, von Franz Doleyſchka (4618). 
Mariahilferſtraße 74, von Marie v. Szvetenay durch 
C. Hubanicki (4645). 


5 1 Hermanngaſſe 19, von J. Nawratil, Bauführer J. Müller 
4683). 
IX. Bezirk: Eiſengaſſe 34, von Emma Burger v. Burgheim, Ban— 
führer J. Grünbeck (4610). 
XVI. Bezirk: Neulerchenfeld, Hasnerſtraße 35, von Joſef Menſchik, 
ebenda, Bauführer Johann Kielmayer (32112). 
15 1 Ottakring, Feßtgaſſe 10, von Franz Wen dolsky, ebenda, 
Bauführer Johann Meidl (32113). 
5 6 Neulerchenfeld, Neumayergaſſe 24, von Dr. Hermann 
Breitner, ebenda, Bauführer Franz Vock (32237). 
1 „ Neulerchenfeld, Neumayergaſſe 15, von Joſef Kollarz, 


Bauführer W. Gabauer (32442). 


Für diverse (geringere) amen: 

Schupfe, Marchfeldſtraße 8 und Forſthausgaſſe, von Franz 
Schwertner, Bauführer J. Waguer (4609). 

Canal, Favoritenſtraße 16, von Joſef Scholz, Baumeiſter, 
für Grafen Alfred Harrach (4694). 

Schupfe, Untere Bräuhausgaſſe 63, von Wilhelm Dörſam, 
Bauführer J. Schneider (4678). 


Geſuche um Bekanntgabe der Vaulinie wurden überreicht: 
V. Bezirk: 1 4, von Johann Anderle, Hundsthurmerſtraße 27 
4597). 


II. Bezirk: 


IV. Bezirk: 


V. Bezirk: 


Steggaſſe 3, von Johann Anderle, Hundsthurmerſtraße 21 

Fluchtgaſſe 5, von Emil Wehle, Kolingaſſe 9 (4648). 

Fünfhaus, Einl.⸗Z. 429, Hackengaſſe 7/9, von Heinrich Lang 
& Sohn (14208). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 
VI. Bezirk: Laimgrubengaſſe 3, von Peregrin Zim mermann, Maurer— 
meiſter, für J. Dreiſiebner (4595). 
IX. Bezirk: Hebragaſſe, Einl.⸗Z. 1406, von Nicanore Rella & Max 
Frommer (4638). 
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IX. Bezirk: 
XV. Bezirk: 


Gewerbeaumeldungen vom 25. Juni 1896. 


(Fortſetzung.) 
Omann Franz — Privat-Zeichen- und Malſchule — XIII., Penzinger— 
ſtraße 52. 
Twaroch Lorenz — Sandgewinnung — XVII., Jörgerſtraße 54. 
Mika Wenzel — Schloſſergewerbe — J., Singerſtraße 10. 
Gula Juliaua — Siegellack-Erzeugung — X., Erlachgaſſe 66. . 
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Glashüttner Roſalig. ., Wohnungs vermietung und Verpflegung der 


Kiffer Johaun — Zeikungs⸗Verſchleiß — XII., Hetnalſer Haupfſtr. 96. 
1 H•öV , Se E „ Be 0 5 „ 
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Gewerbeaumeldungen vom 26. Juni 1896. 


Bößmüller Marie — Brennmaterialien-Kleinhandel — V., Garteng. 19. 

Rothſtein Anna — Fabriksmäßige Cartonagewaren-Erzeugung — XIV., 
Cardinal Rauſcherplatz 3. 

Rajewsky Marie — Damenkleidermachergewerbe — XIX., Gunoldſtr. 14. 

Herr Johann Hermann — Gaſtwirt — V., Ziegelofengaſſe 3. 

Landauer Petronella — Gaſt- und Schankgewerbe — XVIII., Gentz— 
gaſſe 95. 

Siegert Rudolf — Gaſtwirt — II., Taborſtraße 98. 

Japke Rifka — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Große Stadtgutg. 14. 

Fuchs Frauz — Handelsagent — VII., Zieglergaſſe 11. 

Oliſcher Franz — Häuſeradminiſtration — III., Hafnergaſſe 24. 

Friedmann Heinrich — Herrenkleidermacher — II., Komödiengaſſe 1. 

Felber Francisca — Kaffeeſchauk — VII., Schottenfeldgaſſe 48. 

Gölles Johann — Kaffeeſieder — V., Griesgaſſe 44. 

Kugel Netti — Kaffeeſchank — VII., Zieglergaſſe 2. 

Oberheinrich Georg — Kaffeeſchauk — VII., Hermanngaſſe 7. 

Stelzig Pauline — Kaffeeſieder — VII., Zieglergaſſe 70. 

Repa Johann — Pferdefleiſch- und Pferdefleiſchwaren-Verſchleiß — 
XIX., Sonnbergplatz 7. 5 | 

Herbft Hedwig — Photographeugewerbe — VII., Neubaugaſſe 45. 

Stahl Emma — Schul-, Gebetbücher-, Kalender- und Heiligenbilder— 
Verſchleiß — V., Ramperſtorffergaſſe 46. 

Glaſerer Friedrich — Tapezierer — XII., Schönbrunnerſtraße 116. 

Frauſner Benedict — Würſtel⸗ und Brot-Feilbieten von Haus zu Haus 
und im Umherziehen — VII., Neubaugaſſe 36. 


* * 
*. 


Gewerbeanmeldungen vom 27. Juni 1896. 


Prochaska Heinrich — Bautiſchler — XVI., Kirchſtetterngaſſe 7. 

Riedl Roſa — Beftandwirtsgewerbe — XIII., Speiſingerſtraße 51. 

Stich Leopoldine — Depoſitorium-Errichtung — IV., Starhembergg. 36. 

Rauſcher Franz Einſpänner-Conceſſion, Lic.-Nr. 962 XVI., 
Wichtelgaſſe 13. 

Schachhuber Leopold — Gaſtwirt — XVI., Neulerchenfelderſtraße 92. 

Strohmer Thekla — Gaſt- und Schankgewerbe — IX., Fuchsthallerg. 7. 

Barwig Hermine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Köhlergaſſe 15. 

Furthner Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Hahıgaffe 20. 

Kainer Ludwig — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Burggaſſe 128. 

Popelka Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Schwendergaſſe 19. 

Hauslich Bernhard — Haudelsagent — IX., Porzellangaſſe 45. 

Klein Franz — Kleinfuhrmann — XIII., Lainzerſtraße 9. 

Welliſch Cäcilie — Kleidermachergewerbe — XVII., Ottakringerſtraße 35. 

Woprsal Franz — Kleidermacher — XVI., Speckbachergaſſe 27. 

Leibold Thereſia — Cravatten-Erzeugung — IX., Höfergaſſe 14. 

Müller Amalia — Lederausſchneiderei — VII., Schottenfeldgaſſe 76. 

Haas Francisca — Lockenwickler-Erzeugung — XVI., Wendgaſſe 2. 

Nürnberger Katharina — Marktobſt-Verſchleiß — XII., Steinackerg. 17. 

Mayer Wilhelmine — Papier- und Kurzwaren-Verſchleiß — IX., Nuſs— 
dorferſtraße 66. 

Sernetz Karl — Schuhmacher — XL, Hauptſtraße 114. 

Sedivy Stephan — Victualien-Verſchleiß — XIX., Döblinger Haupt— 
ſtraße 38. 

Fiſcher Marie — Victualienhandel — IX., Porzellangaſſe 10. 


Jnu halt: 


5 Seite 
Gemeinderath: 


Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des 
Gemeinderathes vom 25. Juni 1896. 


Inhalt: 
Mittheilungen des Vorſitzenden: 


1. Entſchuldigung des Bürgermeiſters und der Gem.-Räthe 
Hipp und Sebaſtian Grünbeck wegen Fernbleibens 

2. Beurlaubung der Gem.-Räthe Staſtnik, Schedifka und 
Sebaſtian Grünbeck. 715 


715 


152 


Tr NIT — NINE TE TINTE NN NENNE UNTEN 


8. 


4. 


5. 


mm 2 


Schenkung des Karl Reger an die Gemeindecaſſa 
Reſignation des Oberbaurathes Otto Wagner auf ſein Mandat 
als Mitglied der Baudeputation 
Nichtannahme der Wahl zum Mitgliede der Special-Commiſſion 
zur Leitung des k. k. technologiſchen Gewerbemuſeums ſeitens des 
Gem.⸗Rathes Hallmann 


Einladung des Gemeinderathes ſeitens des Herrn Leopold 


Bürger zur Beſichtigung des von ihm erfundenen Kehricht— 
wagens 


. Einladung des Gemeinderathes ſeitens der Aecumulatorenfabriks— 


Actiengeſellſchaft zu einer Probefahrt auf der Linie Burggaſſe — 
Bellaria 


„Beantwortung der Interpellation des Gem.⸗Rathes Schleſinger, 


betreffend die Errichtung eines Rettungsplatzes bei der Kreuzung 
der Lerchenfelder und Thaliaſtraße mit der Gürtelſtraße ... 


Desgleichen jener desſelben Gemeinderathes, betreffend das 


Stationsgebäude der Hochbahn zunächſt der Breitenfelder 
Kirche 


22 % % „„ „%/ ⁸ Fw-ä 22% % % ⸗ % W 2 % „„ „„ 0 


Einlauf: 


10. 
11. 


Petition der Genoſſenſchaft der Fafsbinder wegen Aufhebung 
des Hauſierhandels mit Binderwaren 
Eingabe des Vereines zur Gründung eines Gymnaſiums im 
XIII. Bezirke um Bewilligung einer Subvention von 30.000 fl. 


Interpellationen: 
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13. 


18. 


Gem.⸗Rath Mareſch, betreffend die Herabſetzung des Fahr⸗ 
preiſes für die Strecke Lerchenfelderlinie —Mariahilferlinie der 
Neuen Wiener Tramway-Geſellſchaft 
Gem.⸗Rath Hallmann, betreffend die Verſtellung der Tramway⸗ 
Wartehallen durch automatiſche Wagen 


Gem.⸗Rath Hütter, betreffend die Offertverhandlung über die 


communalen Fleiſchſtände 


„Gem.⸗Rath Dr. Reiſch, betreffend die Activierung der communalen 


Fleiſchſtände 
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Gem.⸗Rath Mareſch, betreffend die Errichtung einer eommu— 


nalen Sparcaſſa im XVI. Bezirke, eventuell auch in anderen 
Bezirken 
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Gem.⸗Rath Hütter, betreffend die Beſeitigung des Viehtriebes 


durch die Straßen Wiens 
Gem.⸗Rath Dr. Reiſch, betreffend die Verweigerung der Überlaſſung 
der Feſträume im Rathhauſe für die Generalverſammlung des 
Deutſch⸗-öſterreichiſchen Lehrerbundes 
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Anträge: 


19. 


26. 


28. 
29. 


30. 


Gem.⸗Rath Schwarzmayer, betreffend die Abſtellung von 
Verkehrsübelſtänden auf der Schönbrunnerſtraße zwiſchen der 
Dadler- und Reichsapfelgaſſe im XIV. Bezirke 


Gem.⸗Rath Schneeweiß, betreffend Ergreifung von Maß— 


regeln anläſslich der durch die „Wiener Allgemeine Zeitung“ 
gegen den Bürgermeiſter erhobenen Angriffe 


Gem. ⸗Rath Eigner, betreffend die Erhöhung der Entlohnung 


der Krankenträger im XVII. Bezirke 


Derſelbe, betreffend die Vergrößerung der Sanitätsſtation im 


XVII. Bezirke 


Gem.⸗Rath Dr. Geßmann, betreffend das Inkrafttreten des 


Geſetzentwurfes über die Concursausſchreibungen an den öffent— 
lichen Volks- und Bürgerſchulen 


Gem.⸗Rath Oppenberger, betreffend die Einführung eines 


vierten Meldezettels und Überſendung desſelben an den Steuer- 
und Wahlcataſter 


„Gem.⸗Rath Kubik, betreffend die Errichtung von Verſatzämtern 


in allen Bezirken Wiens 
Gem.⸗Rath Dr. Kraft, betreffend Abſtellung von ſanitären 
Übelſtänden in einem Vorzimmer des Handelsgerichtes . 


„Gem.⸗Rath Obriſt, betreffend Schulbau in Salmannsdorf . . 


Gem.-Rath Kubik, betreffend die Verwendung des V. ſtädt. 
Waiſenhauſes lediglich zur Unterbringung kränklicher Kinder .. 
Gem.⸗Rath Hütter, betreffend die Überlaſſung von Gründen 
an die Genoſſenſchaft der Fleiſchhauer zur Errichtung von Kühl— 
anlagen 
Sem Rath Dr. Pommer, betreffend die Erhaltung, beziehungs- 
weiſe Umgeſtaltung der alten Friedhöfe in Gartenanlagen 


Referate: 


31. 


32. 


33. 


Gem.⸗Rath Dr. Mayreder, betreffend Grundcompenſation beim 
Hausbau VIII., Florianigaſſe 66, Bennoplatz 8, des Rudolf 
Hörandner 
Gem.⸗Rath Rauer, betreffend Portal- und Riſalitherſtellungen 
beim Baue XIII., Reinlgaſſe, Einl.⸗Z. 1100 ꝛc., der Congregation 
der frommen Arbeiter 
Derſelbe, betreffend Riſalitherſtellungen beim Hausbaue, 
XIII., Breitenfeerftraße, Einl.⸗Z. 566, des Alex. Ritt. v. Moering 
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34. 


50. 


Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger, betreffend die Ergreifung der 
Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof gegen die Miniſterial⸗ 
entſcheidung puncto Nichtzuerfeunung der Steuerfreiheit für die 
Oberlehrer⸗Amtswohnung in der Dirndlhof-Realität in Kaiſer⸗ 
Ebersdorf, XI. Bezirk 


Derſelbe, betreffend die Ergreifung der Beſchwerde an den 


Verwaltungsgerichtshof gegen die Miniſterialentſcheidung in 
Angelegenheit des Bauconſenſes für die Halteſtelle „Braunſchweig— 
gaſſe“ der Wienthallinie 
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„ Gem.⸗Rath Dr. Mayreder, betreffend die Baulinien- und 


Nievaubeſtimmung für die Seilergaſſe und den Neuen Markt 
im J. Bezirke 


Derſelbe, betreffend die Parcellierung und Verwertung der 


Area der ehemaligen Weinhauſer Zwangsarbeitsanſtalt. . .. 


. Gem.⸗Rath Gräf, betreffend den Verkauf eines Theiles der 


Wegparcelle 1734 und der Cat.⸗Parc. 1510, Einl.⸗Z. 1985 in 
Ottakring an die Eheleute Ferdinand und Barbara Bauer .. 


. Gem.⸗Rath Dr. Deutſchmann, betreffend die Erneuerung des 


Mietverhältniſſes mit dem k. k. Poſtſparcaſſenamte bezüglich des 
Bürgerſpitalfondshauſes I., Schönlaterngaſſe 13 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Neumayer, betreffend die Anweiſung 


des erſten Trienniums für 30 Ezecutionsamts-Acceſſiſten 


„Gem.⸗Rath Hörmann, betreffend die Baulinienänderung für 
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die Ungargaſſe bei Nr. 12, III. Bezirk 


„Derſelbe, betreffend die Niveaubeſtimmung für die verlängerte 


Leonhardgaſſe, zwiſchen der Geſtettengaſſe und der Erdbergſtraße 
im III. Bezirke 
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Derſelbe, betreffend die Subventionierung des Kirchenmufif- 


vereines an der Pfarre St. Othmar im III. Bezirke 


Gem.⸗Rath Gräf, betreffend die Subventionierung des Conventes 


der Urſulinerinnen 


Gem. ⸗Rath Dr. Krenn, betreffend die Subventionierung des 


Kirchenmuſikvereines an der Pfarre zum heiligen Thomas in 
Nuſsdorf 
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Gem.⸗Rath Dr. Kupka, betreffend die Subventionierung des 


Katholiſchen Lehrerbundes für Oſterreich 


Derſelbe, betreffend die Subventionierung des Kirchenmuſik— 


vereines an der Pfarre in Lichtenthal 
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. Gem.-Nath Büſch, betreffend die Vertiefung des Brunneus für 


das Schöpfwerk im XII. Bezirke, Ecke der Aichhorn- und 
Herthergaſſe (Zuſchuſseredit) 
Gem.⸗Rath Tomola, betreffend die Regulierung der Bezüge 
der Kindergärtnerinnen 
Derſelbe, betreffend die Subventionierung des Wiener Volks— 
bildungsvereines 


Reſchluſs-Protofoll der vertraulichen Hitzung des Gemeinderathes 
vom 25. Juni 1896. 


Inhalt: 


Einlauf: 


1. 
2: 


Gem.⸗Rath Dr. Reiſch, betreffend Antrag wegen einer Trottoir— 
anlage . 
Derſelbe, betreffend Antrag wegen Straßendurchführung 
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Referate: 


8. 


Gem.⸗Rath Dr. Deutſchmann, betreffend Vergleichsabſchluſs 
in der causa: Verlaſſenſchaft Alois Draſche 


Allgemeine Nachrichten: 


Commiſſion für Verkehrsanlagen 
Warnung vor der Auswanderung nach Bahia 


Approviſiopierung⸗ Angelegenheiten: 


Täglicher Fleiſchmarkt vom 21. bis 27. Juni 1896 
Pferdemarkt vom 26. Juni 1896 


Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche Producte in Wien 


vom 27. Juni 1896 


Bericht des Marktamtes über die im Monate Mai 1896 bei der 
Einfuhr nach Wien beſchauten Thiere und Fleiſchwaren, die 
vorgenommenen Schlachtungen und die in Ausübung der Markt-, 
Sanitäts⸗ und Veterinärpolizei von den Beamten des Markt— 
commiſſariates und der Veterinärabtheilung vorgenommenen Con- 


fiscationen 
Städtiſches Lagerhaus 


Baubewegung: 


Geſuche um Baubewilligungen vom 25. bis 29. Juni 1896 
Gewerbeanmeldungen 


Kundmachungen. 
Beilage: 

Geſetze, Verordnungen und Entſcheidungen, ſowie Normativbeſtimmungen 

des Gemeinderathes, Stadtrathes und des Magiſtrates. (VI.) 
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